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– Wortbeiträge 

Der Ausschuss beschließt mit den Stimmen der Fraktionen 
von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen 
der Fraktionen von SPD, FDP und AfD, keine Anhörung zu 
dem Änderungsantrag Drucksache 18/16212 durchzuführen. 

Der Rechtsausschuss stimmt dem Änderungsantrag Drucksa-
che 18/16212 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen 
von SPD, FDP und AfD zu. 

Der Rechtsausschuss stimmt dem Gesetzentwurf Drucksache 
18/14557 in der geänderten Fassung mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimmen der Fraktionen von SPD, FDP und AfD zu. 

Der Innenausschuss stimmt dem Änderungsantrag Drucksa-
che 18/16212 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen 
von SPD, FDP und AfD zu. 

Der Innenausschuss stimmt dem Gesetzentwurf Drucksache 
18/14557 in der geänderten Fassung mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimmen der Fraktionen von SPD, FDP und AfD zu. 

2 Studie zur Entwicklung der Kinder- und Jugenddelinquenz in Nordrhein-
Westfalen – Vorstellung der Abschlussberichte der Teilprojekte „Hellfeld“ 
und „Dunkelfeld“ (Bericht auf Wunsch der Landesregierung; Präsentation 
siehe Anlage 1) 26 

3 Entwurf eines Gesetzes zur Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten zum Schutz der Beschäftigten öffentlicher Stellen vor gefährden-
den Personen (Beschäftigtenschutzgesetz NRW – BSchG NRW) 35 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/13700 

Stellungnahme 18/2968 
Stellungnahme 18/3068 
Stellungnahme 18/3069 
Stellungnahme 18/3070 

– Wortbeiträge 
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Der Ausschuss stimmt dem Gesetzentwurf mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP bei Enthaltung der AfD-Fraktion zu. 

4 Demokratie schützen – keine Toleranz für kriminelle Gewaltstrukturen: 
Antifa-Sumpf austrocknen! 37 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/15910 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss beschließt mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die 
Stimmen der AfD-Fraktion, sich vorbehaltlich des Beschlusses 
einer Sachverständigenanhörung im federführenden Ausschuss 
nachrichtlich an dieser Sachverständigenanhörung zu beteiligen. 

5 Studie des LKA zu Tötungsdelikten zum Nachteil von Frauen (Bericht 
beantragt von der Fraktion der SPD [siehe Anlage 2]) 38 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4305 

– Wortbeiträge 

6 Gewalt an Schulen immer schlimmer – Wie sieht es in NRW aus? 
(Bericht beantragt von der Fraktion der AfD [siehe Anlage 3]) 40 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4349 

– Wortbeiträge 
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7 Störung einer Lesung in der Neuen Synagoge Düsseldorf (Bericht be-

antragt von der Fraktion der FDP [siehe Anlage 4]) 42 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4425 

– keine Wortbeiträge 

8 Cybersicherheitsstrategie der Landesregierung (Bericht beantragt von 
der Fraktion der FDP [siehe Anlage 4]) 43 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4397 

– Wortbeiträge 

9 Mafia-Aktivitäten in Nordrhein-Westfalen (Bericht beantragt von der 
Fraktion der FDP [siehe Anlage 4]) 44 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4431 

– keine Wortbeiträge 

10 Interministerielle Arbeitsgruppe Zivile Verteidigung (Bericht beantragt 
von der Fraktion der FDP [siehe Anlage 4]) 45 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4392 

– Wortbeiträge 

11 Polizeiliche Schussabgabe in Arnsberg (Bericht beantragt von der Frak-
tion der FDP [siehe Anlage 4]) 46 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4394 

– Wortbeiträge 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 5 - APr 18/1036 

Innenausschuss (62.) (öffentlich) 30.10.2025 
TOP 1 gemeinsam mit: 
Rechtsausschuss (66.) (öffentlich) 
 
 
12 Fehlende Taser-Gutachten liegen jetzt vor – Wann gedenkt die Landes-

regierung Öffentlichkeit und Landtag über die abschließenden Ergebnisse 
der Evaluation des Einsatzes von DEIG durch die NRW-Polizei zu 
informieren? (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [siehe Anlage 5]) 47 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4393 

– Wortbeiträge 

13 Liegt die Evaluation des PeRiskoP-Programms mittlerweile vor? (Bericht 
beantragt von der Fraktion der SPD [siehe Anlage 5]) 48 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4409 

– Wortbeiträge 

14 Aktueller Stand der Mehrarbeit bei der Polizei NRW (Bericht beantragt 
von der Fraktion der SPD [siehe Anlage 5]) 50 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4309 

– keine Wortbeiträge 

15 Islamistisch motivierter Messerangriff an einer Essener Schule Anfang 
September – Aktueller Ermittlungsstand (Bericht beantragt von der Frak-
tion der SPD [siehe Anlage 5]) 51 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4424 

– keine Wortbeiträge 
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16 Messerangriff an einer Schule in Paderborn – Aktueller Ermittlungs-

stand (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [siehe Anlage 5]) 52 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4426 

– Wortbeiträge 

17 Polizeiliche Maßnahmen gegen den “Active Club OWL” (Bericht bea-
ntragt von den Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [siehe 
Anlage 6]) 53 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4391 

– Wortbeiträge 

18 Ministerien lassen NGOs durch Verfassungsschutz überprüfen – Wie 
handelt NRW? (Bericht beantragt von der Fraktion der AfD [siehe Anlage 7]) 55 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4396 

– Wortbeiträge 

19 Wer wird wie vom Verfassungsschutz in NRW beobachtet? (Bericht be-
antragt von der Fraktion der AfD [siehe Anlage 7]) 56 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4395 

– keine Wortbeiträge 

20 Düsseldorf: Jugendliche verüben neun Raubüberfälle (Bericht beantragt 
von der Fraktion der AfD [siehe Anlage 7]) 57 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4412 

– Wortbeiträge 
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21 Oberhausen: Prozess um Femizid (Bericht beantragt von der Fraktion der 

AfD [siehe Anlage 7]) 58 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4405 

– keine Wortbeiträge 

22 Nennung der Nationalität von Straftätern – Wann ist damit endlich zu 
rechnen? (Bericht beantragt von der Fraktion der AfD [siehe Anlage 7]) 59 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4375 

– keine Wortbeiträge 

* * * 





Landtag Nordrhein-Westfalen - 9 - APr 18/1036 

Innenausschuss (62.) (öffentlich) 30.10.2025 
TOP 1 gemeinsam mit: 
Rechtsausschuss (66.) (öffentlich) 
 
 
 Vor Eintritt in die Tagesordnung: 

a) Gedenken an Marc Lürbke 

Vorsitzende Angela Erwin: Liebe Kolleginnen und Kollegen! bevor wir in die heutige 
Tagesordnung eintreten, möchte ich einen Moment innehalten und an unseren Kolle-
gen Marc Lürbke erinnern, der am 18. Oktober im Alter von nur 48 Jahren viel zu früh 
verstorben ist.  

Marc war seit 2012 Mitglied des Landtags und über viele Jahre das innenpolitische 
Gesicht der FDP-Fraktion. Er hat die Arbeit dieses Ausschusses mit großer Sach-
kenntnis, mit Leidenschaft und vor allem mit Herz und Haltung entschieden mitgeprägt. 
Ich erinnere mich an viele Debatten, in denen Marc stets klar in der Sache, aber fair 
im Umgang war. Er war ein Politiker, der zuhörte, der argumentierte und der auch dann 
den Respekt gegenüber anderen Menschen wahrte, wenn die Positionen weit ausei-
nander lagen. Genau diese Haltung hat unsere gemeinsame Ausschussarbeit ausge-
zeichnet. Seine Themen, vor allem innere Sicherheit, Rechtsstaatlichkeit und Freiheit, 
hat er mit echter Überzeugung vertreten. Er war ein streitbarer, engagierter und zu-
gleich sehr menschlicher Kollege, der sich mit Leidenschaft für unser Land eingesetzt 
hat.  

Mit Marc Lürbke verlieren wir nicht nur einen kompetenten Innenpolitiker, sondern 
auch einen Kollegen, den wir persönlich mochten, weil er Haltung, Humor und das 
Herz am richtigen Fleck hatte. Unser Mitgefühl gilt seiner Familie, seinen Freunden 
und den Kolleginnen und Kollegen der FDP-Fraktion. Wir wünschen ihnen in dieser 
schweren Zeit viel Kraft. 

Ich möchte Sie nun bitten, sich für einen Moment zu erheben und an Marc zu gedenken.  

(Die Anwesenden erheben sich von ihren Plätzen.) 

b) Polizeieinsatz 

Minister Herbert Reul (IM) informiert: 

Am vergangenen Sonntag, dem 26. Oktober, hat das Polizeipräsidium Wuppertal 
mehrere Objekte durchsucht und Personen festgenommen. Der Vorwurf lautete: 
Rauschgifthandel und illegaler Handel mit Kriegswaffen, also Bandenkriminalität in 
großem Stil. Die Ermittlerinnen und Ermittler hatten offenbar den richtigen Riecher. 
Auf die Schliche kamen die Kriminalbeamten des Polizeipräsidiums Wuppertal der 
Bande schon vor rund eineinhalb Jahren. Im Mai 2024 wurde die Ermittlungskom-
mission eingerichtet. Zum jetzigen Zeitpunkt wird gegen elf Personen auf Hochtou-
ren ermittelt, aber bis zum Einsatz am vergangenen Sonntag unter dem Radar, auf 
gut Deutsch verdeckt.  

Aus nachvollziehbaren Gründen kann ich zu dem verdeckten Verfahren natürlich 
nicht mehr sagen, sonst können wir uns das in Zukunft sparen. Nur so viel: Die 
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Ermittlerinnen und Ermittler lassen sich ganz schön etwas einfallen, um an Erkennt-
nisse zu kommen und Beweise zu sammeln. Gekauft hat die Bande die Waffen wohl 
im Ausland, dann mit dem Auto nach Deutschland gebracht und hier weiterverkauft, 
also Geschäfte gemacht.  

Weil die Bande auch international unterwegs ist, sind unter anderem das BKA und 
Europol ebenfalls eingeschaltet. Der Zugriff erfolgte dann am vergangenen Sonn-
tagabend auf der Rückfahrt einer mutmaßlichen Einkaufsfahrt von Waffen. Beam-
tinnen und Beamte der Spezialeinheiten haben hier unterstützt; denn es musste 
damit gerechnet werden, dass die Waffenhändler selbst schwer bewaffnet sind. Ins-
gesamt waren an dem Einsatz rund 100 Beamtinnen und Beamte beteiligt.  

In der Folge wurden dann elf Objekte akribisch untersucht, darunter ein Kiosk, eine 
Wohnung und eine Werkstatt. Die Durchsuchung der Werkstatt dauert noch an, 
auch weil im Rahmen der Durchsuchung im Keller einer Werkstatt zwei versteckte 
Räume ausfindig gemacht wurden. Einer dieser Räume befand sich hinter einer 
Geheimtür. Es stand ein Tresor davor, und die Tür konnte man nur mit einem ver-
steckten Mechanismus öffnen. So etwas kennt man meistens nur aus Filmen. Den 
Ermittlern ist das aber aufgefallen, weil sie sich den Grundriss des Hauses genau 
angeschaut haben. 

Was dabei gefunden wurde, erinnert einerseits teilweise an ein Weltkriegsmuseum. 
Da lagen alte, teils unbrauchbare Waffen, Minen und Handgranaten in einem Hin-
terzimmer. Da hing eine Hakenkreuzflagge an der Wand. Da standen Schaufens-
terpuppen in Uniform aus der NS-Zeit. Selbstverständlich guckt sich der Staats-
schutz das jetzt auch noch einmal genau an; denn es liegt der Verdacht in der Luft, 
dass die Herren dem Rechtsextremismus nicht abgeneigt sein könnten.  

Andererseits erinnert das aber auch an einen Waffenhandel samt Büchsenmacher-
werkstatt. Da fanden sich einsatzfähige Kriegswaffen und kiloweise Munition. Teil-
weise waren die Fundsachen so explosiv, dass sie vom Entschärfungskommando 
des LKA noch vor Ort kontrolliert gesprengt werden mussten. Im Einzelnen wurden 
gefunden: 320 Langwaffen wie Maschinengewehre, Sturmgewehre und Flinten, 51 
Kurzwaffen, also Pistolen und Revolver, 38 Handgranaten, einige Minen und auch 
so etwas wie Panzerfäuste, Zündköpfe und Sprengschnüre.  

Drei der am Sonntag vorläufig festgenommenen Beschuldigten wurden mittlerweile 
dem Haftrichter mit dem Ergebnis „Haftbefehl“ vorgeführt. Ein weiterer Beschuldig-
ter wurde bereits im Juni dieses Jahres in Untersuchungshaft genommen.  

Was sich hier auszahlt, sind kriminalistischer Spürsinn, akribische Ermittlungsarbeit 
und, muss man sagen, stoische Geduld. Um an die „dicken Fische“ heranzukom-
men, muss man als Polizei oft monatelang die Füße stillhalten, zuschauen, Beweise 
sammeln und dann im richtigen Moment Wirkung zeigen.  

Ich möchte mich bei den Beteiligten ganz herzlich bedanken. Das gilt übrigens auch 
bei den Kollegen von BKA und Europol. Das war ein Schlag gegen die Schwerstkri-
minalität und ein Schlag, der klarmacht: Illegale Geschäfte in NRW lohnen sich 
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nicht. Wir werden Sie unterrichten, wenn es weitere Details gibt. Es ist noch nicht 
alles abgeschlossen und erst recht nicht alles ausgewertet.  

Dorothea Deppermann (GRÜNE) erkundigt sich, warum die Taten trotz des Auffin-
dens von NS-Symbolen der Organisierten Kriminalität zugeordnet würden und möchte 
wissen, ob auch in Richtung Rechtsextremismus ermittelt werde. 

Minister Herbert Reul (IM) geht von einer bandenmäßigen Kriminalität aus. Was au-
ßerdem damit zusammenhänge, müsse geprüft werden. Das Auffinden von NS-Sym-
bolen bedeute nicht zwingend, dass es sich um Rechtsextremismus handele. Waffen-
sammler sammelten alles, was in die entsprechende Zeit gehöre.  

Christina Kampmann (SPD) interessiert, was erforderlich sei, um einen rechtsextre-
mistischen Hintergrund festzustellen, wenn Hakenkreuzflaggen als nicht ausreichend 
betrachtet würden. 

LdsKD Peter Mosch (IM) betont, ein endgültiges Urteil habe noch niemand gefällt. Es 
handele sich um eine Militaria-Sammlung mit vielen Waffen aus Weltkriegszeiten. Eine 
Hakenkreuzflagge könne in diesem Zusammenhang zur Sammlung gehören, könne 
aber auch einen rechtsextremen Hintergrund beinhalten. Das könne noch nicht in der 
einen oder anderen Richtung beantwortet werden. Eine Sammlung beziehe sich na-
türlich auf diese Zeit und umfasse möglicherweise auch andere Dinge wie Kleidung. 
Staatsschutzbeamtinnen und -beamte seien in die Ermittlungen eingebunden und ver-
suchten, den Hintergrund zu klären. 

Es gehe nicht nur um die materiellen Funde, sondern auch um die dahinterstehende 
Motivation der Personen. Dazu müsse abgewartet werden, was die weiteren Verneh-
mungen und zum Beispiel gefundene IT-Asservate ergäben. Daraus könnten sich Er-
kenntnisse zur Gesinnung ergeben. In dem Gesamtkontext komme man möglicher-
weise irgendwann zu dem Schluss, dass der Verdacht des Rechtsextremismus nahe-
liege, sich dieser sogar bestätige oder weitgehend ausschließen lasse. 
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1 Gesetz zur Neuverkündung des Verfassungsschutzgesetzes Nordrhein-

Westfalen und zur Änderung weiterer Gesetze  

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 18/14557  

Änderungsantrag  
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/16212 

Ausschussprotokoll 18/974 (Anhörung vom 11.09.2025) 

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Innenausschuss – fe-
derführend –, an den Rechtsausschuss sowie an den Haushalts- 
und Finanzausschuss am 08.07.2025) 

Vorsitzende Angela Erwin: Das Votum des Haushalts- und Finanzausschusses liegt 
vor. Er hat mehrheitlich beschlossen, auf die Abgabe eines Votums zu verzichten. Der 
Rechtsausschuss hat noch kein Votum abgeben können. In unserer Sitzung am 2. Ok-
tober haben wir die Anhörung bereits ausgewertet. Heute wollen wir gemeinsam mit 
dem mitberatenden Rechtsausschuss unsere abschließende Beratung und Abstim-
mungen durchführen.  

Christina Kampmann (SPD): Wir hätten gerne den vorliegenden Entwurf samt das 
Änderungsantrags mit Ihnen gemeinsam beraten; denn als SPD sind wir uns der Her-
ausforderung für den Verfassungsschutz und für die innere Sicherheit gerade in der 
heutigen Zeit sehr bewusst. Deshalb wäre es aus unserer Sicht angemessen gewe-
sen, sich Zeit für eine parlamentarische Beratung zu nehmen, um die vorgeschlagenen 
Änderungen genau prüfen zu können. Allerdings zeigt die Kürze der Zeit, die uns zu 
dieser parlamentarischen Beratung gegeben wurde und die vor allem in den Herbstfe-
rien lag, dass es sowohl der Landesregierung als auch den regierungstragenden Frak-
tionen eher um Schnelligkeit ging. Ich hoffe, das gilt nicht für das Innenministerium. 
Die haben ihren Entwurf hoffentlich in einer angemessenen Zeit bearbeitet. Aber Ihnen 
ging Schnelligkeit vor Gründlichkeit und auch vor einer breiten parlamentarischen 
Mehrheit.  

Für ein solches Gesetz wäre es aus unserer Sicht wichtig gewesen, dass sie mit einer 
solchen getragen wird. Bereits die Anhörung hat gezeigt, wie komplex die vorgesehe-
nen Änderungen sind. Vor allem hat sie ergeben, dass der Gesetzentwurf des Innen-
ministeriums so, wie wir ihn bekommen haben, sowohl handwerklich als auch verfas-
sungsrechtlich noch gravierende Mängel enthält, die behoben werden müssen, wenn 
das Ziel einer Stärkung des Verfassungsschutzes tatsächlich erreicht werden soll.  
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Diese Änderungen wurden im Wesentlichen auch nicht im Änderungsantrag aufgegrif-
fen, sodass festzustellen ist, dass die gesetzliche Grundlage, auf der der Verfassungs-
schutz in Zukunft handeln soll, so unsicher und fragil ist, dass die positiven Verbesse-
rungen, die es in diesem Entwurf ohne Frage gibt, gar nicht so zum Tragen kommen 
können, wie es notwendig wäre. Ich möchte dazu einige Beispiele nennen: 

Sowohl Professor Zöller als auch Professor Löffelmann als auch die Landesdaten-
schutzbeauftragte haben ganz klar gesagt, dass das System zur Einstufung der Be-
obachtungsbedürftigkeit, was für ein Verfassungsschutzgesetz nicht ganz unwichtig 
ist, nach § 5 willkürlich ist, dass das zu unklar ist und die Begrifflichkeiten nicht hinrei-
chend bestimmt sind, was zu großer Rechtsunsicherheit führen wird. Zu dem Schluss 
sind alle gekommen.  

§ 20, Videoüberwachung. Ich erinnere mich noch ganz genau an die Anhörung. Pro-
fessor Zöller stand das Entsetzen wirklich ins Gesicht geschrieben. Auch die Landes-
datenschutzbeauftragte hält die Regelungen für viel zu weitgehend. Professor Zöller 
hat ganz klar gesagt, dass er den Echtzeitzugriff auf sämtliche öffentliche und private 
Kameras im öffentlichen Raum für verfassungswidrig hält und eine solche Regelung 
einem totalen Überwachungsstaat gleichkomme. Er hat die vollständige Streichung 
gefordert. Ich frage mich jetzt ganz ehrlich, wie die Grünen sich auf diese Regelung 
einlassen konnten. Sie ist aus unserer Sicht und auch aus der Sicht dieses Sachver-
ständigen nicht verfassungsrechtlich legitim.  

§ 21, Quellen-TKÜ. Dazu gab es am 24. Juni dieses Jahres ein Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts, was sehr deutlich gemacht hat, was man in diesem Zusammenhang 
darf und was eben nicht. Ihr Entwurf erlaubt die Quellen-TKÜ nach Absatz 1 Nummer 1 
bereits im Gefahrenvorfeld, was laut Professor Löffelmann mindestens verfassungs-
rechtlich bedenklich ist, weil das Bundesverfassungsgericht einen solchen Eingriff ge-
rade erst an das Vorliegen einer konkretisierten Gefahr für besonders gewichtige 
Rechtsgüter oder an den qualifizierten Verdacht einer besonders schweren Straftat 
geknüpft hat. Auch hier wurden verfassungsrechtliche Bedenken angemeldet. Auch 
diese sind im Änderungsantrag nicht berücksichtigt. 

Ich will ein viertes und letztes Beispiel nennen, auch wenn es noch viele weitere gab. 
§ 26 betrifft die automatisierte Datenanalyse. Natürlich wird der Einsatz von Palantir 
nicht explizit genannt. Aber auch hier hat Professor Zöller darauf hingewiesen, dass 
es sich um eine tiefgreifende Änderung im Sicherheitsrecht handelt, die verfassungs-
rechtliche Anforderungen zur Eingriffsschwelle, zur Transparenz, aber auch zur 
Zweckbindung nicht erfüllt. Er hat empfohlen, auf die Einführung komplett zu verzich-
ten, bis eine gefestigte Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts vorliegt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich habe gerade schon gesagt, ich könnte 
noch viele weitere Beispiele aus dieser wirklich vernichtenden Anhörung nennen, die 
allesamt belegen, dass der Entwurf auf sehr, sehr wackeligen Füßen steht. Wenn man 
sich den Änderungsantrag anschaut, dann sieht man, dass die wesentlichen Kritik-
punkte gar nicht aufgegriffen wurden. 
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Ich will wirklich noch einmal sagen, dass es uns als SPD nicht darum geht, Befugnisse 
des Verfassungsschutzes nicht zu erweitern. Ganz im Gegenteil. Wir wissen, dass die 
jetzige Zeit das fordert. Wir wissen, dass die Sicherheitslage angespannt ist. Wir sind 
zum Beispiel dafür, und das steht auch im Gesetz, die Altersgrenze für die Speiche-
rung personenbezogener Daten Minderjähriger abzusenken. Aber ein Entwurf, dem 
ausgewiesenen Experten, die ganze Bücher über das Recht von Nachrichtendiensten 
geschrieben haben, bescheinigen, dass er an mehreren Stellen offenkundig verfas-
sungswidrig ist, macht unseren Verfassungsschutz nicht stärker. Das schürt erhebli-
che Unsicherheit in der Rechtsanwendung und kann damit gar nicht den Fortschritt 
bringen, den es jetzt bräuchte.  

Ich bin, ehrlich gesagt, ein Stück weit entsetzt, dass es scheinbar gar keine Bereit-
schaft gibt, auf die Kritik der Sachverständigen an den entscheidenden Stellen einzu-
gehen. Ich finde, jeder, der einen Eid auf unsere Verfassung geschworen hat, kann 
dem nicht guten Gewissens zustimmen. Deshalb sagen wir, wenn es Ihnen wirklich 
darum geht, diejenigen zu stärken, die die Demokratie in diesen schwierigen Zeiten 
schützen wollen, und das ist ja die Aufgabe des Verfassungsschutzes, dann lassen 
Sie uns noch einmal gemeinsam nachbessern; denn ein verfassungswidriges Gesetz, 
was den Verfassungsschutz im Namen trägt, macht keinen Sinn. Deshalb können wir 
in dieser Form weder dem Änderungsantrag noch dem jetzigen Gesetzesentwurf zu-
stimmen. 

Dorothea Deppermann (GRÜNE): Mit dem neuen Verfassungsschutzgesetz reagie-
ren wir, wie gerade schon die SPD gesagt hat, auf eine geänderte Sicherheitslage mit 
gestiegenen Bedrohungen vor allem aus den Bereichen des Rechtsextremismus, des 
Islamismus und auch durch Spionage und Sabotage. Wir schaffen einen sehr gezielten 
Schutz bei einer gleichzeitig sehr effektiven Kontrolle. Für uns steht fest, wo Eingriffe 
tief in die Privatsphäre hineingreifen und auch verdeckt geschehen, braucht es trans-
parente Regeln sowie eine starke und nachvollziehbare Aufsicht. 

Ein zentrales Element und bundesweit eine Premiere sind die Regelungen zum Ein-
satz von Künstlicher Intelligenz im Gesetz, um große Datenmengen effizienter aus-
werten zu können und den Verfassungsschutz da handlungsfähig zu machen. KI un-
terstützt die Analyse, ersetzt aber keine menschliche Entscheidung. Durch klare Vor-
gaben zur Anwendung sowie einer wissenschaftlich begleiteten Evaluation stellen wir 
weiterhin sicher, dass die Technik nicht nur heute, sondern auch in Zukunft verantwor-
tungsvoll und grundrechtskonform eingesetzt wird. 

Das Gesetz benennt nun sämtliche Befugnisse des Verfassungsschutzes, macht sie 
überprüfbar und auch für Außenstehende nachvollziehbar. Dies war auch Thema in 
der Anhörung, in der die Regelungen des § 10 von den Sachverständigen übrigens als 
großer Fortschritt gewürdigt wurden, weil er erstmals alle nachrichtendienstlichen Mit-
tel offen benennt und auch Querverweise zu den einzelnen Bestimmungen enthält. So 
hat es beispielsweise Professor Dr. Zöller in der Anhörung auf den Punkt gebracht, 
indem er sagte, § 10 ist ein riesen Fortschritt. Er sagte weiter, es sei aus der Zeit 
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gefallen, die eigenen Instrumente vor dem Bürger zu verstecken. Deswegen ist es 
wirklich gut, dass es aufgezählt wird. 

Auch Professor Dr. Sensburg bestätigte die verfassungsrechtliche Qualität des Ent-
wurfs: „Ich halte den Gesetzesentwurf […] für verfassungsgemäß.“ Er: „nimmt […] die 
notwendigen Änderungen, die die Verfassungsrechtsprechung vorgegeben hat, auf“. 
Die gerichtliche Vorabkontrolle besonders eingriffsintensiver Maßnahmen und auch 
die erweiterte parlamentarische Kontrolle stellen sicher, dass staatliche Wachsamkeit 
nicht zulasten persönlicher Freiheit geht. Genau diese Systematik wurde von mehre-
ren Sachverständigen als sehr ausgewogen bewertet. 

Empfehlungen aus der Sachverständigenanhörung haben wir in dem Änderungsan-
trag aufgegriffen, um das Gesetz eben noch rechtssensibler und nachvollziehbarer zu 
gestalten. Genau die Abstufung der Beobachtungsbedürftigkeit haben wir geändert. 
Bürgerinnen und Bürger können zum Beispiel jetzt genau erkennen, wann und unter 
welchen Voraussetzungen der Verfassungsschutz Maßnahmen ergreifen darf. Damit 
stärken wir das Vertrauen in die Sicherheitsbehörden. 

Wir stellen im Änderungsantrag auch noch einmal klar, dass die bloße Ausübung von 
Meinungsfreiheit keine Beobachtung rechtfertigt. Wir präzisieren den Schutz den Kern-
bereichs privater Lebensführung sowie den Umgang mit Berufsgeheimnisträgerinnen 
und -trägern. 

In der Anhörung wurde deutlich, dass die Befugnisse – auch übrigens zur Videoüber-
wachung – sehr heterogen bewertet wurden. Einige Sachverständige warben für ein 
Mehr an Befugnissen, andere empfahlen eine Reduzierung. Für uns macht genau das 
deutlich, dass das Gesetz einen guten Mittelweg geht und wir effektive Sicherheitsar-
beit mit einer starken Kontrolle und bürgerrechtlichen Sensibilität gut kombiniert haben. 
Das neue Verfassungsschutzgesetz steht für einen modernen, verantwortungsvollen 
und demokratisch kontrollierten Verfassungsschutz in NRW. 

Wir haben bereits mehrfach Gespräche angeboten und von der SPD leider bislang 
keine Punkte im Vorfeld gehört, was konkret geändert werden soll, welche Wünsche 
bestehen.  

(Christina Kampmann [SPD]: Die hätten wir gerne noch mitgeteilt!) 

– Wir haben mehrfach nachgefragt. Auch nach der Anhörung, nach Veröffentlichung 
des Gesetzes gab es mehrfach das Gesprächsangebot. 

(Christina Kampmann [SPD]: Wir haben gesagt, es gibt Punkte!) 

– Es wurden keine Punkte benannt. Ich sprach gerade von der Veröffentlichung des 
Gesetzes. Als das Gesetz veröffentlicht wurde, habe ich nachgefragt: Gibt es Punkte? 

(Zuruf von Christina Kampmann [SPD]) 

Vorsitzende Angela Erwin: Ich darf daran erinnern, dass das Wort jetzt Frau Kollegin 
Deppermann hat. 
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Dorothea Deppermann (GRÜNE): Danke, Frau Vorsitzende. – Wir haben nach der 
Einbringung des Gesetzes mehrfach das Gespräch angeboten. Von der SPD wurden 
keine Punkte benannt. Ich bedauere das sehr. Wir hatten mehrfach dafür geworben, 
dass ich es ein tolles Signal fände, wenn wir dieses Gesetz mit einer breiten demokra-
tischen Mehrheit zusammen abgestimmt hätten. Wir werben auch an dieser Stelle 
noch einmal dafür, gemeinsam die Zustimmung zu diesem Gesetz einzuholen. 

Dr. Werner Pfeil (FDP): Es ist richtig, dass wir im Rechtsausschuss die gemeinsame 
Anhörung mit dem Innenausschuss durchgeführt haben und dabei, wie eben schon 
gesagt wurde, die Sachverständigen zu großen Teilen Probleme mit Bestimmungen 
des Vorschlags hatten und dieser Vorschlag teilweise jetzt durch den Änderungsantrag 
abgeändert wurde. 

Trotzdem sind unserer Meinung nach unabhängig von § 10, der als Fortschritt bewertet 
wurde, in vielen Bereichen noch Vorschriften enthalten, die zumindest den Verdacht 
verfassungswidriger Regelungen in sich tragen. Wir würden sehr gerne, und das habe 
ich eben schon der Vorsitzenden gesagt, zu dem jetzt vorliegenden Änderungsantrag 
eine neue Anhörung durchführen. Nach § 57 Abs. 6 der Geschäftsordnung des Land-
tages könnte dieser Ausschuss dem zustimmen, wenn keine erneute Anhörung zum 
selben Beratungspunkt vorliegt. Eine solche erneute Anhörung zum selben Beratungs-
punkt haben wir aber nicht, denn wir haben einen Änderungsantrag, der teilweise ganz 
neue Vorschriften zur Abstimmung stellt, die im ursprünglichen Antrag nicht enthalten 
waren. Ich will auf drei Punkte hinweisen: 

Nach der Gesetzesbegründung haben die in § 5 Abs. 2 Satz 2 aufgeführten Punkte 
nur Indizcharakter. Jedoch wird weiter der Anschein erweckt, legitime Staatskritik zu 
erfassen. Eine Klarstellung in der Begründung genügt nicht, wenn nach der Wesent-
lichkeitstheorie alles in der Norm selber verankert werden muss. Das ist ein Punkt, an 
dem wir Grundrechtsrelevanz sehen und der nicht durch den Änderungsantrag abge-
ändert wurde. Außerdem wird zwar die Kritik der fehlenden Normierung der ersten 
Stufe umgesetzt, jedoch ist eine wohl unzulässige Kumulation von unbestimmten 
Rechtsbegriffen weiterhin vorhanden. 

Des Weiteren wurde ein völlig neu konstruierter Regelungsmechanismus bezüglich 
Pressegeheimnis und Berufsgeheimnisträgerschutz formuliert. Dieser war bisher über-
haupt nicht Gegenstand der ersten Sachverständigenanhörung. Das heißt, wir haben 
überhaupt nicht gehört, wie die Sachverständigen diese neue Regelung sehen und ob 
sie weiterhin Bedenken haben oder nicht. 

Unserer Meinung nach wäre deswegen nach § 57 Abs. 6 der Geschäftsordnung des 
Landtags nicht nur mit Zweidrittelmehrheit eine entsprechende Anhörung zuzulassen. 
Wir beantragen das hier.  

Für den Fall, dass man der Meinung ist, dass wir zu wenig Zeit haben, um vor Jahresende 
damit durchzukommen, habe ich vorgeschlagen, eine schriftliche Anhörung durchzu-
führen. Aber unserer Meinung nach sind wir derzeit nicht in der Lage, insbesondere zu 
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den Änderungen, die im Änderungsantrag vorgenommen wurden, ohne eine erneute 
Anhörung abzustimmen. 

Dr. Christos Katzidis (CDU): Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir würden es uns 
nicht anmaßen, die Verfassungswidrigkeit eines Gesetzes oder Gesetzentwurfes fest-
zustellen, wie das hier teilweise gerade von der Kollegin Kampmann gemacht worden 
ist. 

(Christina Kampmann [SPD]: Das haben die Experten in der Anhörung 
gesagt!) 

Ich würde vorschlagen, dass die Experten richtig zitiert werden. „Offensichtliche Ver-
fassungswidrigkeit festgestellt“? Es werden vielleicht verfassungsrechtliche Bedenken 
geäußert. Punktuell werden schwere verfassungsrechtliche Bedenken geäußert. Ich 
möchte nur Professor Gusy aus seiner Stellungnahme auf Seite 5 zitieren: „Offensicht-
liche Verfassungswidrigkeiten sind nicht erkennbar.“ Auch das haben ja nun mehrere 
Sachverständige in aller Deutlichkeit gesagt. 

Es gab sehr differenzierte Meinungen, und das spiegelt genau das wider, was meis-
tens im Bereich der Rechtswissenschaften der Fall ist, nämlich dass es zu einem ju-
ristischen Problem oder zu einem Gesetzentwurf unterschiedliche juristische Meinun-
gen gibt. Ob offensichtlich ist, dass Verfassungswidrigkeit vorliegt oder nicht, oder ob 
sie tatsächlich vorliegt, muss letztendlich das Verfassungsgericht feststellen. Das stel-
len ganz sicherlich nicht einzelne Fraktionen im Landtag von Nordrhein-Westfalen fest. 
Insofern könnte man da anderer Auffassung sein. 

Ich möchte jetzt nicht noch einmal wiederholen, was die Kollegin Deppermann gerade 
dargestellt hat. Sie hat die Stellungnahmen der Sachverständigen gerade sehr diffe-
renziert dargestellt. Ich möchte nur noch einmal auf zwei Dinge hinweisen: 

Punkt 1. Wir können alles diskutieren und diskutieren und diskutieren, ähnlich wie in 
der aktuellen Situation, die wir heute Morgen mit der Anhörung zum Polizeigesetz zum 
Thema „Drohnen“ hatten. Wir können die Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten 
rauf und runter diskutieren und die Sicherheitslage draußen kein Stück verbessern, 
weil wir diskutieren und diskutieren und diskutieren. Das kann man machen. Aber man 
kann auch den anderen Weg gehen. Hier handelt es sich ja nicht um einen Gesetzent-
wurf, der irgendwie mit der heißen Nadel gestrickt ist, sondern daran hat das Innenmi-
nisterium sehr lange gearbeitet. Der Gesetzentwurf ist insgesamt, so wurde es auch 
teilweise von den Sachverständigen gesagt, ausgewogen. Man kann an einzelnen 
Stellen, was die Tatbestandsvoraussetzungen angeht, unterschiedlicher Auffassung 
sein. Das ist völlig klar. Aber wir erkennen keine gravierenden Mängel in der Form, 
dass es hier offensichtliche Verfassungswidrigkeiten gibt. Ich möchte deshalb nicht auf 
alle Einzelheiten eingehen, die gerade noch einmal im Nachgang zur Anhörung dar-
gestellt worden sind.  

Ich möchte nur noch einmal auf die vier wesentlichen Bausteine des Gesetzes hinwei-
sen, die eigentlich für die Sicherheitslage viel entscheidender sind. Erster Baustein ist 
die Einführung neuer Befugnisse, die wir dringend brauchen, zum Beispiel die Durchsicht 
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elektronischer Speichermedien. Eben sind angesprochen worden: die Videobeobach-
tung, der Zugriff auf Kontostammdaten, die akustische und optische Wohnraumüber-
wachung und andere Maßnahmen, die unsere Sicherheitsbehörden dazu in die Lage 
versetzen, dem Terrorismus, dem Extremismus in der heutigen Zeit gerecht zu wer-
den, was die Ermittlungen, die Aufklärung und im besten Fall auch die Prävention be-
trifft. Gerade wir in der Politik können uns nicht immer in die Öffentlichkeit stellen und 
sagen: „wir tun alles, um Terrorismus, Extremismus und Rechtsextremismus zu be-
kämpfen“, den Sicherheitsbehörden aber nicht die notwendigen Befugnisse geben und 
im schlimmsten Fall vielleicht noch nicht einmal die notwendigen Einsatzmittel und das 
notwendige Personal. Dazu haben wir eine etwas andere Auffassung. Wir sollten alles 
tun, was dazu beiträgt, dass unsere Sicherheitsbehörden sachgerecht ihre Arbeit ma-
chen können. Das wird zumindest rechtlich mit dem Gesetzentwurf gewährleistet.  

Der zweite Baustein ist die Erweiterung bestehender Befugnisse. 

Der dritte Baustein ist die Umsetzung der Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts, 
die hier eins zu eins umgesetzt worden sind. 

Der vierte Punkt ist noch ein Punkt für die Ausgewogenheit. Das ist die Stärkung der 
parlamentarischen Kontrolle in dem Zusammenhang. 

Wir haben also nicht nur einseitig ausgeweitet, sondern gleichzeitig die parlamentari-
sche Kontrolle mit verschiedenen Maßnahmen gestärkt. Insofern, Frau Kollegin Kamp-
mann, ist es überhaupt nicht verwunderlich, dass unser Koalitionspartner da mitgeht, 
weil wir gemeinsam einen sehr, sehr guten Kompromiss erzielt haben. Das gilt auch 
für den Änderungsantrag, der einige Punkte aus der Sachverständigenanhörung auf-
gegriffen hat: die Eingriffsschwellen zu § 5, die Änderungen des § 9, Kernbereichs-
schutz, mehrere technisch-systematische Präzisierungen an der einen oder anderen 
Stelle. 

Verfassungsrechtliche Anpassungen haben wir auch vorgenommen. Das kann man 
wieder unterschiedlich bewerten. Aber ich glaube erstens, dass wir genug Zeit hatten, 
zweitens, dass es hier keine offensichtlichen Verfassungswidrigkeiten gibt und drit-
tens, dass wir nicht immer und immer wieder weiter diskutieren sollten. Man kann auch 
im Nachgang noch das eine oder andere bereinigen, ergänzen oder korrigieren, wenn 
es an der einen oder anderen Stelle eine Klage gibt, die vor Gericht Erfolg hat. Das ist 
dann so. Das haben wir an anderen Stellen auch erlebt. 

Uns ist es das wichtigste Anliegen, dass wir unsere Sicherheitsbehörden gerade in der 
jetzigen Situation weiter stärken. Gerade unser Verfassungsschutz braucht doch in der 
heutigen Zeit mit Blick auf die Kriege, Krisen und Katastrophen, mit denen wir uns 
beschäftigen müssen, sowie mit den Herausforderungen, die wir gerade im Zusam-
menhang mit der Ukraine erleben, die notwendigen Mittel, um effektiv arbeiten zu kön-
nen. Insofern werden wir dem Gesetzentwurf mit unserem Änderungsantrag zustim-
men. Auch, wenn FDP und SPD nicht zustimmen – das ist ihr gutes parlamentarisches 
Recht –, hoffe ich doch, dass wir in der Zukunft vielleicht, wenn es eine weitere Über-
arbeitung gibt, einen gemeinsamen Konsens erzielen können. 
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Zur Schnelligkeit. Es ist, glaube ich, eine subjektive Perspektive, wer wie viel Zeit 
braucht. Kollegin Deppermann hat es noch einmal dargestellt. Wir haben Gespräche 
geführt, aber wir haben zumindest keinen konkreten Punkt gehabt, wo aus unserer 
Sicht erklärbar gewesen wäre, was das konkrete Anliegen der SPD ist. Das war bis 
heute überhaupt nicht klar. Es ist jetzt zumindest ein bisschen klarer geworden, aber 
auch noch nicht in Gänze klar geworden. Insofern ist die Frage, ob es wirklich zu 
schnell ging oder ob es hier ein Stück weit eine Verweigerungshaltung gab und man 
eigentlich eher populistisch unterwegs ist.  

Heute Morgen ist ein Video zu einzelnen Punkten und Sachen von dir veröffentlicht 
worden, liebe Kollegin Kampmann, die gerade dargestellt worden sind. Insofern spie-
gelt das nicht zwingend einen ernsthaften Kompromiss wider. Das ist zumindest un-
sere Auffassung. 

Wir werden dem Gesetzentwurf so zustimmen. Wir können den aus unserer Sicht auch 
so beschließen, hoffen aber, dass wir es in Zukunft vielleicht gemeinsam etwas anders 
hinbekommen. 

Markus Wagner (AfD): Zwei Dinge kann ich vorwegnehmen. Erstens hat mit uns nie-
mand das Gespräch gesucht. Von daher kann es darüber auch keinen Streit geben. 
Zweitens ist offensichtlich, dass die SPD-Fraktion und die FDP-Fraktion gegen diesen 
Gesetzentwurf stimmen. Hinzu kommt, dass die AfD-Fraktion dagegen stimmen wird. 

Es ist zwar so, dass dieser Gesetzentwurf etwas mehr Transparenz schafft, beispiels-
weise durch die Aufzählung nachrichtendienstlicher Mittel. Aber die Befugnisse des 
Verfassungsschutzes sind aus unserer Sicht zu weit gefasst und rechtlich unscharf 
formuliert. Auch das Stufenkonzept bietet nach wie vor aus unserer Sicht keine klare 
Orientierung dafür, wann welche Eingriffsmaßnahmen zulässig sind. Die weitreichen-
den Befugnisse wie Videoüberwachung halten wir für problematisch.  

Nach wie vor fehlt eine präzise gesetzliche Definition der Aufgaben des Verfassungs-
schutzes insbesondere in Bezug auf die Beobachtung sogenannter Delegitimierer und 
Verächtlichmacher. Bisher kann mir immer noch keiner sagen, was diese Gummi-Be-
griffe in Wirklichkeit bedeuten. Dass diese Unschärfe eine einschüchternde Wirkung 
auf die Meinungsfreiheit entfalten kann, vielleicht sogar entfalten soll, dürfte eigentlich 
jedem klar sein. 

Einige Experten haben eine stärkere Unabhängigkeit und Kontrolle des Verfassungs-
schutzes gefordert, da die derzeitige Einbindung in das Innenministerium und die lü-
ckenhafte parlamentarische Kontrolle Missbrauch begünstigen könnten. „Lückenhaft“ 
allein schon deswegen, weil eine Oppositionspartei aus dem parlamentarischen Kon-
trollgremium ferngehalten wird. Damit führt sich die angeblich verbesserte Kontrolle 
selbst ad absurdum. Das sind ganz kurz zusammengefasst die Gründe, weswegen wir 
diesen Gesetzentwurf ablehnen. 

Selbstverständlich ist es so, wie es der Kollege Pfeil eben schon gesagt hat. Allein 
aufgrund der Kurzfristigkeit dieses Änderungsantrags, der heute eingegangen ist, aber 
auch aufgrund der zahlreichen enthaltenen Änderungen wäre aus unserer Sicht eine 
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weitere Anhörung notwendig. Ich nehme an, die regierungstragenden Fraktionen wer-
den ihr nicht zustimmen. Das ist ein weiterer Grund, diesem Gesetzentwurf nicht zu-
stimmen zu können. 

Christina Kampmann (SPD): Niemand bezweifelt, dass es in diesem Gesetz auch 
Fortschritte gibt. Gerade deshalb wäre es aus unserer Sicht wichtig und gut gewesen, 
wenn das von einer breiten parlamentarischen Mehrheit getragen und verfassungs-
rechtlich auf sicheren Füßen stehen würde. 

Herr Kollege Katzidis, wenn Sie etwas zur Terrorismusbekämpfung machen wollen, 
dann hätten Sie das, das kam in der Anhörung heute Morgen heraus, im Polizeigesetz 
schon machen können. Wenn Sie uns eine Verweigerungshaltung vorwerfen und die 
Grünen sagen, man wäre mehrfach auf uns zugekommen, dann sage ich: Beides ist 
eine absolute Unverschämtheit, und das lässt sich auch belegen. Die Grünen haben 
kein einziges Mal das Gespräch mit uns gesucht. Ich bin Dienstag zu Frau Höller ge-
gangen und habe darum gebeten, diesen Punkt heute zu schieben, weil wir noch Be-
ratungsbedarf haben, weil dieses Gesetz komplex ist und weil es sehr wohl verfas-
sungsrechtliche Bedenken gab, die mehrfach angemeldet wurden. Wir hätten uns 
gerne die Zeit genommen, die wir brauchen. 

Dann war die Vereinbarung mit dem Kollegen Katzidis, der sehr wohl auf mich zuge-
kommen ist. Dem habe ich gesagt und auch geschrieben, dass wir die entsprechenden 
Punkte schicken werden und darum bitten, dass wir uns dann zusammensetzen, um 
das zu besprechen. Genau das war der Weg, auf den wir uns geeinigt haben. Uns jetzt 
eine Verweigerungshaltung vorzuwerfen, ist deshalb eine absolute Unverschämtheit. 
Das weisen wir an dieser Stelle wirklich weit von uns. 

Es gibt verfassungsrechtliche Bedenken. Sie haben es gerade noch einmal zugege-
ben. Die Sicherheitslage ist angespannt. Gerade deshalb verdient der Verfassungs-
schutz eine rechtssichere Grundlage, auf der er jetzt handeln kann. Alles andere bringt 
keinen weiteren Fortschritt. Wir wären froh gewesen, wenn wir dazu gemeinsam noch 
einmal hätten beraten können. 

Benedikt Falszewski (SPD): Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Dr. Katzidis, Sie 
haben gerade selbst gesagt, dass es schwerwiegende verfassungsrechtliche Beden-
ken und keine offensichtlichen Verfassungsbrüche gibt. Das ist für mich schon Wort-
klauberei. Das muss ich ganz ehrlich sagen. Sie haben gerade von „schwerwiegenden 
Bedenken“ gesprochen. Sie haben als CDU-Fraktion also kein Problem damit, einem 
Gesetz zuzustimmen, über das viele anerkannte und ausgewiesene Experten sagen, 
es gibt schwerwiegende verfassungsrechtliche Bedenken. Das würde ich hier gerne 
noch einmal deutlich sagen. Darüber bin ich einigermaßen entsetzt. 

Noch entsetzter bin ich darüber, dass Herr Innenminister und das Innenministerium 
ein derartiges Gesetz vorlegen, insbesondere auch nach der Expertenanhörung, in 
dem diese zentralen Punkte nicht korrigiert werden. Wir alle haben doch Interesse da-
ran, dass wir den Verfassungsschutz stärken – auch die SPD-Fraktion. Wir sind auch 
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dafür, in einigen Bereichen die Befugnisse des Verfassungsschutzes zu erweitern, weil 
wir dies benötigen – allerdings mit Augenmaß und rechtssicher. 

Das, was wir hier gerade machen, führt unter Umständen dazu, dass der Verfassungs-
schutz nicht vernünftig arbeiten kann, weil Maßnahmen, die er dann anwendet, am 
Ende nicht verfassungskonform sind. Das können wir doch alle nicht wollen. Das führt 
am Ende genau nicht zur Stärkung, sondern zur Schwächung. Von daher habe ich 
wirklich die herzliche Bitte, noch einmal zu schauen, ob wir nicht eine gemeinsame 
Lösung bei den Punkten finden, bei denen wirklich schwerwiegende verfassungsrecht-
liche Bedenken angemeldet worden sind. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE): Ich bin mir nicht ganz sicher, ob diese Debatte wirklich 
zielführend in der Sache ist. Ich würde aber gerne darauf hinweisen, dass dieses Ge-
setz am 01.07. dieses Jahres dem Parlament zugeführt wurde. Wir haben heute den 
30. Oktober. Das heißt, es war sehr, sehr viel Zeit, sich mit den Inhalten auseinander-
zusetzen. Ich weiß, dieses Gesetz ist extrem komplex. Ich glaube, wir haben es trans-
parenter gemacht, aber es ist immer noch super komplex, und man braucht extrem 
viel Zeit, um sich damit zu beschäftigen. Aber ich glaube, dass es in der Zeit, seit es 
zum ersten Mal veröffentlicht wurde durchaus möglich war, sich dazu eine Meinung zu 
bilden, Änderungen zu kommunizieren und zu gucken, ob man gemeinsam zusam-
menkommt. 

(Christina Kampmann [SPD]: Uns war es wichtig, die Anhörung abzu-
warten! Die war eben nicht am 01.07.!) 

Dr. Werner Pfeil (FDP): Frau Dr. Höller, Sie weisen darauf hin, das Ursprungsgesetz 
ist am 01.07. eingeführt worden. Dann gab es die Anhörung im September und am 
17. Oktober den Änderungsantrag. Der Änderungsantrag liegt gerade einmal zwölf 
Tage vor.  

(Nadja Lüders [SPD]: Auch ein Änderungsantrag führt zu einer Ver-
fassungswidrigkeit!) 

Nachdem die Anhörung erfolgt ist, gibt es Änderungen, die teilweise gut sind. Ja, da 
wird den Sachverständigen gefolgt, aber teilweise auch nicht oder nicht in Gänze.  

(Dagmar Hanses [GRÜNE]: Sieben Wochen seit der Einführung!) 

Das ist auch ein Kritikpunkt von uns.  

(Nadja Lüders [SPD]: Zwölf Tage seit dem Änderungsantrag!) 

Unser Antrag auf Durchführung einer neuen Anhörung wird deswegen gestellt, weil 
Themen in dem Änderungsantrag jetzt geändert werden, die bisher nicht besprochen 
wurden und die auch von den Sachverständigen nicht geprüft wurden. Wenn wir das 
Gesetz auf eine breite Mehrheit stellen wollen – und es waren ja Bestrebungen da, es 
gab Gespräche –, dann wäre es sinnvoll, doch noch eine Anhörung zum Änderungs-
antrag durchzuführen. Sie vertun sich ja nichts, und ich habe angeboten, dass eine 
schriftliche Anhörung durchgeführt werden kann. Ich sehe, dass ein gewisser Zeitdruck 
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besteht. Aber das jetzt innerhalb so kurzer Zeit, innerhalb von zwei Monaten mit einer 
Anhörung … Eine Auswertung hat der Rechtsausschuss im Übrigen zwar vorgenom-
men, er hat aber nicht abgestimmt. 

Hier werden Sachen gemacht, die wir normalerweise bei einer sauberen gesetzgebe-
rischen Prüfung nicht machen. Wir warten ab, wie der Rechtsausschuss abgestimmt 
hat. Das haben wir nicht gemacht. Wir hätten uns möglicherweise auch zum Ände-
rungsantrag noch ein bisschen mehr Zeit nehmen können. Darum bitten wir jetzt mit 
der erneuten Anhörung. 

Vorsitzende Angela Erwin: Herzlichen Dank, Herr Kollege Dr. Pfeil. – Eine Anmer-
kung von meiner Seite: Wir haben zu diesem Tagesordnungspunkt eine gemeinsame 
Sitzung von Rechtsausschuss und Innenausschuss. Deswegen werden wir gleich bei 
den Abstimmungen beide Ausschüsse aufrufen. Dann wird auch die Abstimmung für 
den Rechtsausschuss durchgeführt, die in Fraktionsstärke vereinbart ist.  

Dr. Christos Katzidis (CDU): Zwei kurze Anmerkungen. Lieber Kollege Falszewski, 
ich habe eben von den Sachverständigen gesprochen, nicht von unserer Meinung. Ich 
habe dargestellt, dass es unterschiedliche Meinungen der Sachverständigen im Hin-
blick auf die Frage gibt, ob es verfassungsrechtliche Bedenken gibt und wie schwer 
die verfassungsrechtlichen Bedenken wiegen. Dazu gibt es Aussagen. Ich habe eben 
eine zitiert, im Übrigen von einem Sachverständigen, den wir noch nicht einmal be-
nannt haben. Er hat keine verfassungsrechtlichen Bedenken. 

(Christina Kampmann [SPD]: Wenn einer keine hat, dann ist ja alles in 
Ordnung!) 

– Auch andere haben das so geäußert. Aber man stellt es immer nur einseitig dar, als 
hätten sinngemäß alle Sachverständigen erhebliche oder gravierende verfassungs-
rechtliche Bedenken. Das war ausdrücklich nicht der Fall. 

Man kann da zu unterschiedlichen juristischen Bewertungen kommen. Das wird immer 
so sein. Aber feststellen tut es dann irgendwann ein Verfassungsgericht. 

Lieber Kollege Werner Pfeil, wenn ich an die Anhörung und die Pressemitteilung 
denke, die parallel von der FDP-Fraktion mit dem Zitat rausgegangen ist: „Frontalan-
griff auf die Freiheit“, dann habe ich nicht den Eindruck, dass man da in irgendeiner 
Form zu einem Konsens kommen könnte, egal, was man nachgebessert hätte, wenn 
man solch eine Perspektive zu dem Gesetz insgesamt hat und direkt von vornherein 
alles in der Form pauschal verurteilt, wie das übrigens auch bei einem Sachverständi-
gen aus unserer Perspektive der Fall gewesen ist, die teilweise recht populistisch ge-
wesen ist. Der Name ist hier heute mehrfach gefallen. Ich finde es auch schwierig von 
einem Sachverständigen, teilweise extrem populistische Bewertungen in Stellungnah-
men zu schreiben und das wenig sachlich zu machen. Insofern würden wir da auch 
bei der Qualität der Sachverständigen differenzieren. 

(Nadja Lüders [SPD]: Ui, ui!) 
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– Ja, das ist ziemlich deutlich gewesen. An einer Stelle ist es extrem deutlich gewesen. 
Das muss man einmal sagen. 

(Zuruf von Christina Kampmann [SPD]) 

Darüber war ich ziemlich überrascht. Solch einen Populismus hätte ich an der Stelle 
eher nicht erwartet. Deswegen setzen wir auf die Sachverständigen, die wirklich aus-
gewogen, abgewogen, differenziert das Ganze betrachtet und bewertet haben und ge-
hen nicht von der Verfassungswidrigkeit des Gesetzentwurfes aus. Im Übrigen sehen 
wir auch mit Blick darauf, dass wir die Aussagen der Sachverständigen in dem Ände-
rungsantrag berücksichtigt haben, keine Notwendigkeit einer weiteren Anhörung. Wir 
sehen nicht die Notwendigkeit, jetzt noch weitere Schleifen zu ziehen. 

Dr. Werner Pfeil (FDP): Lieber Christos Katzidis, wenn Sachverständige von unter-
schiedlichen Fraktionen benannt werden, dann muss man auch darauf schauen, für 
welche Fachgebiete sie da sind. Es gab einen Sachverständigen, der für Kommunal- 
und Abgabenrecht benannt wurde. Das hatte mit dem eigentlichen Thema kaum etwas 
zu tun. Zwei weitere Sachverständige sind dagegen führend in dem Bereich, den wir 
hier gerade diskutieren. Einer davon war derjenige, der diese maßgebliche Kritik ge-
äußert hat und der heute schon mehrmals namentlich genannt wurde. Man muss halt 
immer schauen: Aus welchem Bereich kommt der jeweilige Sachverständige? Derje-
nige, der kein Problem damit hatte, war eigentlich für das Gebiet gar nicht zuständig. 

Minister Herbert Reul (IM): Ich würde gerne zum Schluss zwei Anmerken machen. 
Erstens. Wir haben im Juli dieses Gesetz eingebracht. Es ist parlamentarisch total 
normal mit Anhörung und allem Drum und Dran beraten worden. Damit war es ein 
ordentliches Beratungsverfahren. 

Punkt zwei. Weil es mir sehr wichtig ist, war und auch bleibt, dass man große parla-
mentarische Mehrheiten bekommt, habe ich mir erlaubt, die Fraktion der FDP und die 
Fraktion der SPD zu einem sehr frühen Zeitpunkt zu bitten, mitzumachen und habe 
auch die Entwürfe frühzeitiger zur Verfügung gestellt. Von der FDP-Fraktion habe ich 
eine sehr ordentliche Antwort bekommen, aus welchen Gründen sie Bedenken hat und 
nicht mitmachen kann. Von der SPD-Fraktion habe ich bis zum heutigen Tage keine 
Antwort bekommen. Das ist in Ordnung; es muss ja nicht geantwortet werden. 

(Christina Kampmann [SPD]: Die haben mehr Zeit!) 

– Es ist überhaupt kein Vorwurf, es ist nur so. Deswegen finde ich es schade. Mehr 
wollte ich gar nicht feststellen. 

Vorsitzende Angela Erwin: Herzlichen Dank, Herr Minister Reul. – Weitere Wortmel-
dungen sehe ich nicht. Dann kommen wir jetzt zur Abstimmung über die beantragte 
Anhörung. Gemäß § 57 Abs. 6 der Geschäftsordnung des Landtags NRW lasse ich 
darüber abstimmen, ob wir eine Anhörung durchführen. 
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Der Ausschuss beschließt mit den Stimmen der Fraktionen 
von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen 
der Fraktionen von SPD, FDP und AfD, keine Anhörung zu 
dem Änderungsantrag Drucksache 18/16212 durchzuführen. 

Dr. Werner Pfeil (FDP): Ich glaube, die Abstimmung nach § 57 Abs. 6 der Geschäfts-
ordnung ist nicht korrekt, weil es ein neuer Beratungsgegenstand ist.  

(Dr. Julia Höller [GRÜNE]: Ist das der Fall?) 

– Der Änderungsantrag ist ein neuer Beratungsgegenstand, und dann ist keine Zwei-
drittelmehrheit erforderlich, sondern es reicht die einfache Mehrheit. Das wollte ich nur 
zu Protokoll geben. 

(Zuruf von Dr. Julia Höller [GRÜNE]) 

Dr. Jörg Geerlings (CDU): Frau Vorsitzende! Herr Kollege Pfeil, aus meiner Sicht ist 
es inhaltlich materiell sehr ähnlich. Es sind nur Präzisierungen da, es sind Konturie-
rungen drin, es sind Begriffe anders verwendet worden. Materiell-rechtlich ist da nichts 
Neues. Insofern ist eine Abstimmung über diesen Passus korrekt und bedürfte damit 
einer Zweidrittelmehrheit. 

Dorothea Deppermann (GRÜNE): Ich möchte gerne ergänzen, dass wir Anregungen 
der Sachverständigen aufgenommen haben. Es sind keine von uns neu eingebrachten 
Punkte, sondern es sind Dinge, die die Sachverständigen vorgeschlagen haben. Es 
ist meines Erachtens Sinn und Zweck einer Anhörung, dass man auf Empfehlungen 
eingehen und diese mit in das Gesetz aufnehmen kann. Da stimme ich Herrn Kollege 
Geerlings zu. Ich sehe ich keine weiteren neuen Tatbestände, die wir aufgerufen haben. 

Der Rechtsausschuss stimmt dem Änderungsantrag Drucksa-
che 18/16212 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktio-
nen von SPD, FDP und AfD zu. 

Der Rechtsausschuss stimmt dem Gesetzentwurf Drucksache 
18/14557 in der geänderten Fassung mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimmen der Fraktionen von SPD, FDP und AfD zu. 

Der Innenausschuss stimmt dem Änderungsantrag Drucksa-
che 18/16212 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktio-
nen von SPD, FDP und AfD zu. 
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Der Innenausschuss stimmt dem Gesetzentwurf Drucksache 
18/14557 in der geänderten Fassung mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimmen der Fraktionen von SPD, FDP und AfD zu. 
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2 Studie zur Entwicklung der Kinder- und Jugenddelinquenz in Nordrhein-

Westfalen – Vorstellung der Abschlussberichte der Teilprojekte „Hellfeld“ 
und „Dunkelfeld“ (Bericht auf Wunsch der Landesregierung; Präsentation siehe 
Anlage 1) 

Vorsitzende Angela Erwin: Wie am Anfang der Sitzung vereinbart, bekommen wir 
den Abschlussbericht heute vorgestellt. Die Aussprache erfolgt in der nächsten Innen-
ausschusssitzung. Gleich wird noch ein Bericht verteilt. 

Minister Herbert Reul (IM): Wir haben auf Antrag der Fraktionen von Grünen und 
CDU im Mai 2023 beschlossen, ein solches Projekt mit mehreren Ministerien in Gang 
zu setzen. Der erste Schritt war im April dieses Jahres. Da haben wir den ersten Zwi-
schenbericht hier vorgestellt. Das war der Bericht über das Dunkelfeld. Wir wollen 
heute in einem zweiten Schritt anknüpfen und mit dem Vorstellen des Abschlussbe-
richtes das Hellfeld einbeziehen. Es geht darum, dass wir einen ganzheitlichen Blick 
bekommen.  

ORR’in Dr. Maike Meyer (LKA): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete! Bereits im Frühjahr wurde in diesem Kreis ein Zwischenbe-
richt unserer gemeinsamen Studie zur Entwicklung der Kinder- und Jugenddelinquenz 
in Nordrhein-Westfalen durch Prof. Dr. Kroneberg vorgestellt. Zwischenzeitlich liegen 
die Abschlussberichte vor, die parallel zu unserem Vortrag ausgeteilt werden. 

Professor Dr. Kroneberg hatte Erkenntnisse aus dem Dunkelfeld aus einer Befragung 
an Schulen im Ruhrgebiet vorgestellt, die im vergangenen Jahrzehnt und erneut im 
Jahr 2024 in siebten und neunten Jahrgängen durchgeführt wurde. Im Rahmen der 
Studie haben wir uns aber nicht nur mit dem Dunkelfeld befasst, sondern auch das 
Hellfeld betrachtet. Beide Datenquellen haben ihre Stärken und Schwächen und eine 
gemeinsame Betrachtung ermöglicht – eben ein umfassendes Bild der Kriminalitäts-
lage und Entwicklung. 

Vergleicht man nun aber Dunkelfeld-Erkenntnisse mit den regelmäßig in der Polizeili-
chen Kriminalstatistik veröffentlichten Erkenntnissen, kommt das einem Vergleich von 
Äpfeln und Birnen nahe. Aus diesem Grund haben wir uns entschieden, eine Sonder-
auswertung der Polizeilichen Kriminalstatistik vorzunehmen, um eine möglichst starke 
Annäherung vom Hellfeld zum Dunkelfeld zu gewährleisten und so auch einen Ver-
gleich von Hellfeld und Dunkelfeld zu ermöglichen. Dabei sind einige Unterschiede zu 
beachten. 

Im Dunkelfeld schauen wir uns selbstberichtete Delinquenz der Kinder und Jugendli-
chen hier in Form von 12-Monats-Prävalenzen an, im Hellfeld dagegen in der PKS 
erfasste Tatverdächtige, hier in Form der Tatverdächtigenbelastungszahl. 

Was den Zeitraum und die Altersstruktur angeht, haben wir versucht, Hellfeld und Dun-
kelfeld möglichst nah zusammenzubringen. Bei der Auswahl der Delikte haben wir uns 
im Hellfeld am Fragebogen der Schulbefragung orientiert. Die Hellfeldstudie bietet 
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schlussendlich den Vorteil, dass neben einer Betrachtung des Untersuchungsgebietes 
auch eine Betrachtung von gesamt Nordrhein-Westfalen ermöglicht wird. 

Schauen wir uns zunächst die Entwicklung der Gewaltdelikte an, zeigt sich sowohl im 
Dunkelfeld als auch im Hellfeld, dass es zu Anstiegen gekommen ist. Dabei zeigt sich 
weiter, dass diese Anstiege relativ betrachtet im 7. Jahrgang stärker ausgefallen sind 
als im 9. Jahrgang. 

Wir sehen im Dunkelfeld, dass die Prävalenz, also die selbstberichtete Delinquenz der 
Kinder im 7. Jahrgang über der der Jugendlichen im 9. Jahrgang liegt. Dies zeigt sich 
im Hellfeld nicht, was darauf zurückgeführt werden kann, dass Kinder aufgrund ihrer 
Strafunmündigkeit seltener angezeigt werden als Jugendliche. 

Die nächste Abbildung zeigt die Entwicklung differenziert nach Geschlecht im 7. Jahr-
gang. Zunächst sehen wir, dass die Jungen nach wie vor häufiger als die Mädchen 
delinquent werden. Insbesondere im Dunkelfeld zeigt sich hier aber eine Annäherung. 
Wir sehen, dass die relativen Anstiege sowohl im Dunkelfeld als auch im Hellfeld bei 
den Mädchen stärker ausgefallen sind als bei den Jungen. Dieser Befund bestätigt 
sich im 9. Jahrgang. 

Schauen wir uns nun die Entwicklung der Eigentumsdelikte an, sehen wir ein anderes 
Bild. Im Dunkelfeld beobachten wir auch hier Anstiege der selbstberichteten Delin-
quenz. Die Tatverdächtigenbelastungszahlen im Hellfeld erweisen sich aber als stabil 
oder rückläufig. Dieses Bild zeigt sich so aber nur für die Gesamtbetrachtung Eigen-
tumsdelikte. Schauen wir uns die einzelnen Delikte an, sieht man beispielsweise, dass 
Sachbeschädigung durch Graffiti sowohl im Dunkelfeld als auch im Hellfeld rückläufig 
war. Das verbreitetste Delikt im Hellfeld ist der Ladendiebstahl. Der nimmt natürlich 
dann auch den stärksten Einfluss auf die Gesamtentwicklung. 

Worauf diese Unterschiede zwischen Dunkelfeld und Hellfeld zurückzuführen sind, 
können wir empirisch nicht belegen. Es ist eher nicht wahrscheinlich, dass die Tatsa-
che, dass wir im Hellfeld nur aufgeklärte Fälle betrachtet haben, hier ausschlaggebend 
ist, weil der Ladendiebstahl als Kontrolldelikt eine hohe Aufklärungsquote hat. Plausib-
ler ist die Annahme, dass die Entdeckungsquote geringer geworden ist und es zu einer 
Verschiebung vom Hellfeld ins Dunkelfeld gekommen ist. Das geht auch einher mit 
Erkenntnissen einer Studie eines Wirtschaftsforschungsinstitutes. Sie belegt, dass die 
Inventurdifferenzen im Einzelhandel gestiegen sind. Die bringen das zusammen ins-
besondere mit Ladendiebstahl und dies wiederum mit der häufigeren Anwendung von 
Selbstbedienungskassen, die schlechter überwacht werden können. 

Wie angekündigt, haben wir auch die Erkenntnisse zum Untersuchungsgebiet und zu 
Nordrhein-Westfalen verglichen. Hier zeigt sich, dass die regionalen Trends sich lan-
desweit bestätigen, allerdings auch, dass die Delinquenz im Untersuchungsgebiet 
über dem Landesdurchschnitt liegt. Dies führen wir darauf zurück, dass das Untersu-
chungsgebiet zu den strukturschwächsten und sozioökonomisch am schlechtesten ge-
stellten Gebieten in Nordrhein-Westfalen gehört. 

Man kann beispielsweise mit dieser Annahme auch in Zusammenhang bringen, dass 
der Niedersachsensurvey zuletzt gezeigt hat, dass es in Niedersachsen, also in einem 
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strukturell anders aufgestellten Gebiet, nicht zu einem Anstieg der Fallzahlen gekom-
men ist. Das kann wiederum aber auch mit der Studie an sich zusammenhängen. Dazu 
gibt es unterschiedliche Annahmen. 

Ich schlussfolgere: Eine dauerhafte vergleichende Betrachtung und Bewertung der Kri-
minalitätslage und Entwicklung anhand von Dunkel- und Hellfelddaten lohnt sich, weil 
wir einfach ein umfassenderes Bild über die Kriminalitätslage und -entwicklung erhal-
ten und damit auch eine bessere Grundlage für kriminalpolitische und strategische 
Entscheidungen. Umso erfreulicher ist es, dass es Professor Dr. Kroneberg und sei-
nem Team gelungen ist, bei der Deutschen Forschungsgesellschaft Mittel einzuwer-
ben, um die Dunkelfeldstudie fortzuführen. 

Prof. Dr. Clemens Kroneberg (Universität zu Köln): Vielen Dank auch meinerseits, 
dass ich das hier noch einmal vorstellen darf. Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr 
geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Ich hatte hier bereits Ergebnisse unseres 
Zwischenberichts im April dargestellt. Frau Dr. Meyer hat eben auch noch einmal die 
Trends im Dunkelfeld beschrieben. Deswegen fokussiere ich heute eher auf mögliche 
Ursachen. Das Ganze ist ein Projekt, das mit meinen Mitarbeitern Maximilian Pickartz, 
Fiona Seiffert und Alexandra Heyden durchgeführt wurde, die auch Co-Autor*innen 
dieses Berichts sind. 

Wir haben, wie Sie wissen, fast 4.000 Schülerinnen und Schüler in diesen drei Städten 
des Ruhrgebiets befragt, und zwar gerade in diesen drei Städten, weil wir dort vor neun 
beziehungsweise elf Jahren schon einmal im 9. beziehungsweise 7. Jahrgang Schü-
ler*innen befragt haben. Unsere Studie hat dadurch natürlich die Begrenzung, dass 
sie regional nur auf diese drei Städte fokussieren kann und auch, dass wir in den Zeit-
vergleich keine Förderschulen und keine internationalen Willkommensklassen einbe-
ziehen können. Dennoch haben wir eine wichtige Datenbasis dank der Förderung der 
Landesregierung und auch des Exzellenzclusters ECONtribute der Universitäten Bonn 
und Köln dadurch schaffen können. 

Die Prävalenzen sind eben schon beschrieben worden. Man sieht für den siebten Jahr-
gang die Anstiege. Die Frage, die uns alle umtreibt, ist natürlich: Wie lässt sich dieser 
Anstieg erklären? Manche dieser Ursachenbündel und ich fasse schon einmal die 
wichtigsten zusammen, sind von allgemeiner Bedeutung. Bei anderen gibt es vielleicht 
auch spezifische Entwicklungen im Erhebungsgebiet. Das müssen wir im Nachgang 
jetzt weiter versuchen herauszufinden. 

Ich beginne mit psychischen Belastungen und Veränderungen der Selbstkontrolle von 
Jugendlichen. Selbstkontrolle ist eine Schlüsselkompetenz für Jugendliche in vielerlei 
Hinsicht, was Mediennutzung angeht, was gute Bildungsentscheidungen angeht, aber 
eben auch, was den Umgang mit Versuchungen und Provokationen angeht. In Ruhe 
abzuwägen und sich nicht provozieren zu lassen, erfordert Selbstkontrolle. Wir haben 
Jugendliche danach gefragt, wie sie sich da selbst wahrnehmen, ob man sie, wenn sie 
wütend sind, lieber in Ruhe lassen sollte, ob sie oft spontan handeln, ohne lange nach-
zudenken etc. Wenn man das für alle Jugendliche über all diese Fragen zusammen-
rechnet und den Durchschnitt bildet, dann kann man sehen, wie dieses Merkmal in 
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diesen Jahrgängen verteilt ist. Das ist relativ normal verteilt. Die meisten Jugendliche 
sind irgendwo in der Mitte, es gibt aber auch welche, die eher zu impulsivem Handeln 
neigen und welche, die es weniger tun. Es ist wichtig, nicht pauschalierend über die 
Jugend zu reden, sondern genau hinzugucken. Wichtig für den Zeitvergleich ist, dass 
es hier eine Verschiebung gibt. Die Verteilung 2024 ist in Richtung mehr Impulsivität 
verschoben. Wir konnten durch statistische Analysen zeigen, dass das eng mit dem 
Anstieg der Gewaltprävalenz zusammenhängt. 

Diese Veränderung war bei den Mädchen stärker ausgeprägt als bei den Jungen. Eine 
naheliegende Erklärung ist, dass sie mit der intensiven Nutzung von Smartphones und 
Social Media zusammenhängt, die weiß Gott nicht zur Entwicklung von langfristigem, 
bedachtem und selbstkontrolliertem Handeln beitragen. 

Ein weiterer Punkt, bei dem Mädchen teilweise durch die Nutzung sozialer Medien in 
Mitleidenschaft gezogen werden – das ist durch andere Studien erwiesen –, ist die 
psychische Verfassung. Wir haben die Jugendlichen gefragt, wie häufig sie beispiels-
weise mit Nervosität oder mit angstähnlichen Zuständen zu kämpfen haben, ob das 
mehrfach in der Woche der Fall ist oder fast jeden Tag. Das ist ein sogenanntes Scree-
ning-Verfahren, mit dem man nicht klinisch den Einzelfall diagnostizieren, aber 
schauen kann, wie häufig es derartige Belastungswahrnehmungen in Gruppen gibt. 
Fast jeder fünfte Junge berichtet von angstartigen oder depressionsartigen Belastun-
gen, aber fast jedes dritte bis zu fast jedes zweite Mädchen, je nachdem, welchen 
Jahrgang und welche Störungen man genau fokussiert. 

Gesellschaftliche Einflussfaktoren im Hintergrund sind Smartphones und Social-Me-
dia-Nutzung. Es gibt weitere Belastungsfaktoren, die eine Rolle für Gewaltdelinquenz 
spielen können. Wir können zeigen, dass Jugendliche, die sich psychisch belastet füh-
len, eher zu Gewalt neigen. Es gibt auch Jugendliche, die aus Überforderung sehr 
häufig in bestimmten Situationen eher impulsiv und gewalttätig handeln. Das ist immer 
wichtiger Blick zu behalten, weil diese Jugendliche natürlich in erster Linie Unterstüt-
zung brauchen. 

Zudem gibt es familiäre Erfahrungen, die eigener Gewalttätigkeit zuträglich sein kön-
nen. Hier ist insbesondere erfahrene Elterngewalt zu nennen. Das zeigt die Forschung 
ganz eindeutig. Eigentlich geht der Trend zu einer gewaltfreien Erziehung und ist eine 
der Hauptursachen, die für den Rückgang der Jugendgewalt diskutiert wird; denn his-
torisch bewegen wir uns immer noch auf einem relativ niedrigen Niveau, was aber nicht 
heißt, dass das Thema nicht relevant ist. 

Nun ist es aber so, dass diese Entwicklung historisch kein Naturgesetz ist, dass es in 
bestimmten Situationen, zu bestimmten Zeiten und in bestimmten Kontexten auch an-
dere Entwicklungen geben kann. Insbesondere während der Corona-Pandemie – so 
gibt es zumindest Hinweise – waren Jugendliche dadurch, dass sie zu Hause teilweise 
in beengten Verhältnissen waren, in Stresssituationen und auch eher vielleicht Eltern-
gewalt ausgesetzt. Insbesondere auch die Schulen konnten nicht frühzeitig erkennen, 
wenn so etwas bei Familien auftritt. 
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Wir können im Einzelfall bei uns natürlich nicht beurteilen, ob wirklich Elterngewalt in 
einem ernsteren Sinne vorliegt oder es einen spielerischen oder einen sportlichen Kon-
text gibt. Darum geht es auch gar nicht. Für uns ist zentral zu vergleichen: Wie hat sich 
das im Aggregat aller Befragten über die Zeit entwickelt? 

Hier sehen wir in unserem Erhebungsgebiet deutliche Zunahmen. Die allermeisten Ju-
gendlichen berichten von keinen derartigen Vorkommnissen. Aber der Anteil, der es 
tut, ist gegenüber 2015 deutlich gestiegen. Diese Entwicklungen sind durchaus be-
sorgniserregend und verlangen, genauer hinzuschauen. 

Wir haben andererseits auch die Normbindung in den Blick genommen. Neben der 
Selbstkontrolle ist zentral für kriminelles Handeln, ob man kriminellem Handeln gegen-
über lockerer eingestellt ist oder das als schlimm, als inakzeptabel erachtet, ob man 
das überhaupt sozusagen als Teil seines Handlungsrepertoires akzeptiert oder nur in 
äußersten Umständen dazu greifen würde. Das gilt auch für andere Regelverstöße. 
Wir haben das so gemessen, dass wir den Jugendlichen 18 verschiedene Taten vor-
gelegt und sie gefragt haben, wie schlimm sie es fänden, wenn Gleichaltrige das tun 
würden: beispielsweise unentschuldigt die Schule schwänzen, einen anderen Jugend-
lichen schlagen oder aus Spaß eine Straßenlaterne zerstören. 

Wenn man das aufsummiert und den Durchschnitt bildet, kriegt man für jede befragte 
Person einen Wert der Stärke der moralischen Einstellungen aufgrund dessen, wie 
stark das abgelehnt wird. Das ist zum Glück nicht normalverteilt mit dem Schwerpunkt 
der Verteilung der Mitte, sondern die meisten Jugendlichen finden diese Handlungen 
eher schlimm oder sehr schlimm. Wir sehen aber auch, die Tendenz ist, das laxer zu 
sehen, das weniger schlimm zu sehen. Auch diese Entwicklung ist stärker ausgeprägt 
bei Mädchen. 

Im Vergleich zum Zwischenbericht haben wir uns jetzt genauer angeschaut und sind 
sozusagen ein Schritt zurückgegangen: Welche Regelverstöße weniger als schlimm 
eingeschätzt? Interessanterweise ist das bei Gewalt gar nicht der Fall. Die Ablehnung 
von Gewalt als schlimm hat sich durchaus konstant gehalten, beispielsweise einen 
anderen Jugendlichen so stark zu ärgern, dass er oder sie zu weinen beginnt. Dass 
das schlimm ist, sahen vor etwa zehn Jahren 90 % so, und heute ist es immer noch 
so. Das gilt auch für körperliche Gewalt. 

Wo sich eine starke Veränderung ergeben hat, und das treibt die Entwicklung im 
Durchschnitt, ist bei Regelverstößen im Schulkontext. Zum Beispiel die Hausaufgaben 
nicht zu machen fand bei den Neuntklässlern damals schon nur ein Drittel schlimm. 
Heute hat sich das halbiert; das finden nur noch 15 % schlimm. Ohne Entschuldigung 
die Schule zu schwänzen, wird weniger problematisch gesehen, ebenso wie Lehrer 
anzulügen, ihnen nicht zu gehorchen oder frech zu ihnen sein. Man muss dazu sagen, 
die überwiegende Mehrheit der Jugendlichen findet das schlimm. Aber der Anteil de-
rer, der das unproblematisch findet, ist deutlich gestiegen, und auch eine Minderheit 
kann natürlich ein Klima an Schulen mit prägen. 

Das bringt mich zu den schulischen Erfahrungen, weil Schulen natürlich ein wichtiger 
Sozialisationskontext für Jugendliche sind, gerade in dieser dynamischen Entwicklungs-



Landtag Nordrhein-Westfalen - 31 - APr 18/1036 

Innenausschuss (62.) (öffentlich) 30.10.2025 
TOP 1 gemeinsam mit: 
Rechtsausschuss (66.) (öffentlich) 
 
 
phase. Wir haben auch nach eigenem Verhalten gefragt, was den Umgang mit Lehr-
kräften angeht: Hast du in den letzten zwölf Monaten eine Lehrkraft beleidigt oder be-
schimpft, sodass er oder sie es gehört hat? Hier sehen wir deutliche Zunahmen, bei 
Mädchen sogar eine Zunahme um fast um 90 % im neunten Jahrgang. Hier hat sich 
durchaus etwas im Schulkontext verändert. Das betrifft nicht die meisten Schüler, aber 
einen Teil, und das kann Auswirkungen haben. Dafür sprechen auch Ergebnisse zu 
der Wahrnehmung der Schulen, nämlich dass heute weniger Schülerinnen und Schü-
ler der Meinung sind, dass es ihnen an der Schule total gut gefällt, dass nur noch eine 
Minderheit sagt, dass Lehrer etwas unternehmen, wenn es eine Prügelei auf dem 
Schulgelände gibt. Dazu muss man sagen, dass in unserem Bericht differenziert wird. 
Es scheint so zu sein, dass Lehrkräfte genauso häufig einschreiten wie damals, es gibt 
aber einfach mehr Regelverstöße und mehr Beleidigungen. Dadurch kann dieser Ein-
druck bei Jugendlichen entstehen. Dass das soziale Miteinander und der Respekt ge-
litten haben, sehen auch die allermeisten Jugendlichen scheinbar so. 

Warum ist das so, was heißt das? Es ist immer wichtig, dass es nicht darum geht, 
Schulen ein schlechtes Zeugnis auszustellen. Ganz im Gegenteil. Diese Veränderun-
gen sind in gewisser Weise überdeterminiert, weil Schulen aktuell enorm viel leisten. 
Sie müssen nicht nur den Inhalt des Lehrplans vermitteln, sondern auch mit Schüle-
rinnen und Schülern arbeiten, die, wenn sie zur weiterführenden Schule kommen, an-
dere Fähigkeiten mitbringen oder nicht mitbringen als vor zehn Jahren. Einerseits kön-
nen dazu sicherlich Grundschulschließungen beigetragen haben, die es während der 
Coronapandemie nicht erlaubt haben, dass soziales Lernen unter Gleichaltrigen so 
stattfindet, wie es notwendig ist, um Kompetenzen im sozialen Bereich zu entwickeln. 
Die lernt man eben nicht zu Hause am Bildschirm. Andererseits konnte Lehrkräften 
und Schulsozialarbeitern auch weniger auffallen, wenn einige Jugendliche zu aggres-
siven Verhaltensweisen neigen, sodass man sie frühzeitig entsprechenden Unterstüt-
zungssystemen sozialer und psychologischer Art zuführen konnte. Das war in gewis-
ser Weise nicht so möglich wie es normal der Fall ist. Das kann diese Ergebnisse 
mittreiben. Hinzu kommt der Einfluss von Smartphones und Social Media, der auch 
allenthalten diskutiert wird. 

Zudem ist es so, dass die allgemeinbildenden Schulen heutzutage zusätzliche Aufga-
ben in den Bereichen „Integration“, „Inklusion“ und „Teilhabe“ erfüllen. Man sieht in 
unserer Stichprobe, dass der Anteil von Schülerinnen und Schüler mit förderpädago-
gischem Förderbedarf von 2 % auf 10 % signifikant angestiegen ist. Auch der Anteil 
von Schülerinnen und Schüler mit internationaler Familiengeschichte ist noch einmal 
deutlich auf mittlerweile 70 % angestiegen. In dem Maße, in dem das teilweise mit 
Sprachdefiziten einhergeht, bedeutet es wieder mehr Herausforderungen für die Schu-
len und auch eine größere Notwendigkeit, entsprechendes Personal zu haben, um 
diesen multiplen Zielen gerecht zu werden. 

In Zeiten von begrenzten Ressourcen und Fachkräftemangel ist es insofern trotz aller 
Investitionen durch das Schulministerium vielleicht nicht überraschend, dass wir be-
stimmte Entwicklungen haben. Sie können allerdings weitere Regelverstöße in ande-
ren Bereichen wahrscheinlicher machen. Bevor ich dazu komme, will ich betonen, das 
ist ein deutschlandweites Phänomen. Auch das Schulbarometer von 2025 hat aus 
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Sicht der Lehrkräfte ergeben, dass das größte Problem das Verhalten der Schüler sei. 
Insofern sollten wir das nicht zu spezifisch nur auf das Erhebungsgebiet oder auf Nord-
rhein-Westfalen bezogen diskutieren. 

Was macht es mit Kindern und Jugendlichen, wenn sie vermehrt Regelverstöße erle-
ben, sei es im Elternhaus, sei es in vielen Schulen, sei es auf Social Media, wo teil-
weise zu Regelverstößen aufgefordert und animiert wird oder diese mit besonders viel 
Reputation und Aufmerksamkeit belohnt werden? Die Forschung in dem Bereich zeigt, 
dass durch so ein alltägliches Erleben die Normorientierung von Jugendlichen allge-
mein leiden kann und auch ihre generellen Sanktionserwartungen geschwächt werden 
können.  

Die Sanktionserwartung ist der letzte Punkt in diesem Erklärungsbündel. Auch hierzu 
haben wir damals und heute Daten erhoben. Wir haben gefragt: Glaubst du, du wür-
dest von der Polizei erwischt, wenn du bestimmte Dinge tun würdest, beispielsweise 
eine Straßenlaterne zerstören oder einen Jugendlichen verprügeln, den du nicht 
kennst? Die Entdeckungswahrscheinlichkeit durch die Polizei wird hier sehr viel nied-
riger eingeschätzt. Das heißt nicht, dass die Jugendlichen das selber erlebt haben und 
realistisch einschätzen können. Das heißt eher, dass ein Gefühl vorherrscht, dass Re-
gelverstöße wahrscheinlich folgenlos bleiben. 

Den gleichen Trend beobachten wir nicht bei dem Entdeckungsrisiko, sondern bei der 
wahrgenommenen Schwere der Sanktionen, mit denen zu rechnen wäre, wenn die 
Polizei davon erfahren würde. Auch das wird heute weniger schlimm eingeschätzt als 
noch vor etwa zehn Jahren. 

Was heißt im Gesamtbild? Die gestiegenen Anforderungen an Schulen, aber auch die 
Einflüsse von Pandemie, Smartphones und Social Media sind auch Erklärungskandi-
daten dafür, dass wir diesen Anstieg beobachten. Wir konnten statistisch zeigen, dass 
sich dieser Anstieg in der Gewaltprävalenz wegerklären lässt, wenn man nur die Ju-
gendlichen oder Teile der Stichprobe miteinander vergleicht, die ähnliche Selbstkon-
trolle haben wie damals oder ähnliche Normbindungen oder ähnliche Sanktionserwar-
tungen.  

Wir haben Handlungsempfehlungen gegeben, auch wenn wir natürlich dem demokra-
tischen Prozess hier nicht vorgreifen wollen und viele Fragen eine Sache der Güter-
abwägung sind, für die wir als Wissenschaftler*innen nicht zuständig sind. Nahelie-
gend ist es nichtsdestotrotz, die sozialen und emotionalen Kompetenzen zu stärken, 
und zwar nicht im Sinne eines eintägigen Workshops, sondern am besten in der wö-
chentlichen intensiven Form, die wirklich das Potenzial hat, das Schulklima zu stärken 
und die idealerweise auch wissenschaftlich evaluiert ist, wie das Programm „MindOut“ 
der TU Dortmund, was aktuell gerade – unterstützt durch Schulministerium – an eini-
gen Schulen in Nordrhein-Westfalen angewendet wird. 

Hier sind die Schulen als Teil ihres Erziehungs- und Präventionsauftrags mit gefragt, 
aber auch deswegen, weil wir dort in der Regel alle Jugendlichen angreifen – von 
Schulabsentismus mal abgesehen. 
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Bei der Stärkung der elterlichen Erziehungskompetenzen, was die zweite Handlungs-
empfehlung ist – und die Reihenfolge ist jetzt beliebig –, ist es sehr viel schwieriger, 
über die Schulen gerade die Familien zu erreichen, bei denen es wichtig wäre. Hier ist 
deswegen insbesondere die Ausstattung der Kinder- und Jugendhilfe der zentrale He-
bel, um effektiv arbeiten zu können. 

Besonders belastete Jugendliche adäquat unterstützen. Wir haben einen Anstieg der 
Mehrfachtäterschaft gefunden. Das hatte ich im April schon vorgestellt und steht auch 
noch einmal im Bericht, und zwar insbesondere unter Mädchen im Blick auf Gewalt. 
Ein Grund könnte sein, dass Kinder während der Coronapandemie in der Grundschule 
nicht aufgefallen sind und deswegen nicht frühzeitig entsprechenden Unterstützungs-
angeboten zugeführt werden konnten. Das kann man immer noch ein Stück weit durch 
entsprechende Angebote der ambulanten und stationären Kinder- und Jugendpsycho-
therapie nachholen, aber auch durch die Netzwerkarbeit, die in Nordrhein-Westfalen 
mit „Kurve kriegen“ eine starke Tradition hat. Manchmal fallen Jugendliche nicht im 
Schulkontext, aber bei der Polizei auf und können dann entsprechenden Angeboten 
zugeführt werden. 

Sozialräume stärken. Das ist ein Aspekt, für den auch andere Studien sprechen, die 
wir in unserem Bericht zitieren. Das ist nicht so stark in unserem Blick gewesen, weil 
wir vom Sozialraum schon eine Vorauswahl eines bestimmten Gebietes in Nordrhein-
Westfalen hatten. Aber es gibt Studien, die zeigen, dass entsprechende Investitionen 
hier auch wichtig sind, weil es oft Überforderungssituationen sind, die hinter Elternge-
walt und Jugendgewalt stecken. 

Normbindung im Schulkontext stärken. Es geht darum, sich zu überlegen, wie man 
niedrigschwellig zeigen kann, dass Regeln verbindlich gesetzt und auch durchgesetzt 
werden. Das ist ganz zentral. Hierfür haben wir einige Ideen entwickelt. Hier gibt es 
jetzt ressortübergreifend seitens der Landesregierung eine Kooperation zwischen 
Schulministerium und Innenministerium für derartige Maßnahmen, die versuchen, mit 
Jugendlichen außerhalb einer Konfliktsituation und mit möglichst vielen Autoritätsper-
sonen ins Gespräch zu kommen. Das könnte ein probates Mittel sein. Das geht weiter 
mit Handyverboten und ähnlichen Dingen. Ich habe jetzt nicht die Zeit, dies im Einzel-
nen auszuführen. 

So oder so ist ein unbürokratischer Zugang zu mehr Ressourcen ein wichtiger Aspekt. 
Die Ausstattung der Schulsozialarbeit – mit wie vielen Stunden und welcher Aufgaben-
beschreibung – ist zentral. Das Startchancen-Programm verspricht einiges. Wichtig ist, 
dass der Mittelabruf möglichst unbürokratisch erfolgen kann, damit die Schulleitungen 
Erfolge einfahren können. 

Schließlich sollten wir das, wie gesagt, nicht eng führen. Das nur bezogen auf die 
Schule zu beschreiben, wäre falsch. Es kann auch nicht nur auf die Jugendlichen be-
zogen werden, weil wir auch unter Erwachsenen bis hin zur internationalen Ordnung 
erleben, dass Regeln, die ehemals sicher galten, irgendwie erodieren. In Bezug auf 
Jugendliche beispielsweise im Bereich „Social Media“ Altersgrenzen durchzusetzen, 
ist zentral.  
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Zu den Selbstbedienungskassen, die Dr. Meyer schon angesprochen hat. Wenn Ju-
gendliche erleben, dass man leichter mit Ladendiebstahl davonkommt und dieser 
keine Konsequenzen hat, dann hat das einen problematischen sozialisierenden Effekt, 
der nicht einfach nur in einer betriebswirtschaftlichen Kosten-Nutzen-Rechnung auf-
taucht, wo es immer noch lohnend sein kann, die Personalkosten zu sparen, und das 
zu einem Zeitpunkt, zu dem es für die Gesellschaft schon schädliche Folgen hat. 

Das ist in aller Kürze eine Zusammenfassung dieses langen Berichts. Ich möchte mich 
noch einmal herzlich für die Unterstützung der Landesregierung bedanken, aber auch 
gerade beim Landtag und bei Ihnen, dass Sie den Auftrag, den Impuls zu dieser Studie 
gegeben haben. 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Vorsitzende Angela Erwin: Herzlichen Dank an Frau Dr. Meyer und Herrn Professor 
Dr. Kroneberg für die umfangreiche Darstellung des Abschlussberichtes. Wir würden 
uns freuen, wenn Sie in der nächsten Sitzung unserer Einladung folgen würden, so-
dass wir die Aussprache gemeinsam mit Ihnen beiden durchführen könnten. 
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3 Entwurf eines Gesetzes zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten 

zum Schutz der Beschäftigten öffentlicher Stellen vor gefährdenden Personen 
(Beschäftigtenschutzgesetz NRW – BSchG NRW)  

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 18/13700  

Stellungnahme 18/2968  
Stellungnahme 18/3068  
Stellungnahme 18/3069  
Stellungnahme 18/3070  

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Innenausschuss am 
21.05.2025) 

Christina Kampmann (SPD) begrüßt die vorgesehenen Maßnahmen der Landesre-
gierung und den Gesetzentwurf grundsätzlich als sinnvoll. Die Gewalt an Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst allgemein, an Polizei- und Rettungskräften nehme immer mehr 
zu. Das Problem sei zu groß, um es nur durch eine Rechtsgrundlage für die Verarbei-
tung personenbezogener Daten gefährdender Personen zu lösen. Seit Jahren würden 
immer die gleichen Maßnahmen aufgezählt, anstatt auf steigende Fallzahlen mit 
neuen Maßnahmen zu reagieren oder die Wirksamkeit der bisherigen Maßnahmen 
gegen die zunehmende Respektlosigkeit zu prüfen. Vielen Sachverständigen und 
auch der SPD-Fraktion gehe der vorliegende Gesetzentwurf deshalb nicht weit genug. 
Sofern der Gesetzentwurf die einzige Antwort auf das Problem darstellen solle, sei 
dies erschreckend schwach. Die zunehmende Gewalt gegen Kräfte im Rettungsdienst, 
im Gesundheitsdienst und in den Behörden müsse endlich mit der Entschiedenheit 
angegangen werden, die die Vorgänge verdienten.  

Dr. Julia Höller (GRÜNE) betont, mit dem Gesetzentwurf werde ein wichtiger Schritt 
zum Schutz der Beschäftigten in der Verwaltung des Landes umgesetzt. Gerade die 
umfassende Verarbeitung personenbezogener Daten gefährdender Personen sei von 
Bedeutung. Das neu zu schaffende Register ermögliche, dass gefährdende Personen 
denjenigen bekannt würden, die unter Umständen in Kontakt zu ihnen kämen. Dazu 
gehörten Beschäftigte im Außendienst oder mit Publikumsverkehr.  

Die Opposition fordere laut Zeitungsmeldung eine Debatte zu dem Thema. Sehr viel 
wichtiger als eine weitere Diskussion sei der vorliegende Gesetzentwurf, der für die 
Umsetzung konkreter Maßnahmen sorgen werde. Dieser Schritt sei wichtig, wenn er 
allein auch nicht ausreiche; denn es reiche nie.  

Gleichzeitig müssten bei solchen Maßnahmen Grundrechte gegeneinander abgewo-
gen werden: einerseits das Schutzrecht der Beschäftigten und andererseits die stets 
gebotene Datensparsamkeit. Diese Abwägung sei im vorliegenden Gesetzentwurf gut 
gelungen.  
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Dr. Werner Pfeil (FDP) hebt hervor, wer für den Staat arbeite, dürfe nicht Zielscheibe 
von Aggressionen, Beleidigungen oder sonstigen ehrverletzenden Äußerungen oder 
Körperverletzungen werden. Der Gesetzentwurf verfolge einen legitimen Zweck. Das 
hätten alle Sachverständigen bestätigt. Er bewege sich grundsätzlich innerhalb eines 
rechtsstaatlich vertretbaren Rahmens, wahre die Grundrechte und schaffe eine klare 
gesetzliche Grundlage für die Verarbeitung personenbezogener Daten, statt dies auf 
unbestimmte Verwaltungspraxis zu stützen. Deswegen stimme die FDP-Fraktion dem 
Gesetzentwurf in der vorgelegten Form zu. 

Dr. Christos Katzidis (CDU) stimmt der FDP-Fraktion vollumfänglich zu. 

Nach Ansicht von Markus Wagner (AfD) ist der Gesetzentwurf etwas zu eng gefasst. 
Dies gelte insbesondere für das Verbot des Datenaustauschs zwischen öffentlichen 
Stellen. Ziehe eine gefährdende Person in eine andere Kommune, blieben die dortigen 
Beschäftigten zunächst schutzlos, weil relevante Informationen nicht weitergegeben 
werden dürften. Dies schwäche die präventive Wirkung und widerspreche dem Ziel, 
Beschäftigte zu schützen.  

Darüber hinaus würden Beschäftigte außerhalb von Verwaltungstätigkeiten in Kitas, 
Schulen und Eigenbetrieben unzureichend erfasst. Das müsse nachgeholt werden. 
Insgesamt sei der Anwendungsbereich des Gesetzes zu eng gefasst. Begriffsbestim-
mungen wie „öffentliche Stelle“ und „Beschäftigte“ seien auch nach Einschätzung ei-
niger Sachverständiger unklar. Wesentliche Schutzmechanismen fehlten.  

Der Ausschuss stimmt dem Gesetzentwurf mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP bei Enthaltung der AfD-Fraktion zu. 
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4 Demokratie schützen – keine Toleranz für kriminelle Gewaltstrukturen: An-

tifa-Sumpf austrocknen!  

Antrag  
der Fraktion der AfD  
Drucksache 18/15910  

(Überweisung des Antrags an den Rechtsausschuss – federfüh-
rend –, an den Hauptausschuss und an den Innenausschuss am 
08.10.2025) 

Der Ausschuss beschließt mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die 
Stimmen der AfD-Fraktion, sich vorbehaltlich des Beschlusses 
einer Sachverständigenanhörung im federführenden Ausschuss 
nachrichtlich an dieser Sachverständigenanhörung zu beteiligen. 
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5 Studie des LKA zu Tötungsdelikten zum Nachteil von Frauen (Bericht bean-

tragt von der Fraktion der SPD [siehe Anlage 2]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4305  

Christina Kampmann (SPD) begrüßt die Studie. Sie mache den Umfang des Prob-
lems der Femizide auch in Nordrhein-Westfalen deutlich. Laut Polizeilicher Kriminal-
statistik nehme häusliche Gewalt insgesamt zu. Die von der SPD in der Vergangenheit 
eingebrachten parlamentarischen Initiativen seien immer wieder abgelehnt worden. 
Deshalb hoffe sie, die sich aus dem Bericht ergebenden Maßnahmen würden nun 
schnell umgesetzt. 

Ergänzend bitte sie um Auskunft, wie häufig bisher von der im März dieses Jahres 
eingeführten elektronischen Aufenthaltsüberwachung nach dem spanischen Modell 
Gebrauch gemacht worden sei. 

Minister Herbert Reul (IM) wirft ein, das sei bislang dreimal geschehen. 

Dorothea Deppermann (GRÜNE) meint, die Studie zeige sehr eindrücklich, Gewalt 
gegen Frauen werde zum großen Teil von Partnern, Ex-Partnern und anderen Män-
nern aus dem engeren Umfeld der betroffenen Frauen begangen. 

Das auf Bundesebene beschlossene Gewalthilfegesetz schaffe mehr Möglichkeiten, 
um in den Ausbau von Frauenhilfeinfrastrukturen zu investieren und so mehr Bera-
tungs- und Schutzmöglichkeiten für Frauen zu schaffen. Außerdem eröffne es die 
Chance, die Prävention und die Täterarbeit besser aufzustellen. Akuter Schutz sei bei 
der hohen Zahl der Fälle unerlässlich und überlebenswichtig. Um Femizide und andere 
Gewalt gegen Frauen nachhaltig einzudämmen, brauche es neben frauenpolitischen 
Maßnahmen eine starke Justiz und gut aufgestellte Sicherheitsbehörden. Deshalb sei 
es wichtig, dass die schwarz-grüne Landesregierung es sich zur Aufgabe gemacht 
habe, dieses Thema ganzheitlich und ressortübergreifend anzugehen.  

Interessant sei, zu erfahren, ob es einerseits Überlegungen gebe, die Definition des 
Begriffs „Femizid“ zu überarbeiten und insbesondere im Hinblick auf Körperverletzun-
gen mit Todesfolge auszuweiten und andererseits, welche Arten der Zusammenarbeit 
zwischen Polizeibehörden, Innenministerium und Frauenhilfeinfrastruktur existierten. 

Auch Dr. Werner Pfeil (FDP) betont die Bedeutung einer funktionierenden Zusam-
menarbeit, aber ebenso die Notwendigkeit sicherer Orte für Frauen. Nach wie vor halte 
Nordrhein-Westfalen viel zu wenige Frauenhausplätze vor. Das sei schon viel zu lange 
bekannt und müsse geändert werden. Gelder müssten zur Verfügung gestellt werden, 
um sichere Orte zu schaffen.  
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Markus Wagner (AfD) erkundigt sich, warum Polizei und Justiz erst bei Antragstellung 
von Gewaltschutzverfahren informiert würden und ob nicht eine sofortige Pflichtmel-
dung nach jedem polizeilichen Einsatz sinnvoller sei. 

LdsKD Peter Mosch (IM) ergänzt, die elektronische Aufenthaltsüberwachung nach 
dem spanischen Modell sei bisher einmal in einem Stalkingfall und zweimal nach Füh-
rungsaufsicht angeordnet worden. 

An einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe, die sich mit der Definition des Femizid-Begriffs 
beschäftige, beteilige sich Nordrhein-Westfalen unter Federführung des BKA. An einer 
einheitlichen Definition des Begriffs seien vermutlich alle interessiert. NRW bringe 
seine Meinung selbstverständlich in die Arbeitsgruppe ein. 

Zu der von der AfD gestellten zivilrechtlichen Fragestellung könne er nichts sagen. 

Bei jedem polizeilichen Einsatz seien Kräfte vor Ort, die die betroffenen Frauen berie-
ten. Diese befänden sich in dem Moment allerdings in einer Ausnahmesituation. Des-
wegen sei bei einer Wohnungsverweisung auf jeden Fall ein weiterer Kontakt zu der 
Frau vorgesehen, zum Beispiel bei der Überprüfung der Wohnungsverweisung. In aller 
Regel erfolgten sogar häufigere Kontakte, zum Beispiel durch die kriminalpolizeiliche 
Sachbearbeitung, durch Opferschutzbeauftragte. Von daher halte er das bestehende 
System für gut. Immer gesehen werden müsse aber auch, aus welchem – möglicher-
weise kulturellen – Kontext die Frauen kämen und ob es Sprachbarrieren gebe. Inzwi-
schen gebe es viele Ansätze in vielen Sprachen, um Informationen weiterzugeben und 
die Frauen zu motivieren, Hilfsangebote anzunehmen. Am Ende liege die Entschei-
dung bei der jeweiligen Frau. 

Die Frage nach sicheren Orten richte sich stark an das Frauenministerium.  
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6 Gewalt an Schulen immer schlimmer – Wie sieht es in NRW aus? (Bericht 

beantragt von der Fraktion der AfD [siehe Anlage 3]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4349  

Markus Wagner (AfD) stellt fest, die Anzahl der Polizeieinsätze an Schulen habe sich 
von 91 Einsätzen im Jahr 2010 auf 413 Einsätze im Jahr 2024 deutlich erhöht. In 2025 
seien bis September 242 Einsätze angefallen. Ihn interessiere der Grund für diese 
Steigerung, zumal es in 2010 den Höchststand registrierter Straftaten an Schulen ge-
geben habe. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE) bestätigt, Gewalt an Schulen stelle ein Problem dar, dem 
sich Politik widmen müsse. Innen- und Schulministerium hätten dankenswerterweise 
erst kürzlich ein sehr, sehr gutes Gewaltschutzkonzept für Schulen vorgelegt. Bedau-
erlicherweise werde das in dem Bericht nicht aufgegriffen. Es enthalte nötige Maßnah-
men wie die Einbeziehung von Lehrkräften und Eltern sowie der Polizei.  

Plausibel sei die Gliederung der Fallzahlen nach unterschiedlichen Kriterien, auch die 
Gliederung nach Staatsangehörigkeiten, um bestimmte Schwerpunkte und besondere 
Bedarfe zu erkennen. Nicht einleuchtend sei, wie eine Aufgliederung nach Mehrfach-
staatsangehörigkeiten helfen solle, Gewalt an Schulen zu verhindern. Die Frage, ob 
ein Kind einen zweiten Pass mit einer nichtdeutschen Staatsangehörigkeit besitze, 
könne Kinder gegeneinander auszuspielen und sogar zu einer weiteren Gewaltspirale 
führen, weil Kinder nicht integriert, sondern ausgeschlossen würden.  

Markus Wagner (AfD) gibt zu bedenken, der Anteil der Tatverdächtigen ohne deut-
sche Staatsangehörigkeit liege bei 55,62 %. Hinzu komme, dass die Vergabe der deut-
schen Staatsangehörigkeit mittlerweile nicht mehr die Krönung einer Integrationsleis-
tung darstelle, sondern quasi als Voraussetzung gesehen werde, Integration zu leis-
ten. Die Vergabe der Mehrfachstaatsangehörigkeit sei von der Ausnahme zur Regel 
geworden. Deshalb sei es richtig, die Mehrfachstaatsangehörigkeit aufzuführen. Es 
gebe keinen vernünftigen Grund, bei Mehrfachstaatsangehörigen davon auszugehen, 
dass sie ausschließlich deutschen Tatverdächtigen zugeordnet würden.  

68,34 % der Täter oder Tatverdächtigen hätten keine deutsche Staatsbürgerschaft 
oder mindestens eine weitere Staatsbürgerschaft. Das sei Argument genug, um Mehr-
fachstaatsangehörige nicht einfach unter die deutschen Staatsangehörigen als Täter 
oder Tatverdächtige subsumieren zu können. 

Minister Herbert Reul (IM) entgegnet auf die Frage der AfD nach dem Grund für stei-
gende Fallzahlen, um Erkenntnisse hierüber zu gewinnen, sei die Studie in Auftrag 
gegeben worden. Die Studie müsse nun bewertet werden. Abzuwägen sei, welchen 
Faktoren besondere Bedeutung zukomme. Dann könne überlegt werden, an welchen 
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Stellen was verändert werde. Darum hätten sich verschiedene Ministerien in den letz-
ten Jahren immer wieder bemüht. Diese Aufgabe werde bleiben. Eine einfache Ursa-
chenerklärung gebe es nicht. 

Ob die Aufgliederung nach verschiedenen Staatsangehörigkeiten sinnvoll sei und wie 
politisch damit umgangen werde, liege im Ermessen der Fraktionen. Das Ministerium 
stelle zur Entscheidungsfindung alle vorliegenden Informationen zur Verfügung. 

Die Anzahl der Einsätze sei trotz sinkender Fallzahlen insgesamt gestiegen, weil die 
Polizei inzwischen häufiger gerufen werde. 
  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 42 - APr 18/1036 

Innenausschuss (62.) (öffentlich) 30.10.2025 
TOP 1 gemeinsam mit: 
Rechtsausschuss (66.) (öffentlich) 
 
 
7 Störung einer Lesung in der Neuen Synagoge Düsseldorf (Bericht beantragt 

von der Fraktion der FDP [siehe Anlage 4]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4425  

– keine Wortbeiträge 
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8 Cybersicherheitsstrategie der Landesregierung (Bericht beantragt von der 

Fraktion der FDP [siehe Anlage 4]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4397  

Dr. Werner Pfeil (FDP) bittet um Angaben zur Technologie der Quantencomputer. Mit 
zunehmendem Fortschritt werde sich die aktuelle Verschlüsselungstechnologie als ob-
solet erweisen. 

MR Thomas Menke (IM) teilt mit, die Koordinierungsstelle übernehme die steuernde 
Aufgabe. Die Ressortverantwortung liege bei den entsprechenden Ressorts. Es sei 
eine Frage des Inhalts der Strategie, inwieweit das im Bereich der Cybersicherheit eine 
Rolle spiele. Es handele sich um eine Herausforderung, die das Land alleine nicht 
regeln könne; hier bestehe auch eine Abhängigkeit vom Bund. Im Rahmen der Mög-
lichkeiten des Landes habe das Innenministerium dieses Thema im Blick.  
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9 Mafia-Aktivitäten in Nordrhein-Westfalen (Bericht beantragt von der Fraktion 

der FDP [siehe Anlage 4]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4431 

– keine Wortbeiträge 
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10 Interministerielle Arbeitsgruppe Zivile Verteidigung (Bericht beantragt von 

der Fraktion der FDP [siehe Anlage 4]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4392  

Auf eine Frage des Abgeordneten Dr. Werner Pfeil (FDP) eingehend, stellt Minister 
Herbert Reul (IM) klar, der Ausschuss fasse keine konkreten Beschlüsse, könne aber 
Vorbereitungen und Absprachen treffen. 
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11 Polizeiliche Schussabgabe in Arnsberg (Bericht beantragt von der Fraktion 

der FDP [siehe Anlage 4]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4394  

Minister Herbert Reul (IM) äußert auf eine Frage des Abgeordneten Dr. Werner Pfeil 
(FDP) eingehend die Hoffnung, dem Ausschuss in der Novembersitzung die anderen 
beiden Gutachten vorstellen zu können.  
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12 Fehlende Taser-Gutachten liegen jetzt vor – Wann gedenkt die Landesre-

gierung Öffentlichkeit und Landtag über die abschließenden Ergebnisse 
der Evaluation des Einsatzes von DEIG durch die NRW-Polizei zu informie-
ren? (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [siehe Anlage 5]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4393  

Christina Kampmann (SPD) erinnert, das medizinische Gutachten zum Taser sei 
dem Ausschuss am 7. November 2024 vorgestellt worden. Die anderen beiden zum 
Sommer 2025 angekündigte Gutachten lägen nun zwar vor, allerdings noch nicht dem 
Ausschuss. 

Beim Verfassungsschutzgesetz sei deutlich geworden, dass jetzt Druck gemacht 
werde, damit die entsprechenden Haushaltsmittel für nächstes Jahr eingestellt werden 
könnten. Dass dies bei Tasern offensichtlich nicht getan werde, verwundere. Sie inte-
ressiere, warum es dem Innenministerium nicht möglich gewesen sei, dem Ausschuss 
die seit einigen Wochen vorliegenden Gutachten früher vorzulegen und ob der Haus-
halt 2026 vielleicht doch schon Vorkehrungen für eine flächendeckende Einführung 
des DEIG enthalte.  

Von Interesse sei außerdem der derzeitige Diskussionstand zwischen den Koalitions-
partnern zu dieser Thematik. 

Darüber hinaus solle dargestellt werden, zu welchem vorläufigen Ergebnis die Lan-
desregierung bei der Prüfung der Gutachten gekommen sei, seit wann diese dem Mi-
nisterium genau vorlägen, wann die Landesregierung eine Entscheidung über eine 
mögliche flächendeckende Einführung von Tasern treffen werde und welche Haus-
haltsmittel dafür erforderlich seien. 

Minister Herbert Reul (IM) bestätigt, die Gutachten lägen seit einigen Wochen vor. 
Das Ministerium nehme sich aber das Recht, diese zunächst zu prüfen. Er selbst 
nehme sich zudem das Recht, sich die Ergebnisse vorstellen zu lassen. All dies nehme 
mit Blick auf nötige Terminabsprachen mit den Gutachtern Zeit in Anspruch. Die Gut-
achten sollten möglichst noch im laufenden Jahr vorgestellt werden. Hundertprozentig 
zusagen könne er dies aber noch nicht. 

Debatten über aus den Gutachten abzuleitende Folgen würden noch nicht geführt; zu-
nächst müssten diese vorgelegt und vorgestellt werden, bevor man zu einer Bewer-
tung komme. 

Seit wann die Gutachten genau vorlägen, könne er aus dem Kopf nicht sagen. Seiner 
Erinnerung nach sei dies im August gewesen. 
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13 Liegt die Evaluation des PeRiskoP-Programms mittlerweile vor? (Bericht be-

antragt von der Fraktion der SPD [siehe Anlage 5]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4409  

Christina Kampmann (SPD) schickt voraus, die Evaluation des PeRiskoP-Programms 
habe bis zum Sommer vorliegen sollen. Nun stelle sich die Frage, wann eine parla-
mentarische Befassung möglich werde, seit wann die Evaluationsergebnisse ganz 
konkret vorlägen, wo es aus Sicht des Ministeriums noch Nachbesserungsbedarf gebe 
und welche ersten Erkenntnisse es möglicherweise gebe. 

LdsKD Peter Mosch (IM) meint, die Evaluation liege dem Ministerium etwa seit Mai 
vor. Allerdings seien einige Evaluationsschleifen mit dem LKA nötig. Die Zentralstelle 
Evaluation beim LKA übernehme die Evaluierung. Man befinde sich immer noch in 
Abstimmungen. Wann die parlamentarische Befassung erfolge, stehe zum gegenwär-
tigen Zeitpunkt daher noch nicht fest. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE) erkundigt sich, welche unabhängigen Externen die Evalua-
tion begleiteten.  

KD’in Mareike Zaß (IM) unterstreicht, es handele sich um eine Prozessevaluation, die 
untersuche, wie die Einführung in den Kreispolizeibehörden erfolgt sei. Eine komplette 
Wirkungsevaluation liege dazu nicht vor. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE) möchte wissen, ob eine Wirkungsevaluation angedacht sei. 

KD’in Mareike Zaß (IM) verneint, dies sei zum jetzigen Zeitpunkt nicht beabsichtigt. 
Die Prozessevaluation beziehe sich auch darauf, ob bereits Erkenntnisse vorlägen, die 
eine Anpassung der Konzeption erforderten, zum Beispiel eine Änderung der Betrach-
tungshilfe. Der Schwerpunkt habe durchaus auf Verbesserungspotenzialen gelegen, 
aber eben im Bereich der Prozessevaluation. 

Auf die Frage von Dr. Werner Pfeil (FDP), wie das Programm wirke, führt MDgt. Gerrit 
Weber (IM) aus, die Zentralstelle Evaluation habe sich nicht selbst beauftragt und kon-
trolliere sich sozusagen selbst, sondern es handele sich dabei um eine Dienststelle, die 
für die gesamte Polizei arbeite. Das Ministerium, das LKA oder auch andere Behörden 
könnten dort die Dienstleistung beauftragen, bestimmte Prozesse zu evaluieren. 

Minister Herbert Reul (IM) erklärt auf eine Nachfrage von Dr. Julia Höller (GRÜNE) 
eingehend, es handele sich zunächst um eine Prozessevaluierung. Eine Wirkungs-



Landtag Nordrhein-Westfalen - 49 - APr 18/1036 

Innenausschuss (62.) (öffentlich) 30.10.2025 
TOP 1 gemeinsam mit: 
Rechtsausschuss (66.) (öffentlich) 
 
 
analyse sei das Zweite. Die Zusammenfassung oder die Kontrolle oder Koordination 
fänden im Landeskriminalamt statt. Dafür gebe es eine extra Stelle. 
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14 Aktueller Stand der Mehrarbeit bei der Polizei NRW (Bericht beantragt von 

der Fraktion der SPD [siehe Anlage 5]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4309 

– keine Wortbeiträge 
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15 Islamistisch motivierter Messerangriff an einer Essener Schule Anfang 

September – Aktueller Ermittlungsstand (Bericht beantragt von der Fraktion 
der SPD [siehe Anlage 5]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4424  

– keine Wortbeiträge 
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16 Messerangriff an einer Schule in Paderborn – Aktueller Ermittlungsstand 

(Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [siehe Anlage 5]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4426  

Minister Herbert Reul (IM) kann die Frage von Markus Wagner (AfD) zur Nationalität 
oder eine Mehrfachstaatsangehörigkeit des Täters nicht beantworten. Diese Angabe 
liege dem Ministerium nicht vor. 
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17 Polizeiliche Maßnahmen gegen den “Active Club OWL” (Bericht beantragt 

von den Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [siehe Anlage 6]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4391  

Dorothea Deppermann (GRÜNE) bedankt sich für den Bericht. Laut Bericht sei eine 
Personenkontrolle in der Innenstadt maßgeblich für den Einsatz gewesen. Auskunft 
gegeben werden solle, ob es auch vom Verfassungsschutz Hinweise auf diese Grup-
pierung gegeben habe, die sich in öffentlich zugänglichen Telegram-Gruppen über ihre 
Veranstaltungen, ihre Sportprogramme und auch ihre Waffenaffinität ausgetauscht 
habe. Welche Verbindungen es zu übrigen Gruppierungen im Raum Ostwestfalen-
Lippe oder darüber hinaus gegeben habe, die der rechten Szene angehörten, solle 
ebenfalls mitgeteilt werden. Zumindest mit der Freischar Westfalen habe es Koopera-
tionen oder personelle Überschneidungen gegeben. Interessant sei, inwiefern diese 
Maßnahmen gegen eine Gruppierung aus Ostwestfalen-Lippe von anderen Active 
Clubs in Nordrhein-Westfalen oder in Deutschland kommentiert worden seien und wel-
che Ableitungen für die Sicherheitspolitik daraus gezogen würden, dass sich Gruppie-
rungen offen mit Waffen zeigten und zur Gewalt aufriefen. 

Christina Kampmann (SPD) bedauert, in dem Bericht würden noch einmal viele all-
gemeine Maßnahmen genannt, die gegen Rechtsextremismus wirken sollten, aber nur 
wenige, die speziell gegen das relativ neue Phänomen der Active Clubs wirken sollten. 
Wenn sie es richtig sehe, wendeten Active Clubs eine Art Doppelstrategie an, indem 
gerade junge Menschen über Social Media angeworben würden, die sich dann in der 
realen Welt träfen. Daraus ergebe sich die Frage, ob die Landesregierung spezifische 
Maßnahmen gegen dieses Phänomen plane und ob es Erkenntnisse darüber gebe, 
dass der im Bericht genannte Rapper Mitglied im Active Club OWL sei. 

Laut Berichterstattung seien bei den Durchsuchungen nicht alle angetroffen worden. 
Das führe wiederum zu der Frage, wer nicht angetroffen worden sei und ob es im 
Nachgang weitere Maßnahmen gegeben oder man sich damit abgefunden habe. 

MDgt. Jürgen Kayser (IM) unterstreicht zur Rolle des Verfassungsschutzes in Bezug 
auf das konkrete Verfahren. Man weise auf dieses Phänomen der Active Clubs schon 
seit längerer Zeit in den Lagebildern hin. Bei Präventionsveranstaltungen werde regel-
mäßig auf dieses Phänomen aufmerksam gemacht. In der laufenden Woche sei zu-
sammen mit der Landeszentrale für politische Bildung in Essen eine größere Präven-
tionsveranstaltung durchgeführt worden. Bei solchen Gelegenheiten werde auf diese 
neuen Phänomene hingewiesen, die gerade junge Menschen ansprechen sollten. Ac-
tive Clubs seien ein ganz zentrales Thema. Es werde auch zum Thema der Prävention 
in Schulen gemacht, indem auf diese Angebote und darauf hingewiesen werde, was 
tatsächlich dahinter stehe. 
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Anlass dieser konkreten strafprozessualen Maßnahmen seien keine Hinweise des 
Verfassungsschutzes gewesen, sondern ein strafrechtlich relevantes Verhalten; vie-
les, was da passiere, sei eben nicht strafrechtlich relevant. Die Werbung für gemein-
same Aktivitäten, gemeinsame Märsche, Wanderungen oder ähnliches und auch die 
extremistische Ideologie sei grundsätzlich erst einmal nicht strafrechtlich relevant und 
biete deswegen keinen Anhaltspunkt für strafprozessuale Maßnahmen. Insofern sei 
da vor allen Dingen mit Aufklärung und Prävention zu arbeiten. 

Werde strafrechtlich relevantes Verhalten festgestellt, finde ein enger Austausch mit 
der Polizei statt. Dann würden natürlich auch strafrechtlich relevante Maßnahmen er-
griffen, insbesondere zum Beispiel beim Posieren mit Waffen. 

In der Szene und bei den übrigen Active Clubs sei eine zumindest vordergründige 
Distanzierung dieses strafrechtlich relevanten Verhaltens erfolgt, weil die Active Clubs 
zumindest nach außen nicht strafrechtlich relevant in Erscheinung treten wollten, son-
dern sich einen legalen Anstrich gäben.  

Der Active Club OWL habe sich aufgelöst, und es sei ein neuer Club gegründet wor-
den, wobei es Bezüge und Überschneidungen gebe, sodass man davon ausgehen 
könne, dass hier in anderer Konstellation die Aktivitäten fortgesetzt würden. 

LKD Markus Gemünd (IM) ergänzt, außerhalb der Personenkontrolle hätten durch 
die Beobachtung sowohl in der Staatsschutzdienststelle Bielefeld als auch beim Ver-
fassungsschutz im Vorfeld schon Erkenntnisse vorgelegen, die darauf hingedeutet hät-
ten. Hier sei speziell wegen des Verstoßes gegen das Waffengesetz durchsucht wor-
den. Dazu, ob und welche Waffen genau gefunden worden seien, müsse bei Bedarf 
nachberichtet werden.  

Die Ermittlungsmaßnahmen gegen den Active Club in Ostwestfalen dauerten weiter 
an. Die nicht angetroffenen Personen blieben nicht unbehelligt. Aber dazu wolle er aus 
ermittlungstaktischen Gründen keine weiteren Details nennen.  

MDgt. Jürgen Kayser (IM) möchte zu der Frage, inwiefern Verbindungen zu anderen 
Organisationen bzw. Gruppierungen im Bereich des Rechtsextremismus existierten, 
in öffentlicher Sitzung nur sehr oberflächlich antworten. Selbstverständlich gebe es 
vereinzelt Kennverhältnisse. Insbesondere bei gemeinsamen Veranstaltungen be-
gegne man sich. Eine strukturierte Zusammenarbeit sei bislang nicht festzustellen. 
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18 Ministerien lassen NGOs durch Verfassungsschutz überprüfen – Wie han-

delt NRW? (Bericht beantragt von der Fraktion der AfD [siehe Anlage 7]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4396  

Markus Wagner (AfD) kommt auf das auf Bundesebene eingeführte und beim Bun-
desinnenministerium angesiedelte „Haber-Verfahren“ zu sprechen, welches Bundes-
ministerien die Möglichkeit biete, Projekte und Projektträger beim Bundesamt für Ver-
fassungsschutz mit dem Ziel überprüfen zu lassen, missbräuchliche Inanspruchnah-
men von Fördermitteln durch extremistische oder terroristische Organisationen, Grup-
pierungen oder Einzelpersonen zu verhindern.  

Der Verfassungsschutz NRW dürfe dagegen nicht auf Antrag anderer öffentlicher Stel-
len entsprechend tätig werden. Es erfolge keine Überprüfung von Nichtregierungsor-
ganisationen oder Einzelpersonen durch den Verfassungsschutz, selbst dann nicht, 
wenn andere Stellen eine solche Überprüfung wünschten. Eine Regelanfrage sei laut 
vorliegendem Bericht zudem nicht vorgesehen. Dann stelle sich die Frage, ob Förder-
mittelbehörden nicht routinemäßig nachfragen müssten oder aufgrund der fehlenden 
gesetzlichen Regelung nicht nachfragen dürften. Auch sei zu klären, warum der NRW-
Verfassungsschutz solche Einzelanfragen nicht statisch erfasse.  

MDgt. Jürgen Kayser (IM) erläutert, es handele sich um eine Entscheidung des Ge-
setzgebers; er könne sich daher nicht dazu äußern, ob eine Regelanfrage eingeführt 
werde oder nicht. An bestimmten Verfahren wirke der Verfassungsschutz mit, so zum 
Beispiel im Atom- und im Luftsicherheitsgesetz. Für den angesprochenen Bereich sei 
dies in Nordrhein-Westfalen nicht vorgesehen. Dennoch könne der Verfassungsschutz 
auf Anfrage anderer Stellen tätig werden, wenn im Rahmen eines Förderverfahrens 
der Verdacht aufkomme, dass sich Organisationen oder Einzelpersonen dieser Orga-
nisationen gegen die freiheitlich-demokratische Grundordnung richteten. 
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19 Wer wird wie vom Verfassungsschutz in NRW beobachtet? (Bericht bean-

tragt von der Fraktion der AfD [siehe Anlage 7]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4395  

– keine Wortbeiträge 
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20 Düsseldorf: Jugendliche verüben neun Raubüberfälle (Bericht beantragt von 

der Fraktion der AfD [siehe Anlage 7]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4412  

Markus Wagner (AfD) wundert sich, dass nur einer der Beschuldigten als Mehrfach- 
und Intensivtäter geführt werde, obwohl den Beschuldigten zwischen 110 und 11 poli-
zeilichen Auffälligkeiten zugeschrieben würden.  

LdsKD Peter Mosch (IM) verweist auf die Rahmenkonzeption „Mehrfach- und Inten-
sivtäterbekämpfung“. Sie enthalte gewisse Scoring-Werte. Leider neige eine Vielzahl 
Beschuldigter zu vielen Taten. Bei den im Bericht genannten Werten handele es sich 
um eine Gesamtaddition; die Taten verteilten sich zum Teil über mehrere Jahre. Die 
reine Anzahl von Taten führe nicht zwangsläufig zur Eingruppierung als Intensivtäter. 
In Haft befindliche Mehrfachtäter böten sich beispielsweise nicht für diese Konzeption 
an, da sie aktuell keine weiteren Straftaten verüben könnten. Eine individuelle Betrach-
tung sei erforderlich. Die Einordnung habe das LKA geprüft und als sachgerecht an-
gesehen.  

Markus Wagner (AfD) fragt sich, wie aussagekräftig Intensivtäterdateien überhaupt 
noch seien, wenn 33 oder 37 polizeiliche Auffälligkeiten nicht für die Einordnung als 
Intensivtäter ausreichten und rund 500 Menschen als Intensivtäter geführt würden. An 
dieser Stelle fehle Transparenz. 

LdsKD Peter Mosch (IM) unterscheidet zwischen dem Programm „Kurve kriegen“ und 
der Intensivtäterdatei. Programme wie „Kurve kriegen“ funktionierten nur bei denjeni-
gen, die sich dafür aufgeschlossen zeigten. Die Intensivtäterbekämpfung sei eine rein 
polizeiliche Entscheidung. In diesen Fällen würden konkrete Maßnahmen getroffen, 
Fallkonferenzen abgehalten und geschaut, wie man eine kriminelle Karriere ein biss-
chen härter als über ein Präventionsprogramm beenden könne. Hier müsse genau 
geprüft werden, wer für solche Maßnahmen infrage komme und welche Möglichkeiten 
bestünden. 
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21 Oberhausen: Prozess um Femizid (Bericht beantragt von der Fraktion der AfD 

[siehe Anlage 7]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4405  

– keine Wortbeiträge 
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22 Nennung der Nationalität von Straftätern – Wann ist damit endlich zu rech-

nen? (Bericht beantragt von der Fraktion der AfD [siehe Anlage 7]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4375  

– keine Wortbeiträge 

gez. Angela Erwin 
Vorsitzende 

7 Anlagen 
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Teilprojekt DunkelfeldTeilprojekt DunkelfeldTeilprojekt Dunkelfeld

Universität zu KölnUniversität zu Köln

Prof. Dr. Clemens KronebergProf. Dr. Clemens KronebergProf. Dr. Clemens Kroneberg

• Wiederholung der Studie • Wiederholung der Studie • Wiederholung der Studie 
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Datengrundlagen

Dunkelfeld Hellfeld

Gegenstand
Selbstberichtete Delinquenz

hier: 12-Monats-Prävalenz

In der PKS erfasste Tatverdächtige

hier: Tatverdächtigenbelastungszahl

Zeitraum
Befragung zwischen September u. Januar 2013 (7. Jg.), 
2015  (9. Jg.) und 2024 (7. und 9. Jg.)

Tatzeitende im Zeitraum Oktober bis September des 
Folgejahres in den Jahren 2012–2024

Delikte
Grobe Orientierung am Strafgesetzbuch 

verständliche Frageformulierungen für Jugendliche

Strikte Orientierung am Strafgesetzbuch

Auswahl orientiert an Fragen der Dunkelfeldstudie

Altersgruppen
7. Jahrgang

9. Jahrgang

11–13 Jahre

13–15 Jahre

Orte Gelsenkirchen, Herten, Marl
Gelsenkirchen, Herten, Marl

Nordrhein-Westfalen
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Gewaltdelikte nach Geschlecht – 7. Jahrgang
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Erkenntnisse zur Entwicklung im Dunkel- und Hellfeld

Eigentumsdelikte

30.10.2025

8 Entwicklung der Kinder- und Jugenddelinquenz in Nordrhein-Westfalen

Dunkelfeld Hellfeld

7. Jahrgang 9. Jahrgang 7. Jahrgang 9. Jahrgang

Graffiti

Sachbeschädigung

Hehlerei

Ladendiebstahl

Fahrzeugdiebstahl

Einbruch

Personendiebstahl

Stärkste Verbreitung 
im Hellfeld
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Erkenntnisse zur Entwicklung im Dunkel- und Hellfeld

• Bestätigung der regionalen Trends landesweit

• Delinquenz im Untersuchungsgebiet allerdings über Landesdurchschnitt

#Besondere sozioökonomische Lage: Untersuchungsgebiet gehört zu den strukturschwächsten und 
sozioökonomisch am schlechtesten gestellten Gebieten in Nordrhein-Westfalen

Untersuchungsgebiet vs. Nordrhein-Westfalen (Hellfeld)

30.10.20259 Entwicklung der Kinder- und Jugenddelinquenz in Nordrhein-Westfalen
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Erkenntnisse zur Entwicklung im Dunkel- und Hellfeld

Dauerhafte vergleichende Betrachtung und Bewertung 

der Kriminalitätslage und -entwicklung 

anhand von Dunkel- und Hellfelddaten 

Handlungsempfehlung

30.10.202510 Entwicklung der Kinder- und Jugenddelinquenz in Nordrhein-Westfalen
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d.i. im Jugendalter 2024 MARKETS & PUBLIC POLICY 

Zur Entwicklung der Kinder- und JugenddelinquenzZur Entwicklung der Kinder- und JugenddelinquenzZur Entwicklung der Kinder- und JugenddelinquenzZur Entwicklung der Kinder- und Jugenddelinquenz

in Nordrhein-Westfalen: in Nordrhein-Westfalen: 

Abschlussbericht zum Teilprojekt „Dunkelfeld“Abschlussbericht zum Teilprojekt „Dunkelfeld“Abschlussbericht zum Teilprojekt „Dunkelfeld“Abschlussbericht zum Teilprojekt „Dunkelfeld“

Prof. Dr. Clemens KronebergProf. Dr. Clemens KronebergProf. Dr. Clemens Kroneberg

Department für Soziologie und SozialpsychologieDepartment für Soziologie und SozialpsychologieDepartment für Soziologie und Sozialpsychologie
Exzellenzcluster ECONtribute: Märkte & Public PolicyExzellenzcluster ECONtribute: Märkte & Public PolicyExzellenzcluster ECONtribute: Märkte & Public Policy

Universität zu Köln

Landtag Nordrhein-WestfalenLandtag Nordrhein-Westfalen
Innenausschuss
Landeshauptstadt DüsseldorfLandeshauptstadt Düsseldorf
30. Oktober 2025
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Die Landesregierung 
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MARKETS & PUBLIC POLICY 
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Maximilian Pickartz   Fiona Seiffert            Alexandra HeydenMaximilian Pickartz   Fiona Seiffert            Alexandra HeydenMaximilian Pickartz   Fiona Seiffert            Alexandra Heyden

Gefördert durch

Schulbasierte DunkelfeldstudieSchulbasierte DunkelfeldstudieSchulbasierte Dunkelfeldstudie

" ca. 3800 Schülerinnen und Schüler (7. und 9. Jahrgangsstufe) an 27 Schulenca. 3800 Schülerinnen und Schüler (7. und 9. Jahrgangsstufe) an 27 Schulenca. 3800 Schülerinnen und Schüler (7. und 9. Jahrgangsstufe) an 27 Schulenca. 3800 Schülerinnen und Schüler (7. und 9. Jahrgangsstufe) an 27 Schulenca. 3800 Schülerinnen und Schüler (7. und 9. Jahrgangsstufe) an 27 Schulen

" Erhebungsgebiet: Gelsenkirchen, Herten und MarlErhebungsgebiet: Gelsenkirchen, Herten und MarlErhebungsgebiet: Gelsenkirchen, Herten und MarlErhebungsgebiet: Gelsenkirchen, Herten und Marl

" keine Förderschulen und Willkommensklassenkeine Förderschulen und Willkommensklassenkeine Förderschulen und Willkommensklassen

" 10-Jahres-Vergleich auf Basis der Vorgängerstudie 2013/201510-Jahres-Vergleich auf Basis der Vorgängerstudie 2013/201510-Jahres-Vergleich auf Basis der Vorgängerstudie 2013/201510-Jahres-Vergleich auf Basis der Vorgängerstudie 2013/2015
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Tendenz zu impulsivem, risikofreudigem Tendenz zu impulsivem, risikofreudigem Tendenz zu impulsivem, risikofreudigem Tendenz zu impulsivem, risikofreudigem Tendenz zu impulsivem, risikofreudigem 
und kurzsichtigem Handelnund kurzsichtigem Handelnund kurzsichtigem Handeln

Messung: Grad der Zustimmung zu Messung: Grad der Zustimmung zu Messung: Grad der Zustimmung zu Messung: Grad der Zustimmung zu 
verschiedenen Aussagenverschiedenen Aussagenverschiedenen Aussagen

• Ich handle oft spontan, ohne lange Ich handle oft spontan, ohne lange Ich handle oft spontan, ohne lange Ich handle oft spontan, ohne lange 
nachzudenken.nachzudenken.

• Mir wird schnell langweilig.Mir wird schnell langweilig.Mir wird schnell langweilig.

• Wenn ich wirklich wütend bin, sollten Wenn ich wirklich wütend bin, sollten Wenn ich wirklich wütend bin, sollten Wenn ich wirklich wütend bin, sollten 
andere mich lieber in Ruhe lassen.andere mich lieber in Ruhe lassen.andere mich lieber in Ruhe lassen.andere mich lieber in Ruhe lassen.

• Ich verliere ziemlich schnell die Ich verliere ziemlich schnell die Ich verliere ziemlich schnell die Ich verliere ziemlich schnell die 
Beherrschung.Beherrschung.

• ...
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" Stärkerer Rückgang unter MädchenStärkerer Rückgang unter MädchenStärkerer Rückgang unter MädchenStärkerer Rückgang unter Mädchen
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Psychische Belastungen weit verbreitet Psychische Belastungen weit verbreitet Psychische Belastungen weit verbreitet Psychische Belastungen weit verbreitet Psychische Belastungen weit verbreitet Psychische Belastungen weit verbreitet Psychische Belastungen weit verbreitet 
– besonders unter Mädchen– besonders unter Mädchen– besonders unter Mädchen– besonders unter Mädchen– besonders unter Mädchen
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Elterngewalt

" Kinder und Jugendliche, die innerhalb der Familie Gewalt erfahren, haben ein deutlich 
erhöhtes Risiko, selbst gewalttätig zu werden.

(u.a. van de Weijer et al. 2014, 2017)

Historisch:

" Langfristige Entwicklung hin zu einer weitgehend gewaltfreien Erziehung
(u.a. Baier & Pfeiffer 2014)

Jedoch: 

" Möglicher Anstieg familiärer Gewalterfahrungen während der COVID-19-Pandemie
(u.a. Nägel & Kroneberg 2023)
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Elterngewalt

" Kinder und Jugendliche, die innerhalb der Familie Gewalt erfahren, haben ein deutlich 
erhöhtes Risiko, selbst gewalttätig zu werden.

(u.a. van de Weijer et al. 2014, 2017)

Historisch:

" Langfristige Entwicklung hin zu einer weitgehend gewaltfreien Erziehung
(u.a. Baier & Pfeiffer 2014)

Jedoch: 

" Möglicher Anstieg familiärer Gewalterfahrungen während der COVID-19-Pandemie
(u.a. Nägel & Kroneberg 2023)

Unsere Studie:

" Abfrage von Vorkommnissen („mir eine runtergehauen“, „mich mit einem Gegenstand geschlagen“)

" Keine Beurteilung im Einzelfall, sondern nur Interpretation im Aggregat möglich
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Elterngewalt im Zeitvergleich: 9. JahrgangElterngewalt im Zeitvergleich: 9. JahrgangElterngewalt im Zeitvergleich: 9. JahrgangElterngewalt im Zeitvergleich: 9. JahrgangElterngewalt im Zeitvergleich: 9. JahrgangElterngewalt im Zeitvergleich: 9. JahrgangElterngewalt im Zeitvergleich: 9. JahrgangElterngewalt im Zeitvergleich: 9. Jahrgang

„Wie oft hast du das in den letzten 12 Monaten erlebt? Meine Mutter oder mein Vater hat…“„Wie oft hast du das in den letzten 12 Monaten erlebt? Meine Mutter oder mein Vater hat…“„Wie oft hast du das in den letzten 12 Monaten erlebt? Meine Mutter oder mein Vater hat…“„Wie oft hast du das in den letzten 12 Monaten erlebt? Meine Mutter oder mein Vater hat…“„Wie oft hast du das in den letzten 12 Monaten erlebt? Meine Mutter oder mein Vater hat…“„Wie oft hast du das in den letzten 12 Monaten erlebt? Meine Mutter oder mein Vater hat…“„Wie oft hast du das in den letzten 12 Monaten erlebt? Meine Mutter oder mein Vater hat…“„Wie oft hast du das in den letzten 12 Monaten erlebt? Meine Mutter oder mein Vater hat…“

+36% +101% +42%

Mindestens ein MalMindestens ein MalMindestens ein Mal
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Schwächere moralische EinstellungenSchwächere moralische EinstellungenSchwächere moralische EinstellungenSchwächere moralische EinstellungenSchwächere moralische EinstellungenSchwächere moralische EinstellungenSchwächere moralische Einstellungen

9. Jahrgang9. Jahrgang

Ausmaß der moralischen Ablehnung Ausmaß der moralischen Ablehnung Ausmaß der moralischen Ablehnung Ausmaß der moralischen Ablehnung 
von Regelverstößenvon Regelverstößenvon Regelverstößen

Wie schlimm fänden es die Wie schlimm fänden es die Wie schlimm fänden es die 
Befragten, wenn Gleichaltrige...Befragten, wenn Gleichaltrige...Befragten, wenn Gleichaltrige...Befragten, wenn Gleichaltrige...

• Ohne Entschuldigung die Schule Ohne Entschuldigung die Schule Ohne Entschuldigung die Schule Ohne Entschuldigung die Schule 
schwänzenschwänzen

• Einen anderen Jugendlichen Einen anderen Jugendlichen Einen anderen Jugendlichen 
schlagen, der etwas Gemeines sagtschlagen, der etwas Gemeines sagtschlagen, der etwas Gemeines sagtschlagen, der etwas Gemeines sagt

• Einen Stift von einem Mitschüler Einen Stift von einem Mitschüler Einen Stift von einem Mitschüler Einen Stift von einem Mitschüler 
stehlen

• Aus Spaß eine Straßenlaterne Aus Spaß eine Straßenlaterne Aus Spaß eine Straßenlaterne Aus Spaß eine Straßenlaterne 
zerstören

• ...
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Schwächere moralische Einstellungen Schwächere moralische Einstellungen Schwächere moralische Einstellungen Schwächere moralische Einstellungen Schwächere moralische Einstellungen Schwächere moralische Einstellungen Schwächere moralische Einstellungen 
- hinsichtlich welcher Regelverstöße?- hinsichtlich welcher Regelverstöße?- hinsichtlich welcher Regelverstöße?- hinsichtlich welcher Regelverstöße?- hinsichtlich welcher Regelverstöße?- hinsichtlich welcher Regelverstöße?
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Gewalt wird weiterhin als schlimm empfunden.Gewalt wird weiterhin als schlimm empfunden.Gewalt wird weiterhin als schlimm empfunden.Gewalt wird weiterhin als schlimm empfunden.Gewalt wird weiterhin als schlimm empfunden.Gewalt wird weiterhin als schlimm empfunden.Gewalt wird weiterhin als schlimm empfunden.Gewalt wird weiterhin als schlimm empfunden.
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9. Jahrgang9. Jahrgang
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Lehrerbeleidigungen: Lehrerbeleidigungen: Lehrerbeleidigungen: Lehrerbeleidigungen: 9. Jahrgang9. Jahrgang

„Hast du in den letzten 12 Monaten eine Lehrkraft beleidigt oder beschimpft, „Hast du in den letzten 12 Monaten eine Lehrkraft beleidigt oder beschimpft, „Hast du in den letzten 12 Monaten eine Lehrkraft beleidigt oder beschimpft, „Hast du in den letzten 12 Monaten eine Lehrkraft beleidigt oder beschimpft, „Hast du in den letzten 12 Monaten eine Lehrkraft beleidigt oder beschimpft, „Hast du in den letzten 12 Monaten eine Lehrkraft beleidigt oder beschimpft, „Hast du in den letzten 12 Monaten eine Lehrkraft beleidigt oder beschimpft, 

so dass er oder sie es gehört hat?“so dass er oder sie es gehört hat?“so dass er oder sie es gehört hat?“

+53% +90%
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Verschlechterung des wahrgenommenen Umgangs Verschlechterung des wahrgenommenen Umgangs Verschlechterung des wahrgenommenen Umgangs Verschlechterung des wahrgenommenen Umgangs Verschlechterung des wahrgenommenen Umgangs Verschlechterung des wahrgenommenen Umgangs Verschlechterung des wahrgenommenen Umgangs Verschlechterung des wahrgenommenen Umgangs Verschlechterung des wahrgenommenen Umgangs 
und Respekts: und Respekts: und Respekts: 9. Jahrgang9. Jahrgang
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tagesschau 

er 

t: 

Sendung verpasst? O► 

Polizeiliche Kriminalstatistik 

"Schulen haben eine ganz große Aufgabe" 
Stand: 10.04.2024 08:47 Uhr 

Die Kriminalstatistik zeige nur einen Teil des Bildes, sagt der Kriminologe 
Boers. Zur Beurteilung der Lage fehlten noch wichtige Zahlen. Für die 
Prävention besonders wichtig seien die Integrationsmöglichkeiten an 
Schulen. 

Hintergrund: 
Aufgaben und Leistungen von Schulen

" Vermittlung der Inhalte des Lehrplans

" Vermittlung sozial-emotionaler Kompetenzen
"Defizite durch Corona-Pandemie/Grundschulschließungen

"Defizite durch Smartphones und Social Media

" Integration, Inklusion und Teilhabe

Beispiel: 7. Jahrgangsstufe in unserer Bruttostichprobe

"Anteil von SuS mit sonderpädagogischem Förderbedarf: 2% (2013) % 10% (2024)

"Anteil von SuS mit Zuwanderungsgeschichte:  47% (2013) % 70% (2024)

" In Zeiten von begrenzten Ressourcen und Fachkräftemangel
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2025 

• 2024 

Was sind die größten 
Herausforderungen der Lehrkräfte? 

Verhalten der Schülersinnen
42%

35% 

Arbeitsbelastung, Zeitmangel 
34% 

28 % 

Heterogenität 
32% 

33 % 

Bildungspolitik und Bürokratie 
23% 

21% 

20% 
Personalmangel 

26 % 

20% 
Eltern 

18% 

Leistungsschwache 13% 
Schülersinnen, Lernrückstände 11 % 

(zu) große Klassen 
11%

11% 

8% 
Digitalisierung allgemein 

10% 

San ierungs-, Renovierungs-, 8% 
Investitionsstau y %

Quelle Deutsches Schulbarometer 2025 

Deutschlandweit (Schulbarometer 2025):

" Das Verhalten der Schüler*innen als größte 
Herausforderung aus Sicht der Lehrkräfte 
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Gehäuftes Erleben von Regelverstößen

" für manche Jugendliche im Elternhaus

" für viele Jugendliche in der Schule

" für sehr viele Jugendliche auf Social Media

" u.a.

% Wenn Jugendliche erleben, dass Regelverletzungen und Gewalt ohne Sanktion bleiben, 
kann dies ihre allgemeine Normorientierung und ihre generellen Sanktionserwartungen
schwächen.  

(u.a. Keizer et al. 2008, 2013)
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• Freundschaft 
&Gewalt • _• im Jugendalter 2024 

Familiäre 
ErfahrungenErfahrungen

PsychischePsychische

BelastungenBelastungen
NormbindungNormbindung

Sanktions-Sanktions-
erwartungenerwartungen

Schulische Schulische 
ErfahrungenErfahrungen

SelbstkontrolleSelbstkontrolle

Mögliche UrsachenMögliche UrsachenMögliche Ursachen
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Z 

- E 
■ ■ 

Subjektive Entdeckungswahrscheinlichkeit Subjektive Entdeckungswahrscheinlichkeit Subjektive Entdeckungswahrscheinlichkeit Subjektive Entdeckungswahrscheinlichkeit Subjektive Entdeckungswahrscheinlichkeit Subjektive Entdeckungswahrscheinlichkeit Subjektive Entdeckungswahrscheinlichkeit Subjektive Entdeckungswahrscheinlichkeit 
(7. Jahrgang)(7. Jahrgang)

51.1%

32.3%

51.7%

33.2%

47.9%

35.7%

0

2020

4040

6060

... eine DVD/etwas im... eine DVD/etwas im
Wert von ca. 15 Euro inWert von ca. 15 Euro in
einem Laden stiehlst? *einem Laden stiehlst? *

... eine Straßenlaterne... eine Straßenlaterne
zerstörst? *

... einen Jugendlichen... einen Jugendlichen
verprügelst, den du nichtverprügelst, den du nicht

kennst? *

A
nt

ei
l

Ja
-A

nt
w

or
te

n
(i

n
%

)

Jahr

2013

2024

„Glaubst du, du würdest von der Polizei erwischt, wenn du ...“„Glaubst du, du würdest von der Polizei erwischt, wenn du ...“„Glaubst du, du würdest von der Polizei erwischt, wenn du ...“„Glaubst du, du würdest von der Polizei erwischt, wenn du ...“„Glaubst du, du würdest von der Polizei erwischt, wenn du ...“„Glaubst du, du würdest von der Polizei erwischt, wenn du ...“
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86.3%

69.2%

86.8%

69.5%

82.2%

73.3%

0

2525

5050

7575

100

... eine DVD/etwas im... eine DVD/etwas im
Wert von ca. 15 Euro inWert von ca. 15 Euro in
einem Laden gestohlen *einem Laden gestohlen *

... eine Straßenlaterne... eine Straßenlaterne
zerstört *

... jemanden verprügelt,... jemanden verprügelt,
den du nicht kennst *den du nicht kennst *

E
rw

ar
tu

ng
zi

em
li

ch
/s

eh
r

sc
hl

im
m

er
F

ol
ge

n
(i

n
%

)

Jahr

2013

2024

„Stell dir vor, du hast … und die Polizei erfährt davon. Wie schlimm sind die Folgen für dich?“„Stell dir vor, du hast … und die Polizei erfährt davon. Wie schlimm sind die Folgen für dich?“„Stell dir vor, du hast … und die Polizei erfährt davon. Wie schlimm sind die Folgen für dich?“„Stell dir vor, du hast … und die Polizei erfährt davon. Wie schlimm sind die Folgen für dich?“„Stell dir vor, du hast … und die Polizei erfährt davon. Wie schlimm sind die Folgen für dich?“„Stell dir vor, du hast … und die Polizei erfährt davon. Wie schlimm sind die Folgen für dich?“„Stell dir vor, du hast … und die Polizei erfährt davon. Wie schlimm sind die Folgen für dich?“„Stell dir vor, du hast … und die Polizei erfährt davon. Wie schlimm sind die Folgen für dich?“

Subjektive Einschätzung der Folgen Subjektive Einschätzung der Folgen Subjektive Einschätzung der Folgen Subjektive Einschätzung der Folgen Subjektive Einschätzung der Folgen Subjektive Einschätzung der Folgen 
(7. Jahrgang)(7. Jahrgang)
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Gesamtbild
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C)Ntribute 
MARKETS & PUBLIC POLICY 

• Freundschaft 
/ ‘ &Gewalt • _•. . im Jugendalter 2024 

Mehr 

ElterngewaltElterngewalt

PsychischePsychische

BelastungenBelastungen

GeringereGeringere

NormbindungNormbindung

Gesunkene Gesunkene 
Sanktions-Sanktions-

erwartungenerwartungen

Verhaltens-Verhaltens-
probleme an probleme an 

Schulen

Niedrigere Niedrigere 
SelbstkontrolleSelbstkontrolle

Mögliche Ursachen des Anstiegs der JugenddelinquenzMögliche Ursachen des Anstiegs der JugenddelinquenzMögliche Ursachen des Anstiegs der JugenddelinquenzMögliche Ursachen des Anstiegs der JugenddelinquenzMögliche Ursachen des Anstiegs der JugenddelinquenzMögliche Ursachen des Anstiegs der JugenddelinquenzMögliche Ursachen des Anstiegs der Jugenddelinquenz

Gesellschaftliche Einflüsse:Gesellschaftliche Einflüsse:Gesellschaftliche Einflüsse:Gesellschaftliche Einflüsse:

" SmartphonesSmartphones

" Social MediaSocial Media

" COVID-19-PandemieCOVID-19-PandemieCOVID-19-Pandemie

" u.a.

Gesellschaftliche Einflüsse:Gesellschaftliche Einflüsse:Gesellschaftliche Einflüsse:Gesellschaftliche Einflüsse:

" Gestiegene AnforderungenGestiegene AnforderungenGestiegene Anforderungen
an Schulenan Schulen

" u.a.
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Handlungsempfehlungen
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/I 

( 
Freundschaft 

‘_ &Gewalt 
- - im Jugendalter 2024 

Eltern

Sozialräumliche 
UmgebungSchulen

Digitale Räume

" Soziale und emotionale Kompetenzen stärkenSoziale und emotionale Kompetenzen stärkenSoziale und emotionale Kompetenzen stärken

" Intensive, wissenschaftlich evaluierte KompetenztrainingsIntensive, wissenschaftlich evaluierte KompetenztrainingsIntensive, wissenschaftlich evaluierte KompetenztrainingsIntensive, wissenschaftlich evaluierte Kompetenztrainings

Handlungsempfehlungen: 1 von 6Handlungsempfehlungen: 1 von 6Handlungsempfehlungen: 1 von 6

Kinder- und 
Jugendhilfe

Polizei

Kinder- und 
Jugendpsycho-

therapie

Jugendliche
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( 
Freundschaft 
&Gewalt • • 

-- - - - Jugendalter 2024 

Eltern

Sozialräumliche 
UmgebungSchulen

Kinder- und 
Jugendhilfe

Digitale Räume

" Elterliche Erziehungskompetenzen stärkenElterliche Erziehungskompetenzen stärkenElterliche Erziehungskompetenzen stärken

" Ausstattung der Kinder- und Jugendhilfe, Erziehungsberatung, u.a.Ausstattung der Kinder- und Jugendhilfe, Erziehungsberatung, u.a.Ausstattung der Kinder- und Jugendhilfe, Erziehungsberatung, u.a.Ausstattung der Kinder- und Jugendhilfe, Erziehungsberatung, u.a.

Polizei

Handlungsempfehlungen: 2 von 6Handlungsempfehlungen: 2 von 6Handlungsempfehlungen: 2 von 6

Kinder- und 
Jugendpsycho-

therapie

Jugendliche
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• Freundschaft 
&"Gewalt 

-ze7z-irn Jugendalter 2024 

Eltern

Kinder- und 
Jugendpsycho-

therapie

Sozialräumliche 
UmgebungSchulen

Kinder- und 
Jugendhilfe

Digitale Räume

" Besonders belastete Jugendliche adäquat unterstützenBesonders belastete Jugendliche adäquat unterstützenBesonders belastete Jugendliche adäquat unterstützenBesonders belastete Jugendliche adäquat unterstützen

" Ambulante und stationäre Kinder- und JugendpsychotherapieAmbulante und stationäre Kinder- und JugendpsychotherapieAmbulante und stationäre Kinder- und JugendpsychotherapieAmbulante und stationäre Kinder- und Jugendpsychotherapie

" Netzwerkarbeit: „Kurve kriegen“, Kinder- und JugendhilfeNetzwerkarbeit: „Kurve kriegen“, Kinder- und JugendhilfeNetzwerkarbeit: „Kurve kriegen“, Kinder- und JugendhilfeNetzwerkarbeit: „Kurve kriegen“, Kinder- und Jugendhilfe

Polizei

Handlungsempfehlungen: 3 von 6Handlungsempfehlungen: 3 von 6Handlungsempfehlungen: 3 von 6

Jugendliche
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  • Freundschaft 

P‘ &Gewalt , • . Jpgendalter 2024 

Eltern

Sozialräumliche 
UmgebungSchulen

Digitale Räume

" Sozialräume stärkenSozialräume stärken

" Nachhaltige Investitionen in Wohn- und LebensverhältnisseNachhaltige Investitionen in Wohn- und LebensverhältnisseNachhaltige Investitionen in Wohn- und LebensverhältnisseNachhaltige Investitionen in Wohn- und Lebensverhältnisse

Handlungsempfehlungen: 4 von 6Handlungsempfehlungen: 4 von 6Handlungsempfehlungen: 4 von 6

Kinder- und 
Jugendhilfe

Polizei

Kinder- und 
Jugendpsycho-

therapie

Jugendliche

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 105 -
 

APr 18/1036
 Anlage 1, Seite 45 



/I 
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 2 • Freundschaft 

‘_ &Gewalt 
- - im Jugendalter 2024 

Eltern

JugendlicheSchulen

Digitale Räume

" Normbindung im Schulkontext stärkenNormbindung im Schulkontext stärkenNormbindung im Schulkontext stärken

" Verbindliche Regeln und RegelbewusstseinVerbindliche Regeln und RegelbewusstseinVerbindliche Regeln und Regelbewusstsein

" Unbürokratischer Zugang zu mehr RessourcenUnbürokratischer Zugang zu mehr RessourcenUnbürokratischer Zugang zu mehr Ressourcen

Handlungsempfehlungen: 5 von 6Handlungsempfehlungen: 5 von 6Handlungsempfehlungen: 5 von 6

Kinder- und 
Jugendhilfe

Polizei

Kinder- und 
Jugendpsycho-

therapie

Sozialräumliche 
Umgebung
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 2 

Freundschaft 
‘_ &Gewalt 

- - im Jugendalter 2024 

Eltern

Schulen

Digitale Räume

" Erleben von Normerosion in anderen Bereichen reduzierenErleben von Normerosion in anderen Bereichen reduzierenErleben von Normerosion in anderen Bereichen reduzierenErleben von Normerosion in anderen Bereichen reduzieren

" Social Media (Altersgrenzen)Social Media (Altersgrenzen)

" Selbstbedienungskassen, u.a.Selbstbedienungskassen, u.a.

Handlungsempfehlungen: 6 von 6Handlungsempfehlungen: 6 von 6Handlungsempfehlungen: 6 von 6

Kinder- und 
Jugendhilfe

Polizei

Kinder- und 
Jugendpsycho-

therapie

Jugendliche
Sozialräumliche 

Umgebung
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UNIVERSITÄT 
ZU KÖLN 

Vielen Dank für Ihre AufmerksamkeitVielen Dank für Ihre AufmerksamkeitVielen Dank für Ihre AufmerksamkeitVielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit
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NRW 
DIE FRAKTION 

SPD 

Christina Kampmann (MdL) 

SPD-Fraktion im Landtag NR V, Platz des Landtags 1, 402 [Düsseldorf 

Innenpolitische Sprecher:: n 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

Fon: 0211- 484 298 

Christina.Kampmann@ Plandtag.nrw.dE 

wwwspd•fraktion-u irw.de 

Frau

Angela Erwin (MdL)

Vorsitzende des Innenausschusses 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf

Beantragung von schriftlichen Berichtenen für die Sitzung des Innenausschusses 

am 0202.1010.2025

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

im Namen der SPD-Landtagsfraktion beantrage ich für die Sitzung des Innenausschusseses am 
0202.1010.2025 folgende schriftliche Berichte:

I.I. Studie des LKA zu Tötungsdelikten zum Nachteil von Frauen

Laut einer aktuellen Studie des Landeskriminalamts Nordrhein-Westfalen wurden zwischen 

2014 und 2023 insgesamt 1.666 versuchte und vollendete Tötungsdelikte an Frauen 

registriert. Davon wurden 522 Fälle als Femizide eingestuft also als Taten, bei denen Frauen 

aufgrund ihres Geschlechts getötet wurden. In 87 Prozent der Fälle handelte es sich um 

Beziehungstaten, häufig im Zusammenhang mit Trennungen. Besonders betroffen sind Frauen 

mit Gewalterfahrungen in der Kindheit sowie Frauen mit Migrationshintergrund.d.

Vor dem Hintergrund dieser alarmierenden Zahlen hattete die SPD-Fraktion bereits am 

17. September 2025 eine Fragestunde im Plenum des Landtags beantragt. Da Innenminister 

Herbert Reul bei dieser Fragestunde nicht anwesend war und die anwesende Ministerin für 

Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration, Josefine Paul, die 

innenpolitisch relevanten Fragen nicht hinreichend beantworten konnte, bitten wir die 

Landesregierung um einen ergänzenden schriftlichen Bericht. Dabei bitten wir insbesondere 

um die Beantwortung folgender Fragen:

19.09.2025
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Definition des Begriffs „Femizid" und wird erwogen, sich auf Bundesebene für die 
Einführung eines eigenen Straftatbestands „Femizid" einzusetzen, um der 

Mitteilung, ob die Landesregierung Soforthilfen gemäß Ziffer 2.3. der „Richtlinie über die 
Gewährung von Soforthilfen zur Milderung von durch Naturkatastrophen erlittene Schäden" 

Seite 2 ivon3 

1.1. Wie stellt die Landesregierung sicher, dass die Erkenntnisse und Empfehlungen aus 

der Studie des LKA NRW in konkrete, wirksame und nachhaltige Maßnahmen zur 

Bekämpfung von Tötungsdelikten an Frauen bzw. Femiziden umgesetzt werden?

2.2. Wie bewertet die Landesregierung die Forderung nach einer klaren rechtlichen 

geschlechtsspezifischen Dimension solcher Taten gerecht zu werden?

3.3. Welche Maßnahmen ergreift die Landesregierung, um sicherzustellen, dass 

geschlechtsspezifische Gewaltverbrechen insbesondere Femizide von den 

Strafverfolgungsbehörden als solche erkannt und korrekt eingeordnet werden?

4.4. Welche konkreten Schritte werden unternommen, um in der Aus- und Fortbildung 

von Polizei- und Justizbediensteten eine stärkere Sensibilisierung für 

geschlechtsspezifische Gewalt zu erreichen?

5.5. In welchen Bereichen sieht die Landesregierung Verbesserungsbedarf bei der 

Zusammenarbeit und dem Informationsaustausch zwischen Polizei, Justiz und 

weiteren einschlägigen Behörden bzw. Beratungsstellen im Umgang mit Fällen 

geschlechtsspezifischer Gewalt?

II. Starkregen und Überflutungen in Nordrhein-Westfalen 

Am 08. und 09. September 2025 haben heftige Regenfälle im Südwesten Nordrhein-

Westfalens zu schweren Überflutungen geführt. Besonders stark betroffen waren die Städte 

Bedburg (Rhein-Erft-Kreis), Mönchengladbach und Willich (Kreis Viersen). Dort traten Flüsse 

und Bäche über die Ufer, und zahlreiche Anwohnerinnen und Anwohner mussten ihre 

Häuser und Wohnungen zeitweise verlassen. Nach Presseberichten sollen beispielsweise in 

Bedburg innerhalb von nur sechs Stunden 148 Liter pro Quadratmeter gefallen sein memehr 

als doppelt so viel wie normalerweise in einem gesamten Monat.

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht über 

die Ereignisse, die eingetretenen Schäden sowie über die eingeleiteten Rettungs- und 

Hilfsmaßnahmen für die vom Unwetter betroffene Bevölkerung. Insbesondere bitten wir um 

eingeleitet hat.
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Amtsinhabers im Dezember 2023 inzwischen sogar vom „Stellvertreter des Stellvertreters" 

Seite 3 luon3 

III. Führungslose Polizeipräsidien – ein wiederkehrendes Problem

Seit September 2023 ist die Leitung des Polizeipräsidiums Aachen vakant. In 

Mönchengladbach wird das Präsidium nach dem altersbedingten Ausscheiden des letzten 

geführt, da auch der eigentliche Vertreter in den altersbedingten Ruhestand getreten ist. Auch 

in Bielefeld steht ein FüFührungswechsel im Polizeipräsidium bevor und auch hier gibt es 

BeBefürchtungen, dass die Neubesetzung mit einer längeren Vakanz einhergehen könnte. 

Die langen Vakanzen sind leider kein Einzelfall. In der Amtszeit von Innenminister Herbert Reul 

kam es bereits wiederholt vor, dass Polizeipräsidien über Monate hinweg lediglich 

kommissarisch geführt wurden so etwa in Oberhausen für mehr als anderthalb Jahre und in 

Gelsenkirchen über ein Jahr lang.

Wir bitten die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht zu diesem Sachverhalt. In 

diesem Zusammenhang bitten wir insbesondere um Beantwortung folgender Fragen: 

1.1. In welchen weiteren nordrhein-westfälischen Polizeipräsidien ist derzeit die Leitung 

vakant? 

2.2. Wie ist der Stand der entsprechenden Besetzungsverfahren und wann ist mit einem 

Abschluss zu rechnen? 

3.3. Bei welchen weiteren Polizeipräsidien ist bspw. aufgrund des Erreichens der 

Altersgrenze absehbar damit zu rechnen, dass eine baldige Nachbesetzung des 

Präsidenten/ der Präsidentin erforderlich sein wird? 

4.4. Wie beabsichtigt die Landesregierung sicherzustellen, dass in diesen Fällen künftig nicht 
ebenfalls wieder monatelange Vakanzen entstehen? 

Mit freundlichen Grüßen

Christina Kampmann
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igAl Alternative 
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Landtagsfraktion NRW 

Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

Markus Wagner 
Mitglied des Landtags Nordrhein-Westfalen 

Innenpolitischer Sprecher der AfD-Landtagsfraktion

Tel.: (0211)884-4517 (dienstlich) 

E-Mail: markus.wagner@landtag.nrw.de 

Tel.: 0211 - 884 4551 

Fax: 0211 - 884 3124 

AfD-Fraktion@Landtag.NRW.de 

1 

AfD-Landtagsfraktion NRW * Platz des Landtags 1 * 40221 Düsseldorf 

An die Vorsitzende des Innenausschusses 
Frau Angela Erwin MdL 

- im Hause - 

 

Düsseldorf, 19. September 2025 

Beantragung von Tagesordnungspunkten für die 58. Sitzung des Innenausschusses 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

für die 58. Sitzung des Innenausschusses am 2. Oktober 2025 beantrage ich für die AfD-Frak-

tion die nachfolgenden Tagesordnungspunkte mit der Bitte um einen schriftlichen Bericht der 

Landesregierung: 

I. 

Gewalt an Schulen immer schlimmer – Wie sieht es in NRW aus? 

In Baden-Württemberg zeigt sich ein alarmierender Anstieg von Gewaltvorfällen an Schulen, 
die sowohl Schüler als auch Lehrer betreffen. Nach aktuellen Zahlen des Innenministeriums 
in Stuttgart, die auf eine Anfrage der AfD-Fraktion hin veröffentlicht wurden, wurden im ver-
gangenen Jahr fast 2.800 Schüler Opfer von Straftaten auf dem Schulgelände. Dies bedeutet, 
dass im Durchschnitt täglich 15 Kinder und Jugendliche geschlagen, bedroht, beleidigt oder 
sogar sexuell herabgewürdigt wurden. Verglichen mit dem Jahr 2018 entspricht dies einem 
Anstieg von 46 Prozent. Besonders drastisch ist die Entwicklung bei Übergriffen gegen Lehr-
kräfte. Allein im vergangenen Jahr wurden 157 Pädagogen von Schülern verletzt, beschimpft 
oder gemobbt, was einem massiven Zuwachs von 158 Prozent entspricht. Auffällig ist dabei, 
dass die Täter häufig männlich sind.1

Ein weiterer Aspekt betrifft die Herkunft der Tatverdächtigen: Laut den Daten sind 36 Prozent 
von ihnen Ausländer, wobei Syrer mit 264 Fällen die größte Gruppe darstellen. Damit stammt 
etwa jeder vierte ausländische Tatverdächtige aus Syrien. Danach folgen Afghanen mit 72 
Fällen, Ukrainer mit 67, Iraker mit 61 sowie Kosovaren mit 51 registrierten Tätern. Besonders 
tragisch sind zwei Fälle, bei denen die Gewalt an Schulen tödlich endete: Im November 2023 

1 Vgl. https://www.bild.de/regional/baden-wuerttemberg/baden-wuerttemberg-schock-zahlen-zur-gewalt-
an-schulen-68ce83115d604c6d7adaca64. 

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 112 -
 

APr 18/1036
 Anlage 3, Seite 1 



2 

wurde ein 15-jähriger Schüler von einem Mitschüler erschossen, nur zwei Monate später starb 
eine 18-jährige Schülerin in St. Leon-Rot nach einem Messerangriff. Auch Eltern tragen nach 
Einschätzung von Fachverbänden zur Zuspitzung der Situation bei. Eine Umfrage des Ver-
bands Bildung und Erziehung ergab, dass viele Schulleiter von psychischer Gewalt berichten, 
die Eltern gegenüber Lehrkräften während Gesprächen ausübten. Die Schulleiter schilderten, 
dass Drohungen, respektloses Verhalten und verbale Aggressionen zunehmend auch von El-
ternseite ausgehen.2

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Zu wie vielen Straftaten kam es seit 2010 bis heute an den Schulen Nordrhein-West-
falens pro Jahr? 

2. Wie viele tätliche Übergriffe gab es zwischen Schülern seit 2010 an Schulen pro Jahr? 

3. Wie viele tätliche Übergriffe gab es zwischen Schülern und Lehrern seit 2010 an Schu-
len pro Jahr? 

4. Wie viele Polizeieinsätze gab es seit 2010 aufgrund von Gewalt in der Schule pro Jahr? 

5. Über welche Staatsbürgerschaften verfügen die verantwortlichen Tatverdächtigen der 
in Fragen 1 bis 4 abgefragten Straftaten und Übergriffe jeweils? 

II. 

Straftaten im Kommunalwahlkampf – Wie sehen die Zahlen aus? 

Der Kommunalwahlkampf ist größtenteils beendet und befindet sich nur noch in einigen Städ-
ten und Kommunen in der heißen Phase hinsichtlich anstehender Stichwahlen – war und ist 
jedoch von zunehmenden Spannungen und Vorfällen geprägt. Zahlreiche Parteien berichten 
davon, dass bereits tausende Wahlplakate beschädigt oder zerstört worden seien. Viele Orts-
verbände sprechen sogar von gravierenden Zuständen. Deshalb laufen die Bemühungen, zer-
störte Plakate auszutauschen oder zu reparieren, inzwischen auf Hochtouren. Doch nicht nur 
über Plakate, sondern auch durch Infostände, Haustürbesuche und direkte Gespräche suchen 
die Parteien den Kontakt zu den Bürgern. Dadurch haben die Kandidatinnen und Kandidaten 
inzwischen ein klareres Bild von der aktuellen Stimmungslage im Wahlkampf – und diese fällt 
je nach Partei durchaus unterschiedlich aus.3

Die Grünen seien von Angriffen eher weniger stark betroffen. Ihr Mitgefühl gelte daher jenen 
Parteien, die stärker von Vandalismus oder Übergriffen betroffen seien. Besonders gravierend 

2 Ebenda. 
3 Vgl. https://rp-online.de/nrw/staedte/moenchengladbach/kommunalwahl-2025-die-stimmung-im-wahl-
kampf-hat-sich-deutlich-verschaerft_aid-132406401. 
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sei die Situation nach Angaben der FDP. Dort wurden nicht nur zahlreiche Plakate zerstört, 
sondern auch die Geschäftsstelle zum wiederholten Mal Ziel von Angriffen. Anfang August 
hatten Unbekannte Schilder entwendet und die Ziffern „161“ an die Fassade gesprüht – ein 
Zahlencode, der laut Polizei in der linksextremen Szene gebräuchlich ist. FDP-Oberbürger-
meisterkandidat Reiner Gutowski beklagt, dass sich die Stimmung im Kommunalwahlkampf 
deutlich verschärft habe und dies bereits der zweite Angriff auf die Geschäftsstelle sei. Beson-
ders erschütternd sei für ihn, dass ehrenamtliche Helfer zunehmend von verbalen Angriffen 
berichteten, wie es sie in dieser Häufung bisher noch nie gegeben habe. Michael Immel von 
der AfD wiederum berichtet von einer insgesamt überwiegend positiven Resonanz seitens der 
Bevölkerung, räumt jedoch ein, dass es auch zu Anfeindungen gekommen sei. So seien Par-
teimitglieder als „Nazis“ oder „Faschisten“ beschimpft worden, außerdem seien mutmaßliche 
Antifa-Mitglieder an Infoständen provozierend aufgetreten, was in einem Fall sogar einen Po-
lizeieinsatz notwendig gemacht habe. Trotz solcher Vorfälle bewertet er die Rückmeldungen 
aus der Bürgerschaft im Wesentlichen als positiv.4

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie viele Straftaten wurden seit August 2024 bis heute pro Monat in Nordrhein-West-
falen gegen einzelne Parteien im Zusammenhang mit Wahlkämpfen registriert? (Bitte 
als Ranking absteigend auflisten.) 

2. Wie viele dieser Straftaten wurden als Gewalttaten seit August 2024 bis heute pro Mo-
nat gewertet? 

3. Wie viele dieser Straftaten waren seit August 2024 bis heute pro Monat (Plakat-)Dieb-
stähle? 

4. Wie viele Ordnungswidrigkeiten wurden seit August 2024 bis heute pro Monat in Nord-
rhein-Westfalen gegen einzelne Parteien im Zusammenhang mit Wahlkämpfen regis-
triert? (Bitte als Ranking absteigend auflisten.) 

5. Welchem politisch motivierten Spektrum (PMK-links, -rechts, Ausländische Ideologie, 
Religiöse Ideologie oder sonstige Zuordnung) wurden die in den Fragen 1 bis 4 abge-
fragten Straftaten respektive Ordnungswidrigkeiten zugeordnet? 

III. 

Essen: Frau am Hauptbahnhof mit Messer schwer verletzt – Was sind die Hinter-
gründe? 

4 Ebenda. 
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Am Essener Hauptbahnhof kam es am späten Sonntagnachmittag zu einer schweren Gewalt-
tat, bei der eine Frau durch Messerstiche lebensgefährlich verletzt wurde. Nach ersten Er-
kenntnissen der Bundespolizei war dem blutigen Vorfall ein Streit zwischen zwei Frauen vo-
rausgegangen, der zunächst nur verbal geführt wurde. Im Laufe der Auseinandersetzung es-
kalierte die Situation jedoch zunehmend. Aus den verbalen Provokationen entwickelten sich 
Handgreiflichkeiten, bei denen eine der Beteiligten nach Angaben von Zeugen sogar mit einer 
Lautsprecherbox um sich schlug. Inmitten dieser körperlichen Auseinandersetzung griff 
schließlich eine der Frauen zu einem Messer und stach mehrfach auf ihre Kontrahentin ein. 
Gegen 17:40 Uhr ging deshalb ein Notruf bei den Einsatzkräften ein.5

Das Opfer erlitt dabei so schwere Verletzungen, dass es sofort in ein Krankenhaus gebracht 
und notoperiert werden musste. Nach Auskunft der Bundespolizei schwebt die Frau in akuter 
Lebensgefahr. Auch die mutmaßliche Täterin erlitt leichte Verletzungen, die sie sich nach bis-
herigen Informationen selbst zugefügt haben soll. Über die Hintergründe und das Motiv des 
Streits ist bislang nichts bekannt. Hinweise auf weitere beteiligte Personen liegen nach Anga-
ben eines Polizeisprechers nicht vor. Auch nähere Angaben zu Identität oder Alter der beiden 
Frauen konnten bislang nicht gemacht werden.6

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftatbestände 
aufschlüsseln.) 

2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Beteiligten bekannt? 

3. Welche Vorstrafen sind über die Beteiligten jeweils bekannt? (Bitte chronologisch auf-
listen.) 

4. Über welche Nationalität verfügen die Beteiligten jeweils? (Bitte Vornamen bei einem 
deutschen Tatverdächtigen nennen.) 

IV. 

Massenschlägerei zwischen Dortmund und Schalke Hooligans 

Am Samstagabend, den 20. September 2025, ist es in Dortmund-Scharnhorst zu einer massi-
ven Auseinandersetzung zwischen gewaltbereiten Fußballanhängern gekommen. In der Nähe 
des Bahnhofs lieferten sich fast 400 Hooligans von Schalke 04, Borussia Dortmund sowie auch 
Anhänger des 1. FC Köln eine brutale Massenschlägerei. Der Auslöser war die Rückreise der 

5 Vgl. https://www.bild.de/regional/essen/messer-angriff-am-hbf-essen-frau-sticht-frau-nieder-lebensge-
fahr-68d03fe16199625f8c0f87eb. 
6 Ebenda. 
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Schalker Fans, die nach dem Auswärtssieg ihres Vereins beim 1. FC Magdeburg mit dem Zug 
ins Ruhrgebiet zurückkehrten. Während der Fahrt durch Dortmund betätigten die Schalker zwei-
mal hintereinander die Notbremse, wodurch der Zug jeweils zum Stillstand kam. Beim zweiten 
Stopp gegen 22:50 Uhr im Stadtteil Scharnhorst verließ schließlich eine größere Gruppe der 
Schalke-Anhänger den Zug und begab sich in ein nahegelegenes Waldstück, wo es zu einer 
groß angelegten Konfrontation mit rivalisierenden BVB- und auch Kölner Anhängern kam.7

Die Polizei, die gemeinsam mit der Bundespolizei in großer Zahl ausrückte, traf vor Ort auf über 
300 Schalker sowie rund 90 Dortmunder Sympathisanten, die sich in unmittelbarer Nähe auf-
hielten. Bei vielen Beteiligten stellten die Beamten sichtbare Spuren von Schlägen wie Rötungen 
im Gesicht und an den Händen fest. Außerdem fanden sie bei Durchsuchungen typische Aus-
rüstungsgegenstände für organisierte Schlägereien, darunter Boxbandagen, Handschuhe, Ski-
masken und Zahnschutz. Aufgrund der massiven Gefährdungslage mussten die Einsatzkräfte 
auch einen Polizeihubschrauber einsetzen, da sich zeitweise Personen auf den Bahngleisen 
aufhielten. Gegen die beteiligten Personen wurden Ermittlungsverfahren unter anderem wegen 
gefährlicher Körperverletzung, Landfriedensbruch und gefährlichen Eingriffs in den Bahnver-
kehr eingeleitet. Ob es im Vorfeld eine gezielte Verabredung zur Auseinandersetzung gegeben 
hatte, wird derzeit geprüft. Über mögliche Verletzte machte die Polizei bislang keine Angaben. 
Nach der Eskalation begleiteten die Beamten die Schalker zurück zum Zug, der etwa eine halbe 
Stunde später, unter polizeilicher Begleitung, seine Fahrt in Richtung Gelsenkirchen fortsetzte.8

In den frühen Morgenstunden gegen 02:38 Uhr drang eine Gruppe von etwa 30 Unbekannten 
in ein Vereinsheim in Gelsenkirchen-Rotthausen ein, in dem eine private Feier stattfand. Dort 
befanden sich unter anderem Anhänger von Rot-Weiß Essen. Die Eindringlinge zerstörten Mö-
bel, attackierten Gäste und skandierten dabei mehrfach „Scheiß Essener“. Zeugen gaben an,
dass einige Täter Tätowierungen trugen, die auf eine Verbindung zur organisierten Fanszene 
des FC Schalke 04 schließen lassen. Verletzt wurde in diesem Fall niemand, doch auch hier 
ermittelt die Polizei, ob ein Zusammenhang zu der vorherigen Massenschlägerei in Dortmund 
besteht und ob möglicherweise dieselben Personen an beiden Vorfällen beteiligt waren.9

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu den oben beschriebenen Vorfällen? (Bitte Tathergang sowie Straftatbe-
stände aufschlüsseln.) 

2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Beteiligten bekannt? 

3. Welche Vorstrafen sind über die Beteiligten jeweils bekannt? (Bitte chronologisch auf-
listen.) 

4. Über welche Nationalität verfügen die Beteiligten jeweils? (Bitte Vornamen bei einem 
deutschen Tatverdächtigen nennen.) 

7 Vgl. https://www.bild.de/regional/nordrhein-westfalen/dortmund-400-schalke-und-bvb-hools-pruegeln-
sich-im-wald-68cfece9d81e3d6aaf08f2bc. 
8 Ebenda. 
9 Ebenda. 
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V. 

Nennung der Nationalität von Straftätern – Wann ist damit endlich zu rechnen? 

Ende Juli 2024 hat Innenminister Herbert Reul (CDU) angekündigt, einen Erlass auf den Weg 
zu bringen, wonach die Polizei in Nordrhein-Westfalen in ihren Pressemitteilungen zukünftig 
immer die Nationalität von Tatverdächtigen nennen soll, obwohl sich die Regierung seit Jahren 
dagegen ausgesprochen hatte. Offensichtlich ist der Druck durch die Realität und der, der AfD-
Fraktion zu groß geworden, die schon im Januar 2020 erstmalig einen Antrag eingebracht hatte, 
der die Nennung der Nationalität von Tatverdächtigen forderte, um so möglichst wirklichkeits-
nahe Pressemitteilungen der Strafverfolgungsbehörden in Nordrhein-Westfalen sicherzustellen. 
Das Innenministerium möchte nun nach eigenen Angaben durch die Nennung der Nationalität 
mehr Transparenz schaffen. Gleichzeitig solle dies auch die Polizei entlasten, da die Presse 
immer wieder bei der Polizei nachgefragt habe, welche Nationalität die Tatverdächtigen haben. 
Damit die neue Regelung auch umgesetzt werden kann, muss zunächst der Medienerlass ge-
ändert werden, sodass die neue Regel nach Informationen des WDR ab Herbst dieses Jahres 
gilt.10

Ende Juli 2024 wies ein Sprecher des Innenministeriums darauf hin, dass „bereits in den ver-
gangenen Wochen den Kreispolizeibehörden deutlich signalisiert wurde, dass das Innenmi-
nisterium den Medienerlass dahin gehend verändern wird, dass die Nennung der Nationalitä-
ten auch im Erlass klar geregelt werden soll“. Eine Ausnahme bei der Nennung der Nationalität
bildet jedoch die Staatsanwaltschaft. Wenn diese im Rahmen ihrer Pressearbeit zu dem 
Schluss kommen, dass die Nationalität nicht benannt werden soll, dann werden die Presse-
stellen der Kreispolizeibehörden der Weisung folgen.11

In der Innenausschusssitzung Anfang November dieses Jahres wies Innenminister Reul da-
rauf hin, dass der Medienerlass zurzeit noch überarbeitet werde. Er fügte hinzu: 

„Sie kennen meine Haltung: Staatsangehörigkeiten sollten in den Mitteilungen der
Polizei von vornherein genannt werden.“

Um diese Praxis zu verankern, brauche es jedoch eine „Abstimmung mit dem Justizministe-
rium“. Während Reul seine Polizeistellen zur Transparenz anweisen will, scheinen Justizmit-
arbeiter dieses Vorhaben allerdings auszubremsen. Das Ergebnis der Absprache mit dem Jus-
tizministerium „muss abgewartet werden“. Mehr könne Reul derzeit nicht sagen. Aus dem In-
nenministerium erfuhr NIUS des Weiteren, dass die Idee Reuls „fast nicht umsetzbar“ sei und
man intern nicht mehr davon ausgehe, dass der Medienerlass bald umgesetzt werde.12

10 Vgl. https://www1.wdr.de/nachrichten/nationalitaet-tatverdaechtige-innenministerium-erlass-100.html. 
11 Vgl. https://www.bild.de/politik/inland/reul-erlass-fuer-nrw-polizei-soll-nationalitaet-von-straftaetern-
nennen-66a753fe3e4df523cad7e442. 
12 Vgl. https://www.nius.de/kriminalitaet/news/herbert-reul-nennung-nationalitaet-tatverdaechtige-nord-
rhein-westfalen-kriminalitaet/5886a0b9-2946-473c-8104-9850c0f1cef0. 
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Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie lautet der neue (Rund-)Erlass für die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit der Polizei 
NRW? 

2. Wie ist der Stand der Abklärung mit dem Minister der Justiz? 

3. Geht auch der Innenminister mittlerweile davon aus, dass seine Idee „fast nicht um-

setzbar“ ist?

4. Wie verfährt die Polizei NRW in der Zwischenzeit? 

5. Wie wird bei Mehrfachstaatsangehörigen verfahren? 

Markus Wagner, MdL 
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An die Vorsitzende des Innenausschusses

Angela Erwin MdL
Platz des Landtags 
40221 Düsseldorf 

Beantragung von schriftlichen Berichten für die Sitzung des Innen-

ausschusses am 30. Oktober 2025 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

im Namen der FDP-Fraktion beantrage ich für die kommende Sitzung des 

Innenausschusses folgende schriftliche Berichte: 

1. Störung einer Lesung in der Neuen Synagoge Düsseldorf 

Am Abend des 9. Oktober 2025 fand in Düsseldorf-Golzheim, wenige Meter 
von der Neuen Synagoge (Zietenstraße/Paul-Spiegel-Platz), eine Protest-
kundgebung statt.1 Die Versammlung war unter dem Titel „Keine Bühne für 
die israelische Armee“ angemeldet und richtete sich gegen einen zeitgleich 
in der Jüdischen Gemeinde stattfindenden Vortrag und eine Lesung von 
Arye Sharuz Shalicar. Nach Medienangaben begleiteten Dutzende Ein-
satzkräfte die Lage; es wurden 26 Strafanzeigen u. a. wegen Volksver-
hetzung, des Zeigens verbotener Symbole und unerlaubter Parolen auf-
genommen (u. a. skandiert: „Massenmörder Israel“). Vier Tatverdächtige 
wurden zur Identitätsfeststellung festgehalten. In der Synagoge selbst 
störten vier Personen die Veranstaltung mit Konfettigeräten; auch hier 
wurden Anzeigen gefertigt. Die Polizei hatte zuvor auf eine Verlegung 
der Kundgebung weg von der Synagoge hingewirkt; die Versammlung 
wurde gleichwohl in unmittelbarer Nähe durchgeführt. Der Leiter der Mahn- 
und Gedenkstätte Düsseldorf, Bastian Fleermann, sprach von „Einschüch-
terung“ und einem „politischen Skandal“. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir um einen schriftlichen Bericht der Lan-
desregierung, der sich unter anderem mit folgenden Fragen befasst: 

1 Vgl. Berichterstattung etwa: Maximilian Nowroth, 26 Strafanzeigen wegen Volksverhet-
zung bei Anti-Israel-Demo nahe Synagoge, Rheinische Post vom 10.10.2025. 
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1. Welche Kooperationsgespräche fanden wann mit welchen Auflagen 
statt? 

2. Welches polizeiliche Objektschutzkonzept wurde anlässlich der Le-
sung in der Synagoge und der in unmittelbarer Nähe stattfindenden 
Protestkundgebung durchgeführt? 

3. Welche polizeilichen und Verfassungsschutz-Erkenntnisse beste-
hen zu den festgestellten Personalien der Protestkundgebung, so-
wie der Personen, die die Veranstaltung in der Synagoge gestört 
haben? 

4. Welche polizeilichen und Verfassungsschutz-Erkenntnisse beste-
hen zu den die Protestkundgebung unterstützenden Organisationen 
und Personen? 

5. Welchen Kontakt mit der Jüdischen Gemeinde hat es seitens der 
Landesregierung im Nachgang des Vorfalls gegeben? 

2. Cybersicherheitsstrategie der Landesregierung 

Im Jahr 2020 wurde durch die schwarz-gelbe Landesregierung die Cybersi-
cherheitsstrategie des Landes Nordrhein-Westfalen als erste umfassende 
Landesstrategie dieser Art vorgelegt. Die Strategie strukturierte Ziele und 
Maßnahmen in drei Handlungsfeldern (u. a. Bewusstseinsbildung, Präven-
tion insbesondere für KMU, Koordination/Kooperation) und galt bis 2024. 
Flankierend richtete das Land die Koordinierungsstelle Cybersicherheit 
NRW im Innenministerium ein, zusätzlich wurde der Interministerielle Aus-
schuss Cybersicherheit begründet und im MWIDE das Kompetenzzentrum 
für Cybersicherheit in der Wirtschaft „DIGITAL.SICHER.NRW“ eingerichtet. 
Die Cybersicherheitslage hat sich seitdem deutlich zugespitzt: In Lagebil-
dern wird von Ransomware-Wellen, DDoS-Kampagnen (häufig poli-
tisch/hacktivistisch motiviert), Spionage und Desinformation sowie wach-
senden professionellen Dienstleistungsmärkten im „Cybercrime-as-a-Ser-
vice“ berichtet. 
Das BKA verzeichnete 2024 Höchststände bei Cyberstraftaten; BSI-Lage-
bilder beschreiben eine dauerhaft erhöhte Gefährdung. Damit steigen die 
Anforderungen an Resilienz, Incident-Response, Schutz kritischer Infra-
strukturen, Kommunal-IT, Hochschulen sowie an Unternehmen (KMU). 
Gleichwohl hat die Landesregierung die Cybersicherheitsstrategie nicht 
fortgesetzt und keine neue Strategie beschlossen, damit besteht eine stra-
tegische Steuerungslücke und in einer Phase zunehmender hybrider Be-
drohungen besteht eine Lücke zwischen Lageentwicklung und Strategie-
pflege. 
Zudem hat die Landesregierung im Haushaltsentwurf 2026 den Mittelan-
satz für die Koordinierungsstelle Cybersicherheit und den Interministerielle 
Ausschuss Cybersicherheit um rund 17 % auf nunmehr 250.000 € gekürzt. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir um einen schriftlichen Bericht der Lan-
desregierung, der sich unter anderem mit folgenden Fragen befasst: 
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1. Warum hat die Landesregierung die Cybersicherheitsstrategie nicht 
fortgeschrieben? 

2. Wann und mit welchem Zeitplan beabsichtigt die Landesregierung, 
die Cybersicherheitsstrategie NRW über den Zeitraum 2021–2024 
hinaus formell unter Beteiligung welcher Ressorts und nachgeord-
neter Behörden fortzuschreiben? 

3. Wie bewertet die Landesregierung die Kürzung des Mittelansatzes 
für die Koordinierungsstelle Cybersicherheit und den Interministeri-
ellen Ausschuss Cybersicherheit im Kontext einer massiv angestie-
genen hybriden Bedrohungslage? 

4. Wie stellt die Landesregierung sicher, dass KRITIS-Betreiber und 
Kommunalverwaltungen in NRW angesichts der beschriebenen 
hybriden Angriffe (DDoS, Desinformation, Spionage, Ransomware) 
aktuelle Mindeststandards erreichen und wie und durch wen werden 
diese definiert und kontrolliert? 

5. Welche Kooperations- und Transferformate setzt die Landesregie-
rung ein, um KMU-Resilienz messbar zu steigern, und welche Er-
folgskennzahlen werden dafür berichtet? 

3. Mafia-Aktivitäten in Nordrhein-Westfalen 

In der seine Buchveröffentlichung flankierenden Medienberichterstattung 
lässt sich Innenminister Herbert Reul zitieren: „Mafia ist ja auch so eine 
Struktur, russische, italienische und so, die fällt weniger auf, weil die eben 
im Verborgenen arbeiten. Die wollen nicht auffallen. Die libanesischen 
Clans sind einfach blöder, verkürzt gesagt, weil die sagen, wir machen das 
auch noch offen. Die wollen auf der Straße zeigen, wie stark sie sind.“2

Tatsächlich ist die öffentliche Wahrnehmung derzeit stark auf Clan-Krimina-
lität zugespitzt, Entwicklungen in anderen Feldern Organisierter Kriminalität 
und Mafia-Strukturen sind in den Hintergrund getreten. 
Dabei zeigen die Lagebilder zur Organisierten Kriminalität, dass insbeson-
dere Rauschgiftschmuggel, Geldwäsche und „crime as a service“ strukturell 
prägend sind, erhebliche volkswirtschaftliche Schäden verursachen und die 
kriminellen Strukturen mit erheblichen Geldmitteln ausstatten. Neben der 
medial mit hoher Aufmerksamkeit bedachten Clan-Kriminalität, besteht ein 
weiterer Schwerpunkt im Bereich der Organisierten Kriminalität auch in den 
Bereichen der albanischen, der italienischen, der OMCG und rockerähnli-
chen Organisierten Kriminalität. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir um einen schriftlichen Bericht der Lan-
desregierung, der sich unter anderem mit folgenden Fragen befasst: 

1. Wann ist mit der Veröffentlichung des Lagebild Organisierte Krimi-
nalität 2024 zu rechnen? 

2. Welche Struktur- und Ermittlungserkenntnisse liegen der Landesre-
gierung zu Präsenz, Modus Operandi und Geldwäsche-Strukturen 

2 „Ohne Sicherheit rollt uns das Land weg“, Bild am Sonntag vom 12.10.2025, Seite 8. 
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der Organisierten Kriminalität in Nordrhein-Westfalen vor? (getrennt 
nach Form der Organisierten Kriminalität) 

3. Welchen Entwicklungen im Bereich der Organisierten Kriminalität 
misst die Landesregierung besondere Relevanz zu? 

4. Welche Rolle spielen ausgewertete kryptierte Kommunikationsdaten 
(z. B. Encrochat/Exodus aber auch Signal, Telegram etc.) für die 
Einleitung von OK-Verfahren, und welche Ressourcen/Fähigkeiten 
hält NRW hierfür vor? 

5. Welche aufsichts- und strafverfolgungsseitigen Maßnahmen verfolgt 
die Landesregierung gegen Geldwäsche in Gastronomie/Immobi-
lien/Autohandel sowie Finanz-/Krypto-Kanälen? 

4. Interministerielle Arbeitsgruppe Zivile Verteidigung 

Am 2. September 2025 hat das Kabinett NRW beschlossen, einen Intermi-
nisteriellen Ausschuss für Zivile Verteidigung (IMA ZV) einzurichten, um 
ressortübergreifende Abstimmung in Krisen- und Verteidigungsfällen si-
cherzustellen.3

Hintergrund ist die Wiederbelebung des Konzepts der Zivilen Verteidigung 
vor dem Hintergrund der veränderten sicherheitspolitischen Lage (z. B. 
Krieg in Europa, hybride Bedrohungen). 
Ziel der Einrichtung sei es, das Land in Krisen- und Verteidigungsfällen 
handlungsfähig zu halten und die Bevölkerung noch besser zu schützen. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir um einen schriftlichen Bericht der Lan-
desregierung, der sich unter anderem mit folgenden Fragen befasst: 

1. Welche Ressorts, Behörden und Organisationen sind im IMA ZV 
vertreten oder werden beteiligt? 

2. Welche Aufgabenstellung konkret bearbeitet der IMA ZV, wie erfolgt 
eine Berichterstattung an Landesregierung und Landtag? 

3. Mit welchen zusätzlichen Personalressourcen, Haushaltsmitteln 
oder Sachmitteln ist der IMA ZV ausgestattet? 

4. Welche Konzepte, Pilotprojekte, Evaluierungen und Analysen wer-
den durch das IMA ZV bearbeitet? 

5. Mit welcher Priorität befasst sich das IMA ZV mit welchen konkreten 
Maßnahmen? 

5. Polizeiliche Schussabgabe in Arnsberg 

Am 11. Oktober 2025 kam es in der Innenstadt von Arnsberg zu einem poli-

zeilichen Einsatz, der in einer Schussabgabe durch einen Polizeibeamten 

3 Vgl. https://www.im.nrw/landesregierung-richtet-interministeriellen-ausschuss-fuer-zivile-
verteidigung-ein?utm_source=chatgpt.com 
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mündete. Medienberichten4 zufolge hatte ein 40-jähriger Mann zuvor mit ei-

ner Eisenstange mehrere Gebäude und drei Einsatzfahrzeuge beschädigt. 

Trotz mehrfacher Ansprache durch die Polizei habe der Mann weiterhin ein 

aggressives Verhalten gezeigt und die Einsatzkräfte bedroht. Daraufhin sei 

ein Schuss abgegeben worden, der den Mann am Bein traf. Er wurde an-

schließend medizinisch versorgt und befindet sich seither in ärztlicher Be-

handlung; Lebensgefahr bestand laut Polizei nicht. 

Im Internet kursierten Videos des Vorfalls, in denen zu sehen war, dass der 

Tatverdächtige minutenlang Polizeifahrzeuge beschädigte und nicht durch 

anwesende Polizeikräfte gestellt wurde. 

Vor Hintergrund bitten wir um einen schriftlichen Bericht der Landesregie-
rung, der sich unter anderem mit folgenden Fragen befasst: 

1. Wie bewertet die Landesregierung den zeitlichen und taktischen Ab-
lauf des Polizeieinsatzes? 

2. Hätte durch Ausstattung der Polizeikräfte mit einem sog. Taser die 
Schussabgabe verhindert werden können? 

3. Welchen konkreten Zeitplan verfolgt die Landesregierung bei der 
Evaluation des Tasers? 

4. Welche konkreten Ergebnisse der Evaluation liegen der Landesre-
gierung derzeit vor? 

5. Welchen Betrag sieht die Landesregierung im Haushaltsjahr 2026 
für die Anschaffung von Tasern vor?  

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Werner Pfeil MdL 

4 Vgl etwa Rebecca Weber, Schussabgabe in Arnsberg: Einsatzablauf wird untersucht, 
SauerlandKurier vom 14.10.2025, abrufbar unter: https://www.sauerlandkurier.de/hoch-
sauerlandkreis/arnsberg/schussabgabe-in-arnsberg-polizei-untersucht-einsatzablauf-
93986088.html#google_vignette (letzter Abruf: 15.10.2025). 
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Fehlende Taser-Gutachten liegen jetzt vor — Wann gedenkt die Landesregierung 
Öffentlichkeit und Landtag über die abschließenden Ergebnisse der Evaluation des 
Einsatzes von DEIG durch die NRW-Polizei zu informieren? 

J,", -Itftf
Für die Vielen, 

nicht die Wenigen. 

SPD-Fraktion im Landtag NRW, Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf 

Frau  

Angela Erwin MdL 

Vorsitzende des Innenausschusses  

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf  

17.10.2025 

Beantragung schriftlicher Berichte der Landesregierung                                                                                                    

für die Sitzung des Innenausschusses am 30. Oktober 2025  

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,  

im Namen der SPD-Landtagsfraktion beantrage ich für die Sitzung des 

Innenausschusses am 30. Oktober 2025 nachfolgende schriftliche Berichte:  

Im Koalitionsvertrag der Landesregierung ist vereinbart: „Soweit sie bereits erfolgt ist, 

werden wir die Einführung des Distanzelektroimpulsgerätes in einem begleitenden 

Prozess bis 2024 unabhängig, wissenschaftlich und ergebnisoffen evaluieren und den 

weiteren Fortgang hiervon abhängig machen.“.  

Nachdem das erste – ein medizinisches Gutachten – der hierzu beauftragten drei 

Gutachten dem Innenausschuss im November 2024 vorgestellt wurde, liegen laut einer 

Auskunft der Haushaltsbeauftragten des Ministeriums des Innern bei der 

Klausurtagung des Haushalts- und Finanzausschusses nunmehr – mit einem Jahr 

Verspätung – auch die beiden weiteren Gutachten – ein einsatztaktisches und ein 

sozialwissenschaftliches Gutachten – vor.  

Die Landesregierung möge hierzu schriftlich gegenüber dem Ausschuss berichten und 

insbesondere die folgenden Fragen beantworten:  

" Wann wird die Landesregierung diese beiden Gutachten gegenüber Öffentlichkeit 

und Parlament vorstellen? 

CHRISTINA KAMPMANN MDL 

Innenpolitische Sprecherin 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

T 0211.884-2518 

Mail:  

christina.kampmann@landtag.nrw.de 

www.spd-fraktion-nrw.de 
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Liegt die Evaluation des PeRiskoP-Programms mittlerweile vor? 

Aktueller Stand der Mehrarbeit bei der Polizei NRW 

Islamistisch motivierter Messerangriff an einer Essener Schule Anfang September —
Aktueller Ermittlungsstand 

Für die Vielen, 
Ligeht.,die:VVentget.4. Seite 2 

" Zu welchen Ergebnissen sind die beiden Gutachten gekommen?  

" Hat die Landesregierung bereits eine Entscheidung dazu getroffen, ob die NRW-

Polizei flächendeckend mit DEIG ausgestattet wird?  

Das Ministerium des Innern hat angekündigt, dass bis Mitte 2025 mit den Ergebnissen 

des Abschluss- sowie des Evaluationsberichtes zum PeRiskoP-Programm zu rechnen ist. 

Bislang ist jedoch weder durch das Ministerium mitgeteilt worden, ob die Berichte 

vorliegen, noch, falls ja, zu welchen Folgerungen sie kommen.  

Die Landesregierung möge vor diesem Hintergrund schriftlich gegenüber dem 

Ausschuss zu diesem Sachverhalt berichten und hierbei insbesondere die folgenden 

Fragen beantworten:  

" Falls die Evaluation noch nicht abgeschlossen ist: Wann ist mit einem Abschluss zu 

rechnen? 

" Falls die Evaluation abgeschlossen ist: Zu welchen Ergebnissen ist die Evaluation 

gekommen? 

" Welche Folgerungen zieht die Landesregierung aus den Evaluationsergebnissen?  

" Welchen Anpassungsbedarf am PeRiskoP-Programm sieht die Landesregierung?  

" Welche Anpassungen wurden ggf. bereits vorgenommen?  

Wie unlängst öffentlich wurde, sind allein im Zeitraum vom 1. Februar bis zum 30. Juni 

2025 gut 9000 Mehrarbeitsstunden von NRW-Polizistinnen und Polizisten nach der 

sogenannten Bagatellgrenze des § 61 LBG entfallen. Dies wirft die Frage auf, wie sich das 

Gesamtmehrarbeitsaufkommen bei der Polizei zuletzt (d.h., siehe unten, seit dem 

Berichtsjahr 2022 bis Ende September 2025) entwickelt hat.  

Die Landesregierung möge hierzu – in Fortführung der in Vorlage 18/1407 gewählten 

Systematik (Vorlage umfasst Daten bis zum Berichtsjahr 2022) – schriftlich gegenüber 

dem Ausschuss berichten. Die Landesregierung möge hierbei auch zur Entwicklung der 

sogenannten „sonstigen Stunden“ berichten.  

Am 09. September ist es an einer Essener Schule zu einem Messerangriff auf eine 

Lehrerin mit mutmaßlich islamistischem Hintergrund gekommen.  
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Messerangriff an einer Schule in Paderborn — Aktueller Ermittlungsstand 

'IM 

Für die Vielen, 
nicht die Wenigen. Seite 3 

Die Landesregierung möge – sofern möglich, nach Rücksprache mit dem 

Generalbundesanwalt – schriftlich gegenüber dem Ausschuss über den aktuellen Stand 

der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen hierzu berichten. 

Am 8. Oktober ist es an einer Berufsschule in Paderborn zu einem Messerangriff auf eine 

Schülerin gekommen. Nachdem durch die Schule zunächst Amok-Alarm ausgelöst 

worden war, stellte sich der flüchtige mutmaßliche Täter noch am Nachmittag selbst 

der Polizei. Sein Motiv ist nach Presseberichten jedoch bislang unklar.   

Die Landesregierung möge schriftlich gegenüber dem Ausschuss über den aktuellen 

Stand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen hierzu berichten. Die 

Landesregierung möge zudem insbesondere dazu berichten, ob mittlerweile 

Erkenntnisse zum Motiv bestehen und ob der Tatverdächtige im Rahmen des PeRiskoP-

Programms bekannt war.   

Mit freundlichen Grüßen  

Christina Kampmann MdL 

Innenpolitische Sprecherin 
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CDU 
, NRW Fraktion 

GRÜNE 
IM LANDTAG NRW 

Dr. Christos Katzidis MdL 

Innenpolitischer Sprecher

Dr. Julia Höller MdL 

Innenpolitische Sprecherin

Landtag Nordrhein-Westfalen - Platz des Landtags 1 - 40221 Düsseldorf 

Dr. Christos Katzidis - CDU-Landtagsfraktion NRW 

Telefon: 0211 884-2186 

E-Mail: christos.katzidis@landtag.nrw.de

Dr. Julia Höller - Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  

Telefon: 0211 884-2700 

E-Mail: julia.hoeller@landtag.nrw.de

An die 
Vorsitzende des Innenausschusses  
Frau Angela Erwin MdL  
- im Hause -  

 

 

Düsseldorf, den 16. Oktober 2025 

Berichtswunsch für die Sitzung des Innenausschusses am 30. Oktober 2025 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

für die oben genannte Sitzung des Innenausschusses beantragen wir im 

Namen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu fol-

gendem Tagesordnungspunkt einen schriftlichen Bericht: 

Polizeiliche Maßnahmen gegen den “Active Club OWL” 

Rechtsextremisten haben in den letzten Jahren ihr Repertoire an Angeboten, um neue 

Mitglieder zu werben und bestehende Mitglieder zu binden, stetig erweitert. Besonders 

Kampfsportgruppierungen haben sich dabei als Angebot etabliert. Über sie wird über-

wiegend jungen Männern Gewalt- und Kampfbereitschaft antrainiert. Gleichzeitig wer-

den die Personen langfristig an die Gruppen gebunden und mit rechtsextremistischer 

Ideologie geprägt. Diese Kampfsportgruppierungen werden als “Active Clubs” bezeich-

net. In NRW existieren aktuell die drei “Active Clubs” Niederrhein, Nordrhein und Ost-

westfalen.  

Am 01.10.2025 durchsuchte die Polizei in Ostwestfalen-Lippe mehrere Wohnungen 

mutmaßlicher Rechtsextremisten. Die Tatverdächtigen zwischen 17 und 35 sollen Mit-

glieder der Gruppierung “Active Club Ostwestfalen” sein und stehen im Tatverdacht des 

illegalen Waffenbesitzes. Sichergestellt wurden nach Presseberichten des WDR diverse 
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Messer, eine Machete, eine Armbrust mit Pfeilen, ein Luftgewehr, eine scharfe Pistole 

ohne Munition sowie verschiedene Softair- und Schreckschusswaffen.

Vor diesem Hintergrund bitten wir um schriftlichen Bericht zu folgenden Fragestellun-

gen: 

1. Seit wann sind die Active Clubs im Fokus der Sicherheitsbehörden? 

2. Was hat konkret zu den Maßnahmen gegen den Active Club OWL geführt? 

3. Wie sind die Reaktionen der weiteren Active Clubs in NRW und bundesweit? 

4. Rechtsextremistische Gruppen erreichen insb. in den sozialen Medien junge 

Menschen. Wie begegnen die Sicherheitsbehörden dieser Entwicklung? 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Christos Katzidis MdL  Dr. Julia Höller MdL 

Gregor Golland MdL Dorothea Deppermann MdL 
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24 Alternative 
Deundliand 

Landtagsfraktion NRW 

Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

Markus Wagner 
Mitglied des Landtags Nordrhein-Westfalen 

Innenpolitischer Sprecher der AfD-Landtagsfraktion

Tel.: (0211)884-4517 (dienstlich) 

E-Mail: markus.wagner@landtag.nrw.de 

Tel.: 0211 - 884 4551 

Fax: 0211 - 884 3124 

AfD-Fraktion@Landtag.NRW.de 

1 

AfD-Landtagsfraktion NRW * Platz des Landtags 1 * 40221 Düsseldorf 

An die Vorsitzende des Innenausschusses 
Frau Angela Erwin MdL 

- im Hause - 

 

Düsseldorf, 16. Oktober 2025 

Beantragung von Tagesordnungspunkten für die 61. Sitzung des Innenausschusses 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

für die 61. Sitzung des Innenausschusses am 30. Oktober 2025 beantrage ich für die AfD-

Fraktion die nachfolgenden Tagesordnungspunkte mit der Bitte um einen schriftlichen Bericht 

der Landesregierung: 

I. 

Ministerien lassen NGOs durch Verfassungsschutz überprüfen – Wie handelt NRW? 

Nach einem Bericht des Redaktionsnetzwerks Deutschland (RND) hat das Bundesamt für Ver-
fassungsschutz in den vergangenen vier Jahren im Auftrag der Bundesregierung mehr als 
2.500 Nichtregierungsorganisationen (NGOs) und Einzelpersonen überprüft, die staatliche 
Fördermittel beantragt hatten. Grundlage dieser Überprüfungen ist das sogenannte „Haber-
Verfahren“, das es seit 2004 gibt und das es Bundesministerien, dem Bundeskanzleramt sowie 
Bundesbehörden – darunter etwa das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) – er-
laubt, beim Verfassungsschutz anzufragen, ob zu Antragstellern „verfassungsschutzrelevante
Erkenntnisse“ vorliegen. Das Verfahren sieht keine vorherige Verdachtslage vor, und die Be-
troffenen werden weder über die Anfrage noch über eine mögliche Auswertung informiert. Ziel 
der Abfragen ist es, mögliche extremistische oder verfassungsfeindliche Bestrebungen von 
Empfängern öffentlicher Fördermittel frühzeitig zu erkennen und entsprechende Risiken aus-
zuschließen.1

Laut der Antwort des Bundesinnenministeriums auf eine Kleine Anfrage der Linksfraktion im 
Bundestag wurden zwischen 2020 und 2024 insgesamt 1.250 Organisationen und 1.296 Ein-

1 Vgl. https://www.welt.de/politik/deutschland/article68f07a97dbad4b72062aee8f/ministerien-lassen-
mehr-als-1000-ngos-durch-verfassungsschutz-ueberpruefen.html. 
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zelpersonen überprüft. In 210 Fällen meldete der Verfassungsschutz tatsächlich „verfassungs-
schutzrelevante Erkenntnisse“. In solchen Fällen empfiehlt das Innenministerium, die Bewilli-
gung von Fördermitteln zu verweigern. Wie viele Überprüfungen seit Einführung des Verfah-
rens im Jahr 2004 insgesamt durchgeführt wurden, ist nicht bekannt, doch zeigen frühere Re-
gierungsangaben, dass die Zahl der Anfragen in den letzten Jahren stark angestiegen ist. So 
waren laut einer früheren Antwort der Bundesregierung auf eine Anfrage der Linksfraktion im 
Jahr 2018 zwischen 2004 und 2018 nur rund 50 Überprüfungen im Zusammenhang mit dem 
Förderprogramm „Demokratie leben!“ erfolgt. In den Jahren 2018 und 2019 seien es dann
bereits etwa 330 Überprüfungen für verschiedene Ministerien und Bundesbehörden gewesen.2

Die aktuelle Entwicklung deutet somit auf eine erhebliche Ausweitung dieses geheimdienstli-
chen Prüfmechanismus hin. Besonders hervorzuheben ist dabei, dass die Überprüfungen 
auch ohne konkrete Verdachtsmomente stattfinden und für die Betroffenen vollkommen in-
transparent bleiben. Das wirft Fragen hinsichtlich des Datenschutzes, der rechtsstaatlichen 
Kontrolle und der Verhältnismäßigkeit auf. Kritiker bemängeln, dass das Verfahren eine pau-
schale Misstrauenskultur gegenüber der Zivilgesellschaft fördere und den Handlungsspiel-
raum von gemeinnützigen Organisationen einschränke, die häufig auf öffentliche Fördermittel 
angewiesen sind.3

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie viele Nichtregierungsorganisationen, die staatliche Fördermittel beantragt hatten, 
wurden in Nordrhein-Westfalen seit 2010 bis heute pro Jahr durch den Verfassungs-
schutz überprüft? 

2. Wie viele Einzelpersonen, die staatliche Fördermittel beantragt hatten, wurden in Nord-
rhein-Westfalen seit 2010 bis heute pro Jahr durch den Verfassungsschutz überprüft? 

3. Welche Ämter respektive Behörden haben die in Frage 1 und 2 abgefragten Überprü-
fungen jeweils angeordnet? 

4. In wie vielen Fällen, der in Frage 1 und 2 abgefragte Überprüfungen, meldete der Ver-
fassungsschutz tatsächlich „verfassungsschutzrelevante Erkenntnisse“? 

5. Welche der in Frage 1 und 2 abgefragten Nichtregierungsorganisationen respektive 
Einzelpersonen waren betroffen? (Bitte einzeln auflisten.) 

II. 

Wer wird wie vom Verfassungsschutz in NRW beobachtet? 

2 Ebenda. 
3 Ebenda. 
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Die Verfassungsschutzbehörden in Deutschland haben den gesetzlichen Auftrag, Einzelper-
sonen oder Gruppen zu beobachten, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass 
deren Handlungen die freiheitlich-demokratische Grundordnung oder andere zentrale Schutz-
güter gefährden könnten. Eine solche Beobachtung darf jedoch nur erfolgen, wenn objektive 
Fakten vorliegen, die eine Gefährdung wahrscheinlich machen. Erst wenn radikale Meinungen 
in Handlungen übergehen, die das staatliche Gefüge oder die demokratische Grundordnung 
tatsächlich gefährden, spricht man von extremistischen Bestrebungen und dann wird der Ver-
fassungsschutz aktiv. In solchen Fällen dürfen die Behörden Informationen sammeln und aus-
werten. Dabei greifen sie sowohl auf öffentlich zugängliche Quellen als auch unter bestimmten 
rechtlichen Voraussetzungen auf nachrichtendienstliche Mittel zurück.4

Die Beobachtung durch den Verfassungsschutz verläuft in einigen Bundesländern in drei Pha-
sen: dem Prüffall, dem Verdachtsfall und der gesichert extremistischen Bestrebung. Diese Ein-
stufungen dienen dazu, das Ausmaß der Gefährdung und den Grad der Beweislage zu struk-
turieren. In der ersten Phase, dem Prüffall, prüfen die Behörden zunächst, ob hinreichende 
Anhaltspunkte für eine tiefergehende Beobachtung vorliegen. Dabei dürfen sie ausschließlich 
auf öffentlich zugängliche Informationen zurückgreifen; verdeckte nachrichtendienstliche Maß-
nahmen sind in dieser Phase nicht erlaubt. Über die Einstufung als Prüffall wird die Öffentlich-
keit grundsätzlich nicht informiert, da es sich um eine interne Bewertung handelt. Da der Prüf-
fall rechtlich nicht gesetzlich geregelt ist, darf seine Einstufung daher nicht veröffentlicht wer-
den. Wenn sich über einen längeren Zeitraum die Hinweise auf verfassungsfeindliche Aktivi-
täten verdichten, kann eine Organisation oder Einzelperson als Verdachtsfall eingestuft wer-
den. In dieser Phase ist es den Verfassungsschutzbehörden erlaubt, auch nachrichtendienst-
liche Mittel einzusetzen, um weitere Informationen zu gewinnen. Verdachtsfälle werden in der 
Regel in den jährlichen Verfassungsschutzberichten des Bundes und der Länder namentlich 
erwähnt. Wird schließlich festgestellt, dass eine Gruppierung eindeutig gegen die freiheitlich-
demokratische Grundordnung arbeitet oder das friedliche Zusammenleben der Völker gefähr-
det, wird sie als gesichert extremistisch eingestuft. In diesem Stadium bestehen für die Behör-
den keine Zweifel mehr daran, dass die Organisation aktiv und zielgerichtet gegen den Be-
stand des demokratischen Verfassungsstaates agiert.5

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie viele Organisationszusammenhänge (Parteien, Vereine, Personenzusammen-
schlüsse) werden derzeit insgesamt vom Verfassungsschutz in Nordrhein-Westfalen 
qualifiziert beobachtet? 

2. Wie verteilen sich die unter 1 genannten Organisationszusammenhänge auf die unter-
schiedlichen Extremismusphänomene? 

3. Wie unterscheiden sich die unter 2 genannten Organisationszusammenhänge bezüg-
lich ihrer Beobachtungs-/ Bewertungsqualität jeweils einzeln als Prüf-, Verdachts- oder 
gesicherter Fall des jeweiligen Extremismusphänomens? 

4 Vgl. https://www.bpb.de/kurz-knapp/hintergrund-aktuell/544531/was-heisst-beobachtung-durch-den-
verfassungsschutz/#:~:text=Die%20Beobachtung%20gliedert%20sich%20in,den%20Geset-
zen%20nicht%20einheitlich%20geregelt.. 
5 Ebenda. 
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4. Wer sind die unter 3 genannten jeweils im Einzelnen? 

5. Über wie viele respektive welche Prüf- und Verdachtsfälle darf der Verfassungsschutz 
in Nordrhein-Westfalen aus normativen Gründen nicht publizieren? 

III. 

Düsseldorf: Jugendliche verüben neun Raubüberfälle 

In Düsseldorf verübte zwischen dem 22. August und dem 15. September 2025 eine Gruppe 
Jugendlicher insgesamt neun Überfälle, bei denen sie stets maskiert auftraten und ihre Opfer 
mit einem Messer bedrohten. Die Ermittlungen der Polizei wurden von einer speziell einge-
richteten Einsatzgruppe mit dem Namen „Ermittlungskommission Fischerhut“ geführt. Im Zuge 
dieser Ermittlungsarbeit konnten die Taten schließlich einer sechsköpfigen Gruppe von Ju-
gendlichen im Alter zwischen 15 und 17 Jahren zugeordnet werden. Die Polizei geht davon 
aus, dass die Tatverdächtigen teils allein und teils in wechselnden Gruppenkonstellationen 
agierten, was die Aufklärung der Taten zusätzlich erschwerte. Eine Person aus dem Kreis der 
Verdächtigen wurde bereits festgenommen, während die Ermittlungen gegen die weiteren Be-
teiligten noch andauern.6

Die Serie der Raubüberfälle begann am Abend des 22. August 2025 gegen 20:20 Uhr, als eine 
Bankfiliale am Nikolaus-Knopp-Platz in Düsseldorf das Ziel eines bewaffneten Überfalls wurde. 
Nur einen Tag später, am 23. August um 20:55 Uhr, wurde ein Discounter an der Kalkumer 
Straße ebenfalls unter Gewaltandrohung mit einem Messer ausgeraubt. Am darauffolgenden 
Abend, den 24. August um 21:15 Uhr, drangen die Täter in ein Hotel an der Münsterstraße ein 
und erbeuteten Bargeld. Der nächste Überfall ereignete sich am 25. August 2025 um 20:58 
Uhr, in einem weiteren Discounter an der Heerdter Landstraße. Nach einer kurzen Pause setz-
ten die Täter ihre Serie am 29. August um 23:23 Uhr fort, als ein Hotel an der Roßstraße 
überfallen wurde.7

Nach knapp zwei Wochen ohne bekannte Tat folgte am 8. September 2025 um 21:15 Uhr der 
nächste Überfall auf einen Discounter an der Unterrather Straße. Nur wenige Stunden später, 
am 9. September um 00:01 Uhr, schlugen die Täter erneut zu. Das Ziel war diesmal ein Kiosk 
an der Rheinbabenstraße. Bereits am folgenden Abend, den 10. September um 19:30 Uhr, 
kam es zu einem weiteren Raubüberfall auf einen Discounter an der Ulmenstraße. Den Ab-
schluss der Serie bildete schließlich am 15. September 2025, ebenfalls um 19:30 Uhr, ein 
Überfall auf ein Geschäft an der Wiesenstraße.8

Bei sämtlichen Taten trat eine ähnliche Vorgehensweise zutage. Die Täter traten maskiert auf, 
bedrohten das Personal mit einem Messer und forderten die Herausgabe von Bargeld oder 

6 Vgl. https://www.bild.de/regional/duesseldorf/duesseldorf-jugendliche-verueben-neun-raubueberfaelle-
mit-messern-68ef4f720dc4b85759d37d77?t_ref=https. 
7 Ebenda. 
8 Ebenda. 
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Wertgegenständen. Dabei gingen sie äußerst entschlossen und einschüchternd vor. Aufgrund 
der wiederkehrenden Muster, der zeitlichen Nähe und der geographischen Verteilung der Tat-
orte verdichtete sich für die Ermittler schnell der Verdacht, dass es sich um eine zusammen-
hängende Serie handelte. Die „EK Fischerhut“ koordinierte daraufhin ihre Ermittlungsmaßnah-
men, wertete Videoüberwachungen aus, sicherte Spuren und vernahm Zeugen. Es gelang ihr 
schließlich, die sechs Jugendlichen zu identifizieren, die im Verdacht stehen, für die Serie ver-
antwortlich zu sein. Obwohl eine Person bereits festgenommen wurde, dauern die Ermittlun-
gen gegen die übrigen Tatverdächtigen weiterhin an. Die Düsseldorfer Polizei betonte, dass 
die Untersuchungen noch nicht abgeschlossen seien und weitere Beteiligte oder Hintergründe 
nicht ausgeschlossen werden könnten.9

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu den oben beschriebenen Vorfällen? (Bitte Tathergang sowie Straftatbe-
stände aufschlüsseln.) 

2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtigen bekannt? 

3. Welche Vorstrafen haben die Tatverdächtigen jeweils erhalten? (Bitte chronologisch 
auflisten.) 

4. Über welche (Mehrfach-)Staatsangehörigkeiten verfügen die Tatverdächtigen? (Bitte 
Vornamen bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 

5. Werden respektive wurden einer der Tatverdächtigen bereits als Intensivtäter geführt? 

IV. 

Oberhausen: Prozess um Femizid 

Eine 32-jährige Mutter von drei kleinen Kindern, die zudem schwanger war, wurde am 11. April 
2025 in ihrer Wohnung in Oberhausen tot aufgefunden. Offenbar wurde sie Opfer eines brutalen 
Femizids. Ihr Lebensgefährte S., ein 36-jähriger Mann aus dem Kosovo, steht nun vor dem 
Landgericht Duisburg wegen Mordes. Der Fall begann mit einem Hinweis des Jugendamtes, 
nachdem S. die Tür nicht öffnete, als ihre zwei jüngeren Kinder von einer Fördermaßnahme 
zurückgebracht wurden. Auch der älteste Sohn war an diesem Tag nicht aus dem Kindergarten 
abgeholt worden. Als die Polizei schließlich die Wohnungstür aufbrach, fanden die Beamten die 
Leiche der jungen Frau.10

9 Ebenda. 
10 Vgl. https://www.bild.de/regional/nordrhein-westfalen/prozess-um-femizid-in-oberhausen-kosovare-
soll-mutter-seiner-kinder-ermordet-haben-68e6353614154520ea136e60?t_ref=https. 
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Die Staatsanwalt geht davon aus, dass S. aus niederen Beweggründen handelte, seiner Part-
nerin jedes Lebensrecht absprach und über sie verfügen wollte. Laut Anklage soll sein Handeln 
von „purem Frauenhass“ geprägt gewesen sein. Auch frühere Lebensgefährtinnen des Ange-
klagten sollen unter seiner Gewalt gelitten haben, was ein Muster aus Kontrolle, Besitzdenken 
und Aggression erkennen lässt. Der Gerichtssprecher erklärte, dass S. seine Frau in einer lang-
jährigen, von Gewalt geprägten Beziehung terrorisiert habe. Die Beziehung zwischen S. und 
ihrem mutmaßlichen Mörder dauerte etwa acht Jahre und war immer wieder von Misshandlun-
gen überschattet. S. wurde bereits mehrfach wegen häuslicher Gewalt verurteilt und war zwi-
schenzeitlich in Untersuchungshaft. Trotz der wiederholten Gewaltausbrüche suchte die Ehe-
frau immer wieder die Nähe zu ihm. Am 9. März 2025, nur wenige Wochen vor der Tat, soll sie 
nach einer erneuten Attacke gemeinsam mit ihren drei Kindern in ein Frauenhaus geflüchtet 
sein. Doch selbst dort nahm sie nach Erkenntnissen der Ermittler wieder Kontakt zu ihrem Pei-
niger auf. Ihre Anwältin, die nun die Geschwister der Getöteten vertritt, erklärte, das Opfer habe 
geglaubt, dass S. ihr nichts antun würde, weil sie schwanger war. Sie habe ihn trotz der Gewalt-
taten geliebt und gehofft, dass er sich ändern könne.11

Was am 11. April in der Wohnung genau geschah, ist noch nicht vollständig geklärt. Nach den 
Ermittlungen soll S. seine Partnerin im Badezimmer attackiert, sie gewürgt und schließlich durch 
Erdrosseln und massive Schläge gegen den Kopf getötet haben. Danach floh er vom Tatort und 
blieb zunächst verschwunden. Drei Tage später stellte er sich schließlich im badischen Kehl der 
Polizei. S. bestreitet die Mordvorwürfe und weist jede Tötungsabsicht von sich. Die Staatsan-
waltschaft sieht jedoch ein klares Muster von Gewalt, Kontrolle und Besitzdenken, das sich 
durch die gesamte Beziehung zog. Die Tat wird als Ausdruck von tief verwurzeltem Frauenhass 
und patriarchaler Dominanz interpretiert – ein klassischer Fall von Femizid, wie ihn Staatsanwalt 
Mende beschreibt.12

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftatbestände 
aufschlüsseln.) 

2. Wie viele Femizide wurden in Nordrhein-Westfalen seit 2010 bis heute pro Jahr regis-
triert? 

3. Über welche (Mehrfach-)Staatsangehörigkeiten verfügen die in Frage 2 verantwortli-
chen Tatverdächtigen? 

V. 

Nennung der Nationalität von Straftätern – Wann ist damit endlich zu rechnen? 

11 Ebenda. 
12 Ebenda. 
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Ende Juli 2024 hat Innenminister Herbert Reul (CDU) angekündigt, einen Erlass auf den Weg 
zu bringen, wonach die Polizei in Nordrhein-Westfalen in ihren Pressemitteilungen zukünftig 
immer die Nationalität von Tatverdächtigen nennen soll, obwohl sich die Regierung seit Jahren 
dagegen ausgesprochen hatte. Offensichtlich ist der Druck durch die Realität und der, der AfD-
Fraktion zu groß geworden, die schon im Januar 2020 erstmalig einen Antrag eingebracht hatte, 
der die Nennung der Nationalität von Tatverdächtigen forderte, um so möglichst wirklichkeits-
nahe Pressemitteilungen der Strafverfolgungsbehörden in Nordrhein-Westfalen sicherzustellen. 
Das Innenministerium möchte nun nach eigenen Angaben durch die Nennung der Nationalität 
mehr Transparenz schaffen. Gleichzeitig solle dies auch die Polizei entlasten, da die Presse 
immer wieder bei der Polizei nachgefragt habe, welche Nationalität die Tatverdächtigen haben. 
Damit die neue Regelung auch umgesetzt werden kann, muss zunächst der Medienerlass ge-
ändert werden, sodass die neue Regel nach Informationen des WDR ab Herbst dieses Jahres 
gilt.13

Ende Juli 2024 wies ein Sprecher des Innenministeriums darauf hin, dass „bereits in den ver-
gangenen Wochen den Kreispolizeibehörden deutlich signalisiert wurde, dass das Innenmi-
nisterium den Medienerlass dahin gehend verändern wird, dass die Nennung der Nationalitä-
ten auch im Erlass klar geregelt werden soll“. Eine Ausnahme bei der Nennung der Nationalität
bildet jedoch die Staatsanwaltschaft. Wenn diese im Rahmen ihrer Pressearbeit zu dem 
Schluss kommen, dass die Nationalität nicht benannt werden soll, dann werden die Presse-
stellen der Kreispolizeibehörden der Weisung folgen.14

In der Innenausschusssitzung Anfang November dieses Jahres wies Innenminister Reul da-
rauf hin, dass der Medienerlass zurzeit noch überarbeitet werde. Er fügte hinzu: 

„Sie kennen meine Haltung: Staatsangehörigkeiten sollten in den Mitteilungen der
Polizei von vornherein genannt werden.“

Um diese Praxis zu verankern, brauche es jedoch eine „Abstimmung mit dem Justizministe-
rium“. Während Reul seine Polizeistellen zur Transparenz anweisen will, scheinen Justizmit-
arbeiter dieses Vorhaben allerdings auszubremsen. Das Ergebnis der Absprache mit dem Jus-
tizministerium „muss abgewartet werden“. Mehr könne Reul derzeit nicht sagen. Aus dem In-
nenministerium erfuhr NIUS des Weiteren, dass die Idee Reuls „fast nicht umsetzbar“ sei und
man intern nicht mehr davon ausgehe, dass der Medienerlass bald umgesetzt werde.15

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie lautet der neue (Rund-)Erlass für die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit der Polizei 
NRW? 

2. Wie ist der Stand der Abklärung mit dem Minister der Justiz? 

13 Vgl. https://www1.wdr.de/nachrichten/nationalitaet-tatverdaechtige-innenministerium-erlass-100.html. 
14 Vgl. https://www.bild.de/politik/inland/reul-erlass-fuer-nrw-polizei-soll-nationalitaet-von-straftaetern-
nennen-66a753fe3e4df523cad7e442. 
15 Vgl. https://www.nius.de/kriminalitaet/news/herbert-reul-nennung-nationalitaet-tatverdaechtige-nord-
rhein-westfalen-kriminalitaet/5886a0b9-2946-473c-8104-9850c0f1cef0. 
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3. Geht auch der Innenminister mittlerweile davon aus, dass seine Idee „fast nicht um-

setzbar“ ist?

4. Wie verfährt die Polizei NRW in der Zwischenzeit? 

5. Wie wird bei Mehrfachstaatsangehörigen verfahren? 

Markus Wagner, MdL 
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